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So neu wie das Layout dieser Fach­
zeitschrift "Notfallvorsorge" ist auch 
die Aufmachung der Administration 
der Zivilen Verteidigung im Bundes­
ministerium des Innern. Hielt die NV 
+ ZV aber seit 1990 ihr Erschei­
nungsbild - und somit ein halbes 
Jahrzehnt -, ist im BMI bereits nach 
einem Jahr alles anders. Bewegung, 
so sagt man in der freien Wirtschaft, 
fördert Entwicklung, Stagnation be­
deutet Rückschritt. 

An dieser Maxime gemessen, kann 
es für die Staatsaufgabe "Zivi le Ver­
teidigung", die uns die Verfassung 
in Artikel 73, Satz 1 in Verbindung 
mit Artikel 2, Absatz 2 garantiert, 
nur aufwärts gehen. Jedoch weit ge­
fehlt! Selbst die Presseorgane, die 
sich um Notfallvorsorge, Bevölke­
rungsschutz und Zivile Verteidigung 
als Garanten für die Zivilbevölkerung 
in allen Notlagen nie richtig geküm­
mert haben, schlugen Alarm. Der 
Haushalt macht's. Und die Strategie 
des Bundes, alle Verantwortlichkei-
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ten auf Länder und Gemeinden zu 
delegieren, die gleichwohl in der 
Vergangenheit in der Pflicht, we­
nigstens Vorgaben und Koordinati­
on verspürten. Und - wenn auch wi­
derwillig - schluckten. Den Hilfsor­
ganisationen, ihren freiwilligen 
Helfern, den Bürgern tat's gut. Sie 
forderten in den vergangenen Jah­
ren immer wieder vom Bundesin­
nenminister, die Aufsicht nicht ab­
zugeben. Letztlich vergeblich. Denn 
wer zahlt, schafft an . Wer nichts 
mehr zahlt, ist stimm- und sprachlos. 
So der Bund, dem nichts anderes ein­
fiel, als nach der Halbierung des 
Etats und der Freisetzung von 
50 Prozent aller Helfer, die Länder in 
die Pflicht zu nehmen (die sie oh­
nehin hatten) und Freizügigkeit zu 
akklamieren. Auch in der Verwen­
dung der eigenen, nicht vorhande­
nen Mittel. Aber da sind noch die 
Landkreise und Gemeinden sowie 
die Hilfsorganisationen. Die einen 
durch pflicht, die anderen durch Mo­
ral zur Hilfe verpflichtet. Die erste-
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ren haben kein Geld, die anderen 
keine Helfer mehr. 

Insofern ist es logisch, daß die Ein­
sparungen im Bundesetat auch die 
Verwaltung der Zivilen Verteidigung 
treffen . Wie? Sind doch Beamte 
(wenn nicht politische) weitgehend 
unkündbar und kaum versetzbar. 
Glückliche Fügungen ermöglichten 
die neue Aufmachung . Frau Bun­
desministerin Merkel schickte Staats­
sekretär (Iemens Stroetmann in den 
einstweiligen Ruhestand. Dem agi­
len 48jährigen, gedichtbändchen­
schreibenden Umweltfachmann 
folgte ein alter Verwaltungsprofi. 
Der 54 Jahre alte Erhard Jauck. Und 
der war Abteilungsleiter der Orga­
nisationsabteilung im Bundesinnen­
ministerium. Sie ahnen alles Weite­
re. Der bisherige Abteilungsleiter der 
LZV, die hoffnungsvoll, aber fälsch­
lich als Leitungsstab Zivile Verteidi­
gung gedeutet wurde, Rüdiger Kass, 
ließ die Neugründung hinter sich 
und übernahm die freie Abteilung O. 
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ORGANISATION Y 
Dabei beließ man ihm die Zivile Ver­
teidigung, in die er sich ein Jahr und 
durchaus mit Geschick eingearbei­
tet hatte. Auf die Gedankenspiele, 
diese Aufgabe an die Polizei abzu­
treten, will ich nicht eingehen . So 
landete ab 1. Februar 1995 die ZV 
bei der O. Als Unterabteilung in der 
Obhut des Ehemannes der Frau Prä­
sidentin des Bundesverfassungsge­
richts, Ministerialdirigent Limbach. 
Das Ergebnis ist so frappierend wie 
frustrierend. Wer um die Bedeutung 
von Aufgaben innerhalb von Res­
sorts weiß, konstatiert: Nach über 
30 Jahren auf Abteilungsebene prä­
sentiert ist die ZV nunmehr ins zwei­
te Glied getreten (worden). Da hilft 

auch nicht der bedeutungsvolle Hin­
weis "Staatssekretär unterstellt" . Die 
Staatsaufgabe Zivile Verteidigung, 
die immer im Rahmen der Gesamt­
verteidigung als gleichwertiger, ja 
gleichrangiger Partner der Militäri­
schen Verteidigung zu sehen war, ist 
in einer Unterabteilung unter Wert. 
Administrative Partner: hier eine Un­
terabteilung, dort ein Ministerium. 
Ein unfairer Vergleich? Mit Sicher­
heit nein! Sachlich ist dies, 
ohne Zweifel, kein Fortschritt für die 
Staatsaufgabe Bevölkerungsschutz 
als Grundlage für die Sicherheit der 
Bürger. 

(Horst Schättler) 

Abteilung 0 

Verwaltungsorganisation; Protokoll; Kommunalwesen; Statistik; Zivile 
Verteidigung 

MinDir Dr. Kaas 

Unterabteilung 0 111 
Zivile Verteidigung 

(StS unterstellt) 

MinDir Limbach 

Referat 0 111 1 

Grundsatzangelegenheiten der Zivilen Verteidigung und 
des Zivilschutzes, NATO-Angelegenheiten 

MinR Vogt 

Referat 0 111 2 

Katastrophenschutz; Interministerielle Koordinierungsstelle 
für großflächige Gefährdungslagen; Humanitäres 

Völkerrecht; Wehrerfassung 

MinR Ahrens / MinR Wittschen 

Referat 0 111 3 

Warndienst, Schutzraumbau, Wassersicherstellung, Schutz 
der Gesundheit der Zivilbevölkerung 

MinR Schenk 

Referat 0 111 4 

Technisches Hilfswerk, Humanitäre Hilfeleistung, Selbstschutz 
MinR Dr. Ammermüller 

RD Zander 

Referat 0 111 5 

Öffentliches Auftragswesen, Vergabebeauftragter Ost 

RD Seydel 
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POLITIK/HINTERG 

Pressekonferel1 
für Katastroph 
arn 20. Februa 
Bundesminister a. D. Hans~ 

Katastrophen- und Notfallvor­
sorge als eine Gemeinschaftsaufga­
be von Bund und Ländern fordert 
das Deutsche IDNDR-Komitee. An­
gesichts der sich häufenden 
Großschäden und den Mittelkür­
zungen bei den Hilfspotentialen von 
Bund, Ländern und Gemeinden klaff­
te die Schere zwischen Einsatzerfor­
dernis und Verfügbarkeit von Ein­
satzkräften zunehmend auseinander. 

Diese Tatsache nahm Wischnews­
ki zum Anlaß, vor über 15 Vertretern 
der großen Tageszeitungen und Pres­
seagenturen am 20. Februar 1995 im 
Bonner Presseclub mehr Aufmerk­
samkeit für die staatliche Notfallvor­
sorgepolitik durch Regierungen, Par­
lamente und Verwaltungen einzu­
fordern . Neben ihm waren vier 
Katastrophenschutzexperten An­
sprechpartner der Journalisten. 

Bundesminister 
a. D. Hans-Jürgen Wischnewski 
Vorsitzender des Deutschen IDNDR­
Komitees für Katastrophenvorbeu­
gung e. V. 

Dr. Walter Jakobi 
Direktor, Gerling-Konzern Globale 
Rückversicherung 
Mitglied des Deutschen IDNDR-Ko­
mitees 

Prof. Dr. Erich Plate 
Leiter des Instituts für Hydrologie 
und Wasserwirtschaft der Universität 
Karlsruhe 
Vorsitzender des Wissenschaftlichen 
Beirats des Deutschen IDNDR-Komi­
tees 

Dr. Horst Schättler 
Bundesvorstand der Johanniter-Un­
fall -Hilfe 
Mitglied des Deutschen IDNDR-Ko­
mitees 

Prof. Dr. Jochen Zschau 
Leiter der Abteilung Disasterfor­
schung des Geoforschungszentrums 
Potsdam 
Mitglied des Wissenschaftlichen Bei­
rats des Deutschen IDNDR-Komitees 

Christian Eikenberg 
Geschäftsführer des Deutschen ID­
NDR-Komitees für Katastrophenvor­
beugung e. V. 
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Irgen Wischnewski 

Wischnewski: Katastrophenvor­
sorge in Deutschland stärken 

Am Beispiel des Erdbebens in Ko­
be vom 17. Januar 1995 zeigt sich, 
daß auch Industrieländer in erhebli­
chem Maße verwundbar gegenüber 
Naturkatastrophen sind. Obwohl Ja­
pan zu den am besten vorbereiteten 
Ländern gehört, wurde deutlich, wie 
groß die Schwierigkeiten sind, die 
nach einem solchen regionalen De­
saster zu bewältigen sind. Zu diesem 
Ergebnis kommt Hans-Jürgen 
Wischnewski, Vorsitzender des Deut­
schen IDNDR-Komitees für Katastro­
phenvorbeugung e. V. Es sei daher 
dringend notwendig, daß auch 
Deutschland aus den in Kobe ge­
machten Erfahrungen lerne. Aus die­
sem Grunde habe das Deutsche ID­
NDR-Komitee die japanische Regie­
rung um einen Bericht über die in 
Kobe gemachten Erfahrungen ge­
beten . 

Die Erdbebengefahr in der Bun­
desrepublik sei zwar mit dem geo­
graphischen und geologischen Risi­
kopotential in Japan nicht ver­
gleichbar. Dennoch seien auch weite 
Teile Deutschlands von Katastrophen 
betroffen. Hierzu zählten Stürme, 
Sturmfluten und auch Hochwasser­
lagen, wie sie in den vergangenen 
Jahren am Rhein und seinen Neben­
flüssen aufgetreten seien. Die Ge­
fahr, die von diesen Ereignissen aus­
gehe, werde häufig unterschätzt. 

Zunächst gelte es allerdings, das 
Einsatzpotential und die Vorsorge­
maßnahmen, die in Deutschland im 
Falle einer solchen Katastrophe be­
reitstehen, auf Einsatzbereitschaft 
und Kapazität hin zu überprüfen . 
"Wir müssen uns jetzt die Frage stei­
len: Sind wir ausreichend vorberei ­
tet?", mahnte Wischnewski. 

Nach Ansicht mehrerer Hilfsor­
ganisationen, darunter der Arbeiter­
Samariter-Bund, der Malteser-Hilfs­
dienst und die Johanniter-Unfall-Hil­
fe, hätte der bundesdeutsche 
Katastrophenschutz einer in ihrer 
Wirkung dem Kobe-Beben ver­
gleichbaren Katastrophe nur wenig 
entgegenzusetzen . "Das Deutsche 
IDNDR-Komitee nimmt diese 

Warnung sehr ernst " , so Wisch ne­
wski. "Eine Lücke im Katastrophen­
schutz können wir uns angesichts ei­
ner steigenden Bedrohung unter 
keinen Umständen leisten." 

Das Deutsche IDNDR-Komitee sei 
bereit und aufgrund seiner interdis­
ziplinären Zusammensetzung auch 
in der Lage, zu einer Versachlichung 
der derzeit geführten Diskussion 
über die Kürzungen im Bereich des 
Zivilschutzes beizutragen. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Verände­
rungen in der Finanzierungsstruktur 
des Zivil - und Katastrophenschutzes 
müssen nach Ansicht des Komitees 
allerdings vor allem drei Aufgaben 
schnell bewältigt werden: 

1. Es gelte, zukunftsorientierte 
Risikoanalysen zu erarbeiten, 
die eindeutig Aufschluß über 
die Bedrohungspotentiale in 
katastrophengefährdeten Ge­
bieten geben. "Erst wenn wir 
über solche Katastrophen­
szenarien verfügen, kann der 
Bedarf an Einsatzkräften und 
organisatorischen Vorausset­
zungen ermittelt werden", be­
tonte Wischnewski. 

2. Auch sei es notwendig, eine 
bundesweite Bestandsauf­
nahme der zur Zeit verfügba­
ren Einsatzkräfte für den Ka­
tastrophenfall zu erarbeiten. 
"Es ist ein unhaltbarer Zu­
stand, daß es ein solches Re­
gister bisher nicht gibt", be­
dauerte Wischnewski. "Groß­
katastrophen wie in Kobe 
überfordern die lokalen Ein­
satzkräfte und erfordern Ein­
satzpläne, die sehr schnell auf 
Bestandsdaten zurückgreifen 
können, um effektiv zu hel­
fen." 

3. Erst auf der Grundlage solcher 
Katastrophenszenarien und 
dem Wissen um die verfügba­
ren Einsatzkräfte können le­
gislative und organisatorische 
Maßnahmen eingeleitet wer­
den, die geeignet sind, den 
Katastrophenschutz in der 
Bundesrepublik zu stärken. 

Vor allem sei eine Kooperation 
aller Beteiligten in Bund und Län­
dern dringend notwendig, forderte 
Wischnewski. "Es ist jetzt an der Zeit, 
partikuläre Interessen in den Hin­
tergrund zu stellen und zu einem 
bundesweit koordinierten Katastro­
phenschutz zu finden." Dabei müs­
se auch berücksichtigt werden, daß 
Katastrophen nicht vor Landesgren­
zen Halt machen. Grenzüberschrei­
tende Lösungen und enge Koopera­
tionen mit beispielsweise den Nie­
derlanden seien in diesem Bereich 
unverzichtbar. "Es bringt uns nichts, 
wenn in der Bundesrepublik am 
Rhein alles gut geht und in Holland 
die Katastrophengefahr wächst." 

Die Bundesrepublik sei bisher für 
die Bewältigung von Katastrophen 
gut vorbereitet und es bestehe kein 
Grund zur Panikmache, bemerkte 
Wischnewski. Aber es gelte, den Ka­
tastrophenschutz in Deutschland 
weiter zu stärken und eventuell not­
wendige Sparmaßnahmen sehr vor­
sichtig anzugehen, um für den Fall 
einer großen Katastrophe weiterhin 
gerüstet zu sein . 

Darüber werde das Deutsche ID­
NDR-Komitee allerdings nicht ver­
gessen, daß die Gefahren, denen die 
~.evölkerung in den Entwicklungs­
landern ausgesetzt seien, um ein 
Vielfaches größer seien als die Be­
drohung in der Bundesrepublik . Es 
gelte daher weiterhin, den Gedan­
ken der Katastrophenvorsorge auch 
in diesen Ländern zu fördern. "Wir 
werden jedoch unglaubwürdig, 
wenn wir im eigenen Lande - ge­
messen an unseren Möglichkeiten -
nicht mit gutem Beispiel vorange­
hen", so der IDNDR-Vorsitzende. 

(Johannes Winke/hage) 
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SPEKTRUM 

Drastische Reduzierungen im 
Katastrophenschutz 
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Frankfurter 
Hilfsorganisationen 

In einer Fernsehsendung zu dem 
schweren Erdbeben in Japan und sei­
nen Folgen wurde der Leiter der 
Feuerwehr und des Katastrophen­
schutzes der betroffenen Stadt Ko­
be von Journalisten kritisch zu den 
Hilfeleistungsmaßnahmen befragt. 

Warum, fragten die Journalisten, 
haben Sie nicht schon früher ge­
warnt und darauf hingewiesen, daß 
Ihre Feuerwehren und Katastro­
phenschutzkräfte in Kobe für größe­
re Schadensereignisse nicht besser 
ausgerüstet und personell ausge­
stattet sind? Der ZDF-Sprecher wies 
darauf hin, es wäre sicher besser ge­
wesen, die Verantwortlichen hätten 
früher und lautstark auf Mißstände 
hingewiesen. 

Wir, die Führungskräfte der 
Frankfurter Hilfeleistungsorga­
nisationen, wollen uns diesem 
Vorwurf bei eventuellen großen 
Schadensereignissen nicht aus­
setzen. 

Seit Frühjahr letzten Jahres hat 
der Bundesinnenminister ein neues 
Zivilschutzkonzept als Entwurf kon­
zipiert. 

Unter der Vorgabe der verän­
derten Gefahrenlage für die Bun­
desrepublik Deutschland, jedoch un­
ter dem Haushaltsdruck, wurden auf 
dem Sektor Katastrophenschutz dra­
stische Einsparungsmaßnahmen vor­
genommen. 

Nach Protesten von allen Hilfe­
leistungsorganisationen wurde im­
mer wieder beruhigend, bis zur 
letzten Bundestagswahl, erklärt, es 
handele sich nur um eine Diskussi­
onsgrundlage. 

Seit Dezember wird dieser "Entwurf" 
jedoch rücksichtslos durchgesetzt. 

Der Bundestagsinnenausschuß 
hat in seinem gemeinsamen Be­
schluß vom 3.6.1992 (CDU/CSU - FDP 
und SPD) ausdrücklich festgelegt, 
daß selbst unter den veränderten si­
cherheitspolitischen Rahmenbedin­
gungen der erweiterte Katastro­
phenschutz unvermindert seine Be­
deutung behält und die 
Bundesregierung dazu aufgefordert 
wird, dieser Verpflichtung weiterhin 
gerecht zu werden. 

Eine neue Beschlußlage des Bun­
destagsinnenausschusses ist nicht be­
kannt. Die derzeitige Art und Durch­
führung wirft erhebliche verfas-
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sungsrechtliche Bedenken auf. Die­
ser Sachstand wird auch ausdrück­
lich in der Stellungnahme des Per­
sonalrats im Bundesamt für 
Zivilschutz zu dem neuen Zivil ­
schutzkonzept festgestellt . 

Die Umsetzung des neuen Zivil­
schutzkonzepts geht durch derzeiti ­
ge organisatorische Weisungen an 
die Bundesländer an dem Parlament 
der Bundesrepublik vorbei . 

Nach Artikel 1 und 2 unseres 
Grundgesetzes ist der Staat ver­
pflichtet, einen umfassenden Schutz 
gegenüber seinen Bürgerinnen und 
Bürgern zu gewährleisten. 

Die Qualität und Quantität der 
humanitären Hilfeleistungen für die 
Bürger unseres Staates gehören mit 
zu den Grundpfeilern der inneren Si­
cherheit unserer demokratischen 
Staatsordnung. 

Hierbei liegt ein kostbares 
Gut in den Händen der politisch 
Verantwortlichen, nämlich die 
Bereitschaft der Bürger, sich 
selbst ehrenamtlich in die Ge­
fahrenabwehr einzubringen. 

Viele Bürgerinnen und Bürger 
engagieren sich bei Gefahrensitua­
tionen unter eigener Lebensgefahr 
in den Hilfeleistungsorganisationen 
für ihre Mitbürger. Dies setzt jedoch 
eine optimale gute Ausbildung und 
eine maximal mögliche Ausrüstung 
voraus. Erst die Synthese von guter 
und solider Ausbildung mit einer 
entsprechenden Ausrüstung und 
Ausstattung ermöglicht eine effek­
tive und für den Helfer möglichst ge­
fahrenfreie Hilfeleistung. 

Die Frankfurter Hilfeleistungsor­
ganisationen haben bereits im letz­
ten Jahr in einer Pressemitteilung 
dringend vor dem neuen Konzept 
gewarnt und versucht, die Bürger 
unserer Heimatstadt zu informieren. 

Bundesweit haben Fachleute und 
Fachverbände erfolglos den Herrn 
Bundesminister Kanther aufgefor­
dert, das in seinem Hause erarbeite­
te "Konzept" zu überdenken. Leider 
jedoch ohne Erfolg. 

Mit den Weisungen an die Bun­
desländer und an die Bundesanstalt 
THW werden folgende Maßnahmen 
durchgeführt: 
- Der Warndienst wird drastisch re­
duziert. 

- Die Landesausbildungsstätten (Ka­
tastrophenschutzschulen) werden 
geschlossen . (In Hessen entfallen 
7 500 Lehrgangsplätze pro Jahr.) 
- Die Zentralwerkstätten, ein we­
sentlicher Faktor unserer Einsatzbe­
reitschaft, werden stufenweise ge­
schlossen. 
- Eine erhebliche Anzahl von Fach­
diensteinheiten, z. B. FernmeIdezü­
ge - Materialerhaltung - Verpfle­
gung etc. wird aufgelöst. 
- Die Bundeseinheitlichkeit der 
Führung wird aufgegeben. 
- Allein in Hessen entfallen 368 Fahr­
zeuge für den Katastrophenschutz 
(ohne THW). 
- 34 THW-Ortsverbände werden 
bundesweit geschlossen, 
- viele tausend ehrenamtliche Hel­
ferinnen und Helfer werden im Bun­
desgebiet freigesetzt, d. h. sie kön­
nen nicht mehr mitwirken. 

Nachdem bereits vergangenes 
Jahr mehr als 20 000 ehrenamtliche 
Helfer des Zivil- und Katastrophen­
schutzes für entbehrlich befunden 
wurden, ist zum 31.12.1994 die Bun­
desfinanzierung und Ausbildung für 
weitere 71 000 freiwillige Helfer mit 
Tausenden von Einsatzfahrzeugen 
eingestellt worden . 

Der damit verbundene Wegfall 
der Finanzierung von ca. 30000 Stei­
len für ehrenamtliche, langjährig 
und kostenintensiv ausgebildete 
Führungskräfte in Feuerwehren, 
Technischem Hilfswerk, Deutschem 
Roten Kreuz, Johanniter-Unfall -Hil­
fe, Malteser-Hilfsdienst, Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft und kommunal 
getragenen Regieeinheiten muß als 
verhängnisvoll betrachtet werden. 

Während Bundespräsident, Bun­
deskanzler und andere verantwor­
tungsbewußte Politiker immer wie­
der zu humanitärem und ehrenamt­
lichem Engagement in Staat und 
Gesellschaft aufrufen, wird Zehn­
tausenden von ehrenamtlichen Hel­
fern die Grundlage zur Mitwirkung 
im Katastrophenschutz entzogen . 

Hiervon werden ehrenamtliche 
Bürger unseres Landes betroffen, die 
oft seit Jahrzehnten mit großem Ein­
satz in ihrer Freizeit diesem Staat ge­
dient haben. 



Mit Sicherheit ist eine direkte mi­
litärische Bedrohung der Bundesre­
publik derzeit nicht gegeben und 
neben der militärischen Verteidi­
gung muß auch das Konzept der zi­
vilen Verteidigung neu überdacht 
werden. Wobei hierbei bedacht wer­
den muß, daß zur Zeit über 40 Krie­
ge in Europa und der Welt stattfin­
den. 

Gleichzeitig ist jedoch als Analy­
se für die Gefährdungslage der Zi­
vilbevölkerung festzustellen, daß es 
in der Bundesrepublik in den letzten 
10 Jahren zu einer erheblichen Aus­
weitung der Naturkatastrophen (z. 
B. Hochwasser und Stürme) gekom­
men ist. 

Die politisch schwer überschau­
bare Situation und das dort noch 
vorhandene Gefahrenpotential wie 
hohe Bestände an chemischen und 
atomaren Kampfstoffen, radioakti­
ven Materialien sowie Kernkraft­
werken und Chemieanlagen in z. T. 
äußerst desolatem Zustand bilden 
eine z. Zt. uneinschätzbare Gefah­
rensituation . Sie kann im Hinblick 
auf kriminelle Entwicklungen mit 
dem vorgenannten Gefahrengut un­
geahnte Ausmaße annehmen. Die 
jüngsten Ereignisse in Osteuropa 
müssen doch hierbei zu erheblichem 
Nachdenken führen. 

Völlig außer Acht gelassen wer­
den die eventuellen Gefahren durch 
politischen, religiösen Fanatismus 
und dem u. U. hieraus entstehenden 
Terrorismus, mit dem die Bundesre­
publik zur Zeit bedroht wird. 

In der Sorge um ihre Mitbürger 
ist die Empörung über die Reduzie­
rung bei den Frankfurter Hilfsorga­
nisationen, den Führungskräften so­
wie den Helferinnen und Helfern 
groß. 

Im Bereich des Frankfurter Kata­
strophenschutzes sind hiervon be­
troffen: 
ca. 15 Einsatzfahrzeuge der Feuer­
wehren, 
ca. 10 Einsatzfahrzeuge bei den Sa­
nitätsdiensten, 
ca. 8 Einsatzfahrzeuge beim Techni­
schen Hilfswerk. 

Bedingt durch diese Maßnahme 
wird eine größere Anzahl von frei­
willigen, ehrenamtlichen Helfern 
nicht mehr bereit sein, im Katastro­
phenschutz mitzuwirken. 

Der Bundesinnenminister erklärt 
zwar, daß diese Fahrzeuge (außer 
dem THW) vorerst bei der Stadt 
Frankfurt bzw. den Sanitätsorgani­
sationen verbleiben können, sofern 
diese ab 1. Januar 1995 alle Kosten 
für den Betrieb übernehmen. Diese 
Fahrzeuge sind zum Teil über 20 Jah­
re alt, die Ersatzbeschaffung erfolgt 

nicht mehr vom Bund, sondern müß­
te dann in Zukunft von der Stadt 
bzw. den Organisationen erfolgen. 

Bei der derzeitigen Haushaltsla­
ge der Stadt Frankfurt sowie den an­
deren Städten und Landkreisen in 
Deutschland wird eine äquivalente 
Ersatzbeschaffung sicherlich nicht 
möglich sein. 

Der Bund entzieht sich eindeutig 
seiner Verantwortung zum Schutz 
der Zivilbevölkerung, zu der er nach 
Grundgesetz verpflichtet ist. 

Es sollte allen Bürgern Frankfurts 
und auch in der gesamten Bundes­
republik klar und deutlich sein: 

Die Qualität und Quantität 
und somit das Schutzpotent ial 
des Kat astrophenschutzes w er­
den w esentlich schlechter! 

Die Bundesrepublik zahlt 
mehrsteIlige Millionensummen in al­
le Welt, unsere Parteien erhalten ca. 
230 Mio. DM, wir leisten uns eines 
der größten Parlamente der Welt, 
aber wir haben keine ausreichenden 
finanziellen Mittel für den Schutz 
unserer Bevölkerung vor Gefahren, 
großen Unglücksfällen oder Natur­
katastrophen. 

Die verantwortlichen Führungs­
kräfte der Frankfurter Hilfelei­
stungsorganisationen stellen hiermit 
fest: 
Wir haben rechtzeit ig gew arnt! 

Für die Arbeitsgemeinschaft der 
Frankfurter Hilfsorganisationen 
(AGFH) 
Jürgen Maier 
Joachim Kreuzer 
Joachim Stark 
Franz Sebald 
Höchst) 

(THW) 
(DRK) 

(ASB-Frankfurt) 
(ASB-Fra n kfu rtIM . 

Gerhard Weidhaas (Kreisfeuerwehr­
verband) 
Horst W. Maier 
Paul Neuhäuser 
Jürgen Press 
Manfred Stelzer 
Walter Barthelmes 
Karl Heinz Lieblein 
Arbeitsgemeinschaft 
Hilfsorganisationen 
Jürgen Maier 
Sprecher der AGFH 

(DLRG) 
(MHD) 

(JUH) 
(THW) 
(RBE) 
(RBE) 

Frankfurter 

Bund vermindert 
Hilfsmöglichkeiten 
fü r den Katastro­
phenfall 

Träger des deutschen Katastro­
phenschutzes kritisieren angesichts 
der Probleme des sehr gut ausgerü-

steten und vorbereiteten japani­
schen Zivilschutzes das aktuelle Vor­
gehen des Bundes zum Abbau der 
vorhandenen deutschen Zivilschutz­
potentiale. 

Einer in ihrer Wirkung vergleich­
baren, wenn auch nicht durch Erd­
beben ausgelösten Katastrophe, wie 
sie zur Zeit die dichtbevölkerte Re­
gion in Mitteljapan erleidet, hätte 
der bundesdeutsche Katastrophen­
schutz nur wenig entgegenzusetzen, 
sollte die Bundesregierung weiter­
hin ihre Rotstiftpolitik in diesem Be­
reich fortsetzen. Diese Ansicht ver­
traten die den Katastrophenschutz 
der Bundesrepublik Deutschland 
ausführenden Organisationen jetzt 
in einer in Bonn veröffentlichten ge­
meinsamen Presseerklärung. 

Mit dem Argument der geän­
derten Bedrohungslage - nach der 
Auflösung des Warschauer Pakts und 
der Wiedervereinigung Deutschlands­
werden die finanziellen und organi­
satorischen Bedingungen für den Be­
reich Katastrophenschutz auf ein für 
die Bürger und betroffenen Helfer 
unvertretbares Maß vermindert. Ent­
sprechende Warnungen der Fachor­
ganisationen zeigten bisher bei den 
verantwortlichen Regierungsstellen 
leider keine Wirkung. 

In diesem Zusammenhang zollen 
die unterzeichnenden deutschen Ka­
tastrophenschutzorganisationen den 
Kräften des japanischen Zivilschutzes 
ausdrücklich ihren größten Respekt 
für die Leistungen ihrer Gliederun­
gen im Rahmen der Katastrophen­
vorbeugung und der Bewältigung 
der unzähligen Probleme, die sich 
seit Eintritt der Katastrophe ergeben 
haben. 
Arbeiter-Samariter-Bund Deutsch­
land e. V. (ASB) 
Deutscher Feuerwehrverband (DFV) 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft e. V. (DLRG) 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) 
Malteser-Hilfsdienst e. V. (MHD) 
Verband der Arbeitsgemeinschaften 
der Helfer in den Regieeinheiten, 
Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland e. V. (ARKAT) 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen ger­
ne zur Verfügung: 
Holger Gringmuth - Fachbereichsleiter 
BevölkerungsschutzfTechnik 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. Bun-
d esgesch äftsste 11 e, 
Karl-Legien-Straße 188, 
53117 Bonn, 
Tel.: 0228/6830-170, Fax: 0228/ 
6830-432, privat: 0221/844663 
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Die Neukonzeption des 
Zivilschutzes aus der Sicht des 
Deutschen Feuervvehrverbandes 
W infried Glass, Bonn 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
wurde in der Vergangenheit nicht 
immer verstanden, wenn er manche 
Entwicklung der neuen Zivilschutz­
konzeption anders beurteilte und 
behandelte als andere Hilfelei­
stungsträger in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Es ist zum besseren Verständnis 
notwendig, sich daher auch mit den 
Besonderheiten des Deutschen Feu­
erwehrverbandes vertraut zu ma­
chen, und die Darstellung der 
Grundhaltung des DFV kann nicht 
ohne erläuternde Vorbemerkungen 
veröffentlicht werden. 

1. Die Organisation 
Der Deutsche Feuerwehrverband 

e.V. ist mit ca. 1,4 Millionen Mitglie­
dern in 16 Feuerwehrverbänden/Lan­
desgruppen und zwei Berufsgrup­
pen (Berufs- und Werkfeuerwehren), 

Deutscher 
Feuerwehrverband 
e.V. 

Beirat 

Ordentliche Mitglieder 
deIDFV: 
landesfeuerwehr-

aufgeteilt in 430 Kreis- und Stadt­
feuerwehrverbände, eine in erster 
Linie ehrenamtlich geführte Orga­
nisation. 

Er vertritt die Belange der Feu­
erwehren auf Bundesebene. Er för­
dert den Brand-, Umwelt- und Kata­
strophenschutz, die technische Hil­
feleistung, den Rettungsdienst sowie 
die nationale und internationale Zu­
sammenarbeit auf diesen Gebieten. 

Ferner gehören zu den sat­
zungsmäßigen Aufgaben die Ju­
gendarbeit, die Alters- und Ehren­
abteilungen der Feuerwehren, das 
Musikwesen, der Sport der Feuer­
wehren, Brandschutzerziehung, -auf­
klärung und -forschung. 

Der DFV betreibt die Öffentlich­
keitsarbeit für die Feuerwehren, 
betätigt sich auf kulturellen und so­
zialen Gebieten und unterstützt in­
soweit seine Mitglieder. 

verbände r.d=:Br.""n""de""nb""u''''--____ ----, 
Landesgruppe Bremen 
Bundes- r.;H=am:;:-bu::::r:--------~-''""s:~==~-------, 
gruppen H .... n 

Mecklenburg-Vorpomm.m 
Nladtlllchsen 

Dazu betreibt und fördert der 
DFV die Zusammenarbeit mit ande­
ren Organisationen und Einrichtun­
gen. 

Diese Vielfalt der Aufgaben zeigt 
deutlich auf, daß Zivil - und Kata­
strophenschutz nur ein quantitativ 
geringer Teil der satzungsmäßigen 
Arbeit des DFV ist. Es darf aber nicht 
verkannt werden, daß gerade im Zi­
vil - und Katastrophenschutz, soweit 
er in die Bundeszuständigkeit 
gehört, eine wesentliche und direk­
te Vertretungsaufgabe des DFV auf 
der Bundesebene liegt, die sich u.a. 
auch im § 7 b (Beteiligung im Bun­
desbereich) Abs. 2 (KatSG) in na­
mentlicher Nennung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes gemeinsam mit 
den anderen Organisationen nie­
dergeschlagen hat. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
wird im Zuge einer Fort­
schreibung des Gesetzes 
über die Erweiterung des 
Katastro p h e nsch utzes 
(KatSG) großen Wert dar­
auf legen, weiterhin als 
Partner des Bundes im 
Gesetz berücksichtigt und 
benannt zu bleiben. 

~~~,~ 
E=f Ei EJT E:Y 

Im Gegensatz zu den 
Hilfsorganisationen und 
zum Technischen Hilfs­
werk vertritt der Deutsche 
Feuerwehrverband Ein­
satzpotentiale gegenüber 
dem Bund, die "ihm nicht 
gehören". Bekanntlich ist 
das öffentliche Feuer­
wehrwesen auf landesge­
setzlicher Grundlage or­
ganisiert. Träger der öf­
fentlichen Feuerwehren 
sind i. d. R. Gemeinden 
oder Gemeindeverbände. 
Die Sparten der Feuer­
wehren sind wie folgt un­
terteilt: 

- Freiwillige Feuerwehren 
mit ca. 1,133 Mio. Mit­
gliedern (ca . 45 000 
Frauen), Sparten der Feuerwehren 

Jugendfeuerweh,en We11cfeuerwehren 
141 .112 43.510 
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- Berufsfeuerwehren mit 
ca. 28 300 Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern 
(ca . 150 Frauen), 



- Jugendfeuerwehren mit ca . 
141 000 Mitgliedern, 

- Werkfeuerwehren mit ca. 43 .500 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
(ca . 150 Frauen) 

sowie 

- Bundeswehrfeuerwehren und Feu­
erwehren der Stationierungsstreit­
kräfte. 

Dieses Personal tut in über 30 000 
Einzelfeuerwehren Dienst. 

Aus den Sparten heraus teilen 
sich die Mitglieder in die Landes­
feuerwehrverbände/Landesgruppen 
und Berufsgruppen auf. 

Verständlich wird diese organi ­
satorische Einteilung erst aus dem 
abgebildeten "Haus der deutschen 
Feuerwehren" mit dem DFV als 
Dachverband. 

Der erste Eindruck der Führungs­
organisation des Verbandes läßt 
oberflächlich gesehen auf eine Über­
organisation schließen. Die Väter der 
Satzung des DFV sahen sich aber 
außerstande, die vielfältigen, histo­
risch gewachsenen und sehr födera­
listisch empfindenden Gliederungen 
der deutschen Feuerwehren ein­
schließlich der neuen Bundesländer 
in der Willensbildung für alle sat­
zungsmäßigen Aufgaben gleichran­
gig im Verband wirksam werden zu 
lassen . Daher der verzweigte 
Führungsapparat, der in vieler Hin­
sicht Verhältnismäßigkeiten zwi ­
schen den Feuerwehrsparten und 
den landsmannschaftlichen Zu­
gehörigkeiten zu berücksichtigen 
hat. 

Der DFV ist auch keine Gewerk­
schaft, sondern ein Interessenver­
band. Gewerkschaftsaufgaben - die 
in erster Linie die Mitglieder aus den 
Berufs- und Werkfeuerwehren in­
teressieren könnten - werden in Ab­
stimmung mit der Gewerkschaft 
ÖTV und der KOMBA von diesen 
und nicht vom DFV wahrgenommen. 
Die gute Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften ist gewahrt. 

Um seine satzungsmäßigen Zie­
le verfolgen zu können, hat der DFV 
seine Facharbeit wie folgt unterteilt: 
- Organisation und Verwaltung, 
- Frauen in der Feuerwehr, 
- Vorbeugender Brandschutz, 
- Brandschutzerziehung/-

aufklärung, Einsatz, 
- Umweltschutz, 
- Gesundheitswesen/Rettungsdienst, 

Katastrophenschutz, 
- Ausbildung, 
- Musik, 
- Wettbewerbe, 
- Fahrzeuge, 
- Ausrüstung, 
- Löschmittel, 
- Nichtöffentliche Feuerwehren, 

Bundespräsident Herzog ruft Jugend 
zu humanitärem Engagement auf 

DW Bo~n - Bundespräsident Roman Herzog hat die Deut­
schen zu einem verstärkten Engagement in humanitären Hilfs­
diensten aufgerufen . Vor allem die Jugend sollte aus den Ni­
schen der Unverbindlichkeit herauskommen und am Bau einer 
zwar niemals heilen, aber doch ein wenig gerechteren Welt mit ­
wirken, sagte Herzog gestern vor Mitarbeitern von Auslands­
Hilfsdiensten in Bonn. "Wir können hier in Europa auf die Dau­
er nicht auf einer Insel des Glücks leben inmitten eines Ozeans 
an Unglück", mahnte der Bundespräsident seinem Redetext zu­
folge. 

Die Mitarbeiter der Hilfsdienste rief er zugleich auf, ihren 
Mitbürgern gegenüber Zeugnis über Not und Elend in der Welt 
abzulegen. Aus dem Glück des Friedens, des Rechts und der Sta­
bilität erwachse den Deutschen Verantwortung gegenüber de­
nen, die dieses Glück nicht genießen könnten. Der Bundesprä­
s.ident I~bte die ~pen~~nbereitschaft der Deutschen, die jähr­
lich annahernd vier Milliarden DM vor allem für Hilfsdienste im 
Ausland aufbrächten. Hinzu kämen rund 1,5 Millionen freiwil ­
lige Helfer. 

Herzog bewertete das deutsche System humanitärer Hilfe 
als bewährt. Allerdings, so der Bundespräsident, müßten staat­
liche und private Stellen dichter zusammenrücken und ihre Zu­
sammenarbeit enger aufeinander abstimmen. Fehl am Platz sei ­
en .Konkurrenzdenken oder gar Futterneid unter den Organi ­
sationen. 

Quelle: DIE WELT vom 16. Dezem ber 1994 

- Kommunikationstechnik/Daten-
verarbeitung, 

- Sozialwesen, 
- Öffentlichkeitsarbeit, 
- Jugendarbeit. 

(Die Reihenfolge entspricht der 
Numerierung der Fachgremien in 
der innerverbandlichen Organisati­
on und hat nichts mit der Wertigkeit 
des Fachgebiets zu tun.) 

Die deutschen Feuerwehren se­
hen sich vorrangig als im Inlandsbe­
reich flächendeckende Organisation 
zum Schutz der Bevölkerung vor den 
Gefahren des Alltags, sei es im Frie­
den oder im Kriege, als stets prä­
sente und verläßliche Erfüllungsor­
gane der Kommunen, die nach dem 
Willen des Gesetzgebers für diese 
Aufgaben verantwortlich sind. Mehr 
als in anderen Staaten Europas sind 
die deutschen Feuerwehren über 
den abwehrenden Brandschutz hin­
aus mit vielen anderen Aufgaben 
belastet, was sich im Aufgabenkata­
log der Facharbeit deutlich wider­
spiegelt. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
ist u. a. mit den Vereinigungen "Ar­
beitsgemeinschaft der Leiter der Be­
rufsfeuerwehren - AGBF - " der 

"Vereinigung zur Förderung des 
Deutschen Brandschutzes - vfdb - " 
und dem "Internationalen Techni ­
schen Komitee für Vorbeugenden 
Brandschutz und Feuerlöschwesen -
CTIF - " eng verbunden. 

Derzeit überarbeitet der Deut­
sche Feuerwehrverband die Organi­
sationsform und Richtlinien der 
Facharbeit. Es soll mit Hilfe einer fle­
xiblen Koordination und modularen 
Vernetzung intern zwischen den 
Fachgebieten einerseits und vor al ­
lem mit der Facharbe it der AGBF 
und der vfdb andererseits eine neue 
Form gefunden werden, die schnel­
les Reagieren und rasches Handeln 
aufgrund neuer Entwicklungen er­
möglicht. 

2.Sachstand der verbandlichen 
Meinung im Deutschen Feuer­
wehrverband zur Neukonzepti­
on des Zivilschutzes im Februar 
1995 

2.1. Sicherheitspolitische Lage 
und Bundeshaushalt 

Die Veränderung der sicher­
heitspolitischen Lage seit 1990 führ­
te zu einer Umbruchsituation, ge-
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prägt von vielfachen Unsicherheiten. 
Der hierdurch notwendig geworde­
ne breite Sicherheitsbegriff verlangt 
mehrdimensionalen, ressortüber­
greifenden Ansatz zur Krisenbewäl­
tigung. 

Frühzeitiges, aktives Eingreifen 
in risikoträchtige Entwicklungen zur 
Vorbeugung oder Eindämmung von 
Krisen und Konflikten ist erforder­
lich. Die Grenzen äußerer und inne­
rer Sicherheit sind fließend gewor­
den. 

National sowie in internationa­
len Sicherheitsinstitutionen sind ver­
änderte politische und organisato­
risch technische Vorbedingungen zu 
schaffen . 

Dies hat zur Konsequenz, daß 
über alle theoretisch möglichen Be­
drohungen und Gefährdungen 
nachgedacht und ein Katalog von 
Lösungsmöglichkeiten zur unver­
züglichen Anwendbarkeit bei Bedarf 
erstellt werden muß. 

Die vom Bundesinnenministe­
rium bei der Neukonzeption des 
Zivilschutzes angenommene Aus­
gangsposition, "daß es derzeit kei­
ne allgemein gültige Bedrohungs­
annahme gibt und somit keine ver­
bindlichen Aussagen über etwaige 
Schadensbi Ider getroffen werden 
können", kann so nicht zutreffen. 
Richtig und unstrittig ist zwar der 
Wegfall der Bedrohung durch die 
Auflösung eines gegnerischen Mi­
litärblockes mit ungeheurer Vernich­
tungskraft. Dafür sind aber unwäg­
bare Konfliktsituationen entstanden 
und im Entstehen, deren noch loka­
le Auswirkung und Ausdehnung den 
"großen Flächenbrand in Europa" 
nicht ausschließbar macht. 

Das ehemalige Jugoslawien, 
Tschetschenien und der gerade auf­
geflammte Konflikt zwischen Ecua­
dor und Peru lehren uns über die 
Fernsehberichterstattung und mit 
Blick auf die Herkunft der dort ver­
wendeten Waffensysteme, wachsam 
zu bleiben. 

Die Annahme des Bundesmini­
steriums des Innern, "daß anders als 
bisher keine flächendeckenden, son­
dern nur lokalelregionale Schadens­
lagen zu bewältigen sind, die Infra­
struktur im wesentlichen erhalten 
bleibt und gegenseitige Hilfe von 
Einsatzkräften möglich ist", trifft nur 
für einen Teil der möglichen Bedro­
hungen und Gefährdungen zu. Es er­
gibt sich die zwingende Forderung 
nach intensiverem Austausch zwi ­
schen den beteiligten Bundesressorts 
sowie nach Verbesserung und ver­
mehrter Nutzung der Zivilschutzfor­
schung seitens des Bundes. Im 
Klartext : Bisher bei verschiedenen 
Veranstaltungen gehörte Lagebeur-
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teilungen des Bundesministeriums 
der Verteidigung und der Akademie 
für Zivile Verteidigung beinhalten 
andere Aussagen als diejenigen des 
Bundesministeriums des Innern. 

Es ist der Eindruck entstanden, 
daß die Beurteilung der Bedro­
hungslage/Gefährdungslage durch 
das Bundesinnenministerium im Zu­
sammenhang mit der schwierigen 
Haushaltslage des Bundes steht und 
daher durch das Bundesministerium 
der Finanzen stark beeinflußt ist. 
Kurz: 

Die Annahme der Bedrohungs­
lage wird von der Haushaltslage be­
stimmt. 

Die Auswirkungen aus einem sol­
chen Denken und Handeln führen 
zu einer nicht vertretbaren Minde­
rung und Aufweichung des Sicher­
heitsstandards in Deutschland, aber 
auch in Europa. 

2.2. Bund und Länder im Zivil­
und Katastrophenschutz 

Der Bund hat sich aus eigenen 
Strukturen des Erweiterten Kata­
strophenschutzes auf Bundesebene 
gelöst und zurückgezogen und er­
gänzt nunmehr nur noch den Kata­
strophenschutz der Länder in Hin ­
sicht auf seine Verpflichtungen nach 
Artikel 73 (1) Grundgesetz. 

Allerdings ist die Frage, welcher 
Art und Quantität seine Verpflich­
tungen sind, ein unendliches Dis­
kussionsthema. Letztlich ist das eine 
politische Ermessensfrage der Bun­
desregierung, deren Ergebnis der 
Bürger für sich prüft und danach 
ggf. sein Wahlverhalten einstellt. Lei­
der interessiert sich der Bürger z. Zt. 
allgemein kaum noch für Fragen des 
Katastrophenschutzes, geschweige 
des Zivilschutzes, es sei denn, ein An­
griff der Feindmacht XYZ stünde vor 
derTüroderhättebegonnen. Dann 
würden wohl diejenigen am laute­
sten um Hilfe schreien, die heute al­
les abschaffen wollen, was mit Ver­
teidigung und Zivilschutz zu tun hat. 

Zivile Verteidigung und Zivil ­
schutz werden aber durchgeführt 
von denjenigen freiwilligen Helfe­
rinnen und Helfern vor Ort, die heu­
te entweder als nicht mehr benötigt 
freigesetzt werden oder deren Ima­
ge und Reputation mangels Unter­
stützung der Politik und der Mas­
senmedien bis auf nahe Null gesun­
ken ist. 

Aus Sicht der Feuerwehren in ih­
rer besonderen rechtlichen Situati ­
on kann es nur begrüßt werden, daß 
die Verantwortlichkeit für die Ge­
staltung der Strukturen näher an die 
Basis, d. h. auf Landesebene, gerückt 
worden ist. Nur hätte der Bund zwei 

wichtige Funktionen in Händen be­
halten sollen, und das wird sich in 
der absehbaren Entwicklung als Sy­
stemmangel bemerkbar machen : 

a) Der Verzicht auf eine Bundes­
Führungsstruktur für Verteidi ­
gungsfall, Krisen und besondere 
Großschadensereignisse ist vom 
Grundgesetz her unzulässig und 
auch unzweckmäßig. Er bringt 
auch nur marginale Entlastungen 
des Haushalts. 

b) Der Verzicht auf wirksame Me­
chan ismen zur Koordination der 
Entwicklung des Zivilschutzes 
durch den Bund zum Zweck ein­
heitlicher und kompatibler Ent­
wicklungen in den Ländern ist ei­
ne vom zu erwartenden Ergebnis 
her nicht vertretbare Maßnahme. 

Es wird sich zeigen, daß - sofern 
nicht rechtzeitig von welcher Seite 
auch immer eingegriffen wird - 16 
Katastrophenschutzsysteme der Bun­
desländer ungleichartig auseinan­
derstreben werden . Und das in Eu­
ropa, das selbst auf seiner Ebene 
Wege zur Koordination und Kom­
patibilität der Systeme sucht. 

Grundsätzlich werden aber vom 
Deutschen Feuerwehrverband die 
Schritte um die Neukonzeption be­
grüßt und es wird eine schnelle Um­
setzung gefordert. Auch wenn die 
Neukonzeption ihre - vielleicht doch 
noch behebbaren - Mängel hat, ist 
die Tatsache noch unerträglicher, 
daß seit über einem Jahrzehnt Pla­
nungsunsicherheit und endlose 
Grundsatzdiskussionen unter häufi­
gem Übergehen von Grundregeln 
der Partnerschaft seitens des Bun­
desinnenministeriums gegenüber 
den beteiligten Organisationen vor­
geherrscht haben. Die Diskussion um 
die Neufassung des Zivilschutzge­
setzes, die in der Neufassung eines 
Katastrophenschutz-Ergänzungsge­
setzes endete, ging aufgrund der po­
litischen Entwicklung nahtlos in die 
jetzt vorliegende Debatte über. 

Die Grundlagen und Rahmenbe­
dingungen haben sich verändert; der 
Stil im Umgang miteinander leider 
nicht. 

Seit über einem Jahrzehnt muß­
te stets davon ausgegangen werden, 
daß bald keine Organisationsform 
und keine Finanzregelung bisheri ­
ger Art mehr Bestand behalten wird. 
Der Zivil- und Katastrophenschutz in 
Deutschland ist niemals im letzten 
Jahrzehnt in der Lage gewesen, "En­
de der Debatte und Eintritt der Ar­
beits- und Einsatzfähigkeit" melden 
zu können. Wen wundert es da, daß 
weder die Medien noch die Öffent­
lichkeit von der Qualität dieser Ar­
beit überzeugt werden konnten . 



. _. ,~ 

• ~ _ .&JI~~~~~' 

Wer stets gut und verläßlich ge­
arbeitet und die Mängel seitens der 
Bundes- wie auch Landesbehörden 
ausgeglichen hat, war im Einsatz 
und im täglichen Dienst die Helfer­
schaft und niemand anders. Aber 
auch die letzten, die durchgehalten 
haben, sind langsam am Ende ihrer 
Kraft zur Motivation, Bereitschaft 
zur Übernahme von Führungsauf­
gaben und steter Improvisati­
onstätigkeit. 

Vor Ort - dort wo die Feuerweh­
ren und ihre Träger sind - hat nach­
weislich die Sicherheit des Bürgers 
ihren verläßlichen Bestand gehabt, 
nicht in Bonn und auch nicht in ei­
nigen Landeshauptstädten. 

3. Der Mensch 
In allen Veröffentlichungen, Ent­

würfen, Konzepten war immer viel 
vom Apparat, vom Recht, von Ab­
sichten, von Material und vor allem 
vom in der Regel nicht vorhandenen 
Geld zu lesen. Über den Menschen 
war am wenigsten zu lesen, obwohl 
es doch um ihn geht. 

Der Mensch muß im Mittelpunkt 
aller Planungen für zukünftige Hil­
feleistungssysteme stehen, als po­
tentielles Opfer, dem die Hilfe gilt, 
wie auch als potentieller Helfer, ge­
steilt durch das freiwillige bürger­
schaftliche Element aus der Bevöl­
kerung. Die Gesellschaft, das sind al­
le zusammenwirkenden Kräfte im 
Staate, von der Politik über Famili­
en, Schulen, Arbeitgeber, 

Vereinigungen, Behörden und In­
stitutionen sollten vielmehr die Er­
haltung des schwindenden freiwilli­
gen bürgerschaftlichen Elements in 
Fragen der Sicherheit dienlichen Ver­
haltensweisen pflegen. 

Der Gesetzgeber muß wissen, 
daß nicht mehr jede Hilfeleistung als 
Dienstleistung gekauft und bezahlt 
werden kann. Füreinander einstehen 
können muß angemessen und zu­
kunftsorientiert eingebunden wer­
den. 

Beeindruckend waren die Nach­
richten von den großen Evakuierun­
gen anläßlich des Hochwassers im Ja­
nuar 1995 in den Niederlanden, wo 
über 55 000 Menschen wie selbst-

Im Hochwasser-Lage­
zentrum des Rheinland­

Pfälzischen Innenministeri-
ums treffen sich (v. I. n. r.) 

Innenminister Zuber, Direk­
tor Henkel (THW), Präsident 
Schäuble (DFV), Ministerial-
direktor Dr. Kass (BMI) und 
Landesverbandsvorsitzen­

der Neuschwander (LFV 
Rheinland-pfalz) zum 

Lage-Briefing. 
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verständlich beim Nächsten, unge­
steuert durch Behörden, ohne Ge­
genleistung oder Ankauf von Dienst­
leistungen untergekommen sind und 
nur ca. 1 000 Menschen in Massen­
quartieren unterzubringen waren. 
Darüber hinaus wurden über 
250 000 Menschen bewegt; eine 
Glanzleistung in Zivilschutzgrößen­
ordnungen. Wir können froh sein, 
daß solche Leistungen nicht in 
Deutschland in dieser Zeit abgeru­
fen werden mußten. 

Die Hilfsbereitschaft für den 
Nächsten und die Fähigkeiten zur 
Selbsthilfe sind nicht nur als Grund­
lagen, sondern auch als Grund­
pflichten der Bevölkerung neu zu 
definieren und in ein Hilfeleistungs­
system mit der Basis des sich selbst 
und dem Nächsten soweit irgend 
möglich helfenden und auch zur 
qualifizierten Hilfeleistung fähigen 
Bürgers einzubeziehen. 

An dieser Stelle hat der Bundes­
verband für den Selbstschutz in 
mehreren Jahrzehnten nicht das ge­
leistet, was von ihm erwartet wur­
de. Er hat aber nicht aus sich heraus 
versagt, es waren nicht die Mitar­
beiter und Helfer, sondern diejeni­
gen politischen Kräfte, die ihn nur 
auf den Verteidigungsfall am po­
tentiellen Kriegsbild der 60er Jahre 
fixierten und seinen Auftrag nicht 
fortgeschrieben haben. Jährlich wur­
den viele Millionen DM für wenig 
akzeptierte Ausbildungsprogramme 
ausgegeben, ohne die erzielten Wir­
kungen zu prüfen und die Unwirk­
samkeit der eingesetzten Mittel zu 
erkennen. 

Eine geeignete und moderne In­
formationstätigkeit ist Grundlage für 
die Hilfeleistungsfähigkeit der Be-

völkerung, die nicht allein aus Erste­
Hilfe-Lehrgang und Brand­
schutzaufklärung besteht. Hier hät­
te etwas Gutes entstehen können, 
wovon heute nur noch Reste einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
mit langfristigen Personalproblemen 
übriggeblieben sind. 

Dies für eine Bevölkerung, die 
mangels besseren Wissens und aus 
purem Egoismus ihren Schutz lieber 
wie eine Versicherung von der Soli­
dargemeinschaft bezahlen lassen 
und als Dienstleistung anfordern 
möchte, anstatt für sich selbst, die 
Familie und den nächsten Nachbarn 
in Eigenleistung aufgrund entspre­
chender Kenntnisse den zumutba­
ren Grundschutz garantieren zu hel­
fen. In der Vergangenheit wie auch 
zur gemeinsamen Bewältigung aller 
Fragen um die Neukonzeption des 
Zivilschutzes hätte ein gutes und ver­
läßliches Informations- und Ausbil­
dungssystem auch den Zuständigen 
in den Feuerwehren genutzt. Die Be­
urteilung der gemeinsamen Proble­
me durch einen entsprechenden 
Wissensstand wäre einfacher ge­
macht worden. Hinderliche Vielfalt 
oftmals wenig zutreffender EinzeI­
meinungen zu grundlegenden Ver­
teidigungsangelegenheiten hätte 
eher vermieden werden können . 

4. Feuerwehren und Technisches 
Hilfswerk 

Zumindest der Fachwelt blieb es 
nicht verborgen, daß seit Jahren ein 
Zwist zwischen Feuerwehren und 
Technischem Hilfswerk schwelte und 
das Verhältnis beider Organisatio­
nen zueinander belastete. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß 
zwei Einsatzdienste, die solche in-
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tensiven Schnittstellen zueinander 
aufweisen, in jahrzehntelanger Dis­
kussion um Konzeptionen und Fi­
nanzen Reibungsverluste erleiden 
und Beteiligte dabei Fehler in der 
Beurteilung der Sachverhalte und 
möglichen Entwicklungen machten, 
die sich nachteilig auswirkten. 

Das ist heute wieder anders ge­
worden. Die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk besteht als vom Ge­
setzgeber gewollte und eingerich­
tete Behörde. Sie hat ihre Rechte 
und Pflichten, die gesetzlich fixiert 
sind . Die Spitzen des Technischen 
Hilfswerks und des Deutschen Feu­
erwehrverbandes haben sich mitt­
lerweile zusammengesetzt und be­
stehende Probleme in einen Akten­
koffer für die Arbeitsebene gepackt. 
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Dort sollen und können sie gelöst 
werden. 

Am 1. Februar 1995 haben auf 
Anregung des DFV-Präsidenten 
Schäuble THW-Direktor Henkel und 
er sowie als Vertreter des BMI Mini­
sterialdirektor Dr. Kass, Leiter der 
Abteilung LZV (inzwischen aufge­
löst), miteinander Schadensschwer­
punkte und gemeinsame Einsatzstä­
be und Abschnitte der Feuerwehren 
und des THW besucht und mit den 
Einsatzkräften gesprochen . Spätes­
tens mit dem Jahr 1995 sollte daher 
auch der alte Streit begraben sein . 

Diejenigen, die den genannten 
Aktenkoffer mit den Problemen her­
umtragen und nach Lösungen su­
chen müssen, können ihre Arbeit 

Präsident Gerald 
Schäuble (DFV) und 
Direktor Henkel 
(THW) werden im 
Schadengebiet in­
formiert. 

Foto: Kurt Hilberath 

auch - vermutlich viel besser - zu ei­
nem guten Ende bringen . Es geht 
um gute Zusammenarbeit und Ka­
meradschaft aller Helferinnen und 
Helfer aller Einsatzdienste vor Ort­
für die Sicherheit der Bevölkerung. 

5. Die Katastrophenschutzaus­
bildung durch den Bund 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
sieht die Ausbildung von Führungs­
kräften in allen Fragen des Zivil­
schutzes, seiner Führung und seiner 
Spezialfunktionen, die kriegsbedingt 
sind, durch eine gemeinsame Aus­
bildungsstätte für alle Hilfsorgani­
sationen als unverzichtbar an. Dies 
gilt auch für eine Einbeziehung der 
Akademie für die zivile Verteidi­
gung, die wesentlich stärker ausge­
stattet und wirksam sein sollte als 
bisher. Man vergleiche nur einmal 
entsprechende Einrichtungen der 
militärischen Landesverteidigung mit 
ihr. Das finanzielle Übergewicht der 
militärischen Landesverteidigung ge­
genüber der zivilen Verteidigung mit 
ca . 80:1 wird auch in den Ausbil­
dungsstätten sichtbar. 

Die Feuerwehren werden gerne 
mit ihren Führungs- und Spezial­
kräften an einer neukonzipierten 
Ausbildungsstätte des Bundes für 
ihren Bereich die notwendigen 
Kenntnisse erwerben und sich fort­
bilden und dann die laufende Um­
setzung in der Ausbildung an Schu­
len der Feuerwehren und am Stand­
ort gewährleisten. 

6. ABC-Dienst 
Der Bundesminister des Innern 

hat im Zuge der Neukonzeption des 
Zivilschutzes die "Fachdienste" und 
entsprechenden Einheiten des Bun­
des abgeschafft. Dafür wurden dem 
Erweiterten Katastrophenschutz als 
sogenannte "Komponenten" rein 
rechnerische, taktisch nicht real exi­
stierende Ergänzungsbausteine in 
den Fachgebieten Brandschutz, ABC­
Dienst, Sanitätsdienst und Betreu­
ungsdienst zugewiesen. 

Es zeigte sich zunächst, daß der 
begriffliche Wechsel von der Einheit 
(Zug) auf die Komponente noch 
nicht überall verstanden worden ist. 
Die Komponente ist nicht etwa ein 



neuer taktischer Begriff, sondern le­
diglich eine rechnerische Größe zur 
Verteilung von Finanzmitteln und 
Ausstattungen zwecks Sicherstellung 
des Bundesanteils als Ergänzung des 
friedensmäßigen Katastrophen­
schutzes der Länder im Rahmen der 
schon vielzitierten Verpflichtungen 
des Bundes nach dem Grundgesetz. 

Vielfach haben die taktischen 
Führer schon ihre Schwierigkeiten, 
mit dem "Modul" als neuem takti­
schen Modewort umzugehen. Nun 
kommt die "Komponente" als "rech­
nerische Geistereinheit" hinzu. 

Die Feuerwehren sind nach der 
Zivilschutzkonzeption allein zustän­
dig für Brandschutz und ABC-Dienst. 

Während die Einsatzpotentiale 
des Brandschutzes in den Feuer­
wehren schlicht um die Brand­
schutzkomponente des Bundes 
(Löschfahrzeug 16 und Schlauchwa­
gen 2 000) aufgestockt werden, wird 
im ABC-Dienst mancherorts und par­
tiell Neuland betreten. 

Bisherige ABC-Einheiten vertei ­
len sich auf verschiedene Trägeror­
ganisationen oder sind Regieein­
heiten. 

Zur Frage des Übergangs bishe­
riger Trägerschaften bei Organisa­
tionen oder Regieeinheiten zu Feu­
erwehren wurde noch kein Wort 
verloren . Es gibt keine Informatio­
nen und keine Anhaltspunkte für 
Absichten. Der Bund hat den Feuer­
wehren die Komponenten ABC in ih­
re Trägerschaft zugewiesen. Die Län­
der, denen Gestaltung und Träger­
schaft für die ABC-Einheiten des 
Landes obliegt, wie immer diese Ein­
heiten auch gestaltet sein mögen, 
sind aber nicht gezwungen, die Trä­
gerschaft des ABC-Dienstes unbe­
dingt im Landesbereich den Feuer­
wehren zu übertragen. Hier sind für 
Fehlentwicklungen alle Türen geöff­
net, weil sich der Bund nach Ein­
führung der Neukonzeption mit der 
Unannehmlichkeit von unpopulären 
Maßnahmen zur Koordination der 
Katastrophenschutzsysteme in den 
Ländern nicht mehr befassen will. 

Die Feuerwehren bringen ihr 
Know-how aus dem Gefahrgutein­
satz ein und müssen nunmehr die 
ABC-Ausbildung übernehmen und 
integrieren. Vom Grundsatz her ist 
die Akzeptanz gegeben, auch wenn 
die inhaltliche und methodische Ge­
staltung noch nicht eingeleitet ist 
und auch Aversionen in einzelnen 
Bereichen der neuen Bundesländer 
festzustellen sind . Hier spielt wohl 
noch die bei der Bevölkerung aus­
gesprochen ungeliebte Zivilverteidi­
gung der ehemaligen DDR, die beim 
Ende dieses Staates überall vorran-

gig aufgelöst wurde, eine Rolle in 
der Erinnerung als abschreckendes 
Beispiel. 

Die interne Diskussion ergab aus 
der Sicht der Feuerwehren, daß Per­
sonen- und Gerätedekontamination 
in einer Hand bleiben müssen und 
nicht auf verschiedene Träger auf­
geteilt werden können . Weiterhin 
wird die Praktikabilität des Vertei ­
lermodus für die Deko-Fahrzeuge 
angezweifelt, denn man kann in ei ­
nem Katastrophenschutzgebiet nur 
mit zu 100 Prozent aufgestellten 
und funktionsfähigen Einheiten er­
folgversprechend arbeiten . Bei 
großflächigen Kontaminationen ist 
es nicht möglich, mit halb ausge­
statteten Einheiten, ggf. über Kreis­
grenzen hinweg zu arbeiten . 

Die Feuerwehren werden keine 
"Sonderlaufbahn ABC" für ihre An­
gehörigen einrichten . Es wird die 
universell verwendbare Feuerwehr­
einsatzkraft geben, die dann über 
eine Zusatzausbildung im ABC­
Dienst verfügen muß, wie das heu­
te auch schon bei der Bedienung des 
Gefahrgutgerätewagens (GWG) in 
den örtlichen Feuerwehren der Fall 
ist. 

In die Selbstschutzausbildung der 
Bevölkerung, wo die Feuerwehren 
durch die Neukonzeption des Zivil ­
schutzes angehalten sind, den Anteil 
des Brandschutzes zu übernehmen, 
wollen die Feuerwehren auch einen 
Ausbildungsteil zum Verhalten der 
Bevölkerung bei Warnungen und 
Alarmen wegen ABC-Gefährdungen 
aufgenommen wissen . Wer küm­
mert sich denn bisher um die Bevöl­
kerung mit Rat und Tat, wenn zu 
ihrem Schutz die Lautsprecher­
durchsagen erfolgen, daß sie z. B. ih­
re Fenster schließen und verkleben 
sollen und daß sie das Haus nicht 
verlassen dürfen? Wie sieht denn 
hier die grundlegende Information 
für die Bevölkerung für alle Fälle bis­
her aus? Die viele Katastrophen­
schutzübungen beherrschenden gif­
tigen Wolken aufgrund von ange­
nommenen Störfällen kommen 
immer häufiger vor. Es gibt entspre­
chende Vorgaben in den Störfall­
plänen, aber es fehlt die angemes­
sene Unterrichtung der Bevölkerung 
zum Verhalten im Alarmfall. Man 
fragt sich, ob das politisch so gewollt 
ist. 

7. Offene Fragen und Probleme 
Aus rein finanzpolitischen Erwä­

gungen wird durch den Bund der 
Bevölkerung seit der Jahreswende 
1991/92 ein funktionierender Warn­
dienst vorenthalten, ohne daß auf 
absehbare Zeit ein funktionsfähiges 
und akzeptiertes Warnsystem zur 

Verfügung steht. Gerade in dieser 
Hinsicht verstößt der Bund gegen 
seine pflichten aus Art. 73 (1) GG u. a. 
Der Bund führt sehr häufig aus se i­
ner Sicht als einziges noch denkba­
res Beispiel und Option eines An­
griffs die einzelne, durch "Staats­
terrorismus " abgefeuerte und 
gelenkte Rakete auf eine beliebige 
deutsche Großstadt ins Feld. 

Offen sind auch noch Fragen der 
Finanzen und des Verwaltungsauf­
wandes, die hier trotz wesentlicher 
und bisher auch schwerwiegend ne­
gativer Auswirkungen nur am Ran­
de behandelt werden . Es war eine 
politische Entscheidung, grob dar­
gestellt den Einzelplan 36 Zivile Ver­
teidigung/Zivilschutz im Bundes­
haushalt um ca. 50 Prozent, das sind 
rd . 400 Mio. DM jährlich, zurückzu­
fahren . Ob damit den Sicherheits­
bedürfnissen der Bevölkerung an­
hand der realen EntWicklung ange­
messen Rechnung getragen worden 
ist, wird sich zeigen. 

Dagegen haben die Feuerweh­
ren die ersten Ansätze einer Redu­
zierung des Verwaltungsaufwandes 
genau verfolgt; sie begrüßen dies. 

8. Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes und 
Verwaltungsvorschriften (KatSG 
und VwV) 

Die Entwicklung der Neukon­
zeption des Zivilschutzes hat Verän­
derungen ergeben, die durch das 
Gesetz über die Erweiterung des 
KatS nicht abgedeckt sind und die 
somit noch als Novellierung vom Par­
lament verabschiedet werden müs­
sen. Das gleiche gilt für die ebenso 
zwingenden Änderungen der KatS­
Organisations-VwV und der anderen 
noch bestehenden VwV. Letztere 
sind durch den Bundesrat zustim­
mungsbedürftig. Gerade aus diesem 
Grunde haben die Feuerwehren, die 
durch Landesrecht getragen werden, 
großes Interesse daran, daß die 
Rechtsgrundlagen ihres Bestehens, 
auch der Anteile, die den Katastro­
phenschutz betreffen, von den Bun­
desländern mitgetragen werden . 
Das ist bisher nicht der Fall. 

9. Humanitäre Hilfen und Grenz­
überschreitender Katastrophen­
schutz 

Beim Auftreten von Großscha­
densereignissen im Ausland werden 
mit Hilfe der Massenmedien auch in 
den deutschen Feuerwehren Hilfs­
bereitschaft und entsprechende Ak­
tivitäten geweckt. Auch wenn die 
deutschen Feuerwehren sich 
grundsätzlich als Garanten des 
flächendeckenden Schutzes der 
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Bevölkerung vornehmlich im Inland 
sehen, werden derzeit Wege und 
Möglichkeiten gesucht, Hilfen sei ­
tens der Feuerwehren richtig zu ko­
ordinieren und auf den Weg zu brin­
gen. Der Deutsche Feuerwehrver­
band ist originär keine auf 
Auslandshilfen gerichtete Hilfsorga­
nisation, er kann dies auch nicht an­
streben, denn die einzusetzenden 
Potentiale gehören bekanntlich den 
Trägerkommunen und nicht dem 
Verband, der somit keine Verfü ­
gungsgewalt hat. Der Deutsche Feu­
erwehrverband sieht sich aber im­
mer häufiger vor der Frage, wie 
nach jeder Berichterstattung in den 
Massenmedien über Großschadens­
ereignisse in aller Welt auch bei den 
Feuerwehrangehörigen die Hilfsbe­
reitschaft in entsprechende Bahnen 
gelenkt und genutzt werden kann. 
Der DFV denkt in seinen Gremien 
und gemeinsam mit dem Auswärti­
gen Amt derzeit über Möglichkeiten 
nach, Hilfen aus den Feuerwehren 
für das Ausland im Katastrophenfall 
in die richtigen Kanäle zugunsten 
der Betroffenen zu bringen. 

In diesem Zusammenhang hat 
der Deutsche Feuerwehrverband 

DUNDE8REPlTBLIK D EUT8Clf LANn 

DER BUNDESKANZLER 

An den 
Pras identen des 
Deutschen Feuerwehrve rbandes 
Herr n Gera ld Schäuble 
Kob lenzer Str . 133 

531 77 Bonn 

Sehr geehrter Herr Pras ident, 

auch nachdrücklich und gemeinsam 
mit den Mitgliedern des Koord inati­
onsausschusses Humanitäre Hilfe 
beim Auswärtigen Amt seine strikte 
Ablehnung jeglicher Gedankenspie­
le um ein Hilfskorps als neue und 
bürokratische Zwischeninstanz zur 
angeblichen besseren Koordination 
von Hilfseinsätzen deutscher Poten­
tiale im Ausland geäußert. 

Im Grenzüberschreitenden Kata­
strophenschutz sind die grenznahen 
Feuerwehren durch die zwi­
schenstaatlichen Abkommen der 
Bundesrepublik Deutschland mit 
ihren Nachbarstaaten eingebunden 
und diese grenzüberschreitende 
Tätigkeit wird durch die zuständigen 
Landesfeuerwehrverbände als un­
problematisch und funktionierend 
beschrieben. 

Voraussichtlich wird der Deutsche 
Feuerwehrverband im Zusammen­
wirken mit den entsprechenden 
Bundes- und Europa-Behörden bei 
nächster Gelegenheit untersuchen, 
inwieweit Ausbildungsinhalte, Nor­
mierungen von Ausstattungen, Ver­
fahren der Anforderung und 
Führung, soziale Aspekte für die ein­
gesetzten Helfer und logistische An-

Bonn , den:; ~-. Januar 1995 

Uber Ihre freundliche Gratulation habe ich mich gefreut und danke 

Ihnen herz lich dafür. 

Ich schätze die Arbeit Ihres Verbandes und das Engagement aller 

sei ner Mi tg l i eder . In einer Zei t , in der die Ich-Bezogenheit vieler 

Menschen zu Recht beklagt wird, leisten Sie Vorbildliches fUr die 

Gemeinschaft . Die ehrenamtliche Tätigkeit der Feuerwehr-Angehörigen 

wird i n der Öffentlichkeit oftma l s n icht gebUhrend gewUrdigt; Brand­

bekämpfung is t fernseh- trächti ger als BrandverhUtung, und so finden 

Brände und deren Bekämpfun g welt mehr Aufmerksamkeit als stete Ein­

satzber ei t schaft. 

Ich hoffe , dae da~ Engagement des Deutschen Feuerwehrverbandes für 

seine Mitglieder und fUr sei ne Aufgaben nicht nachläßt und daß es 

auch 1m neuen Jahr Ihnen und den politisch Verantwortlichen gelingt, 

1m Ausgl e i ch der teilweise gegen13ufigen In t eressen die Rahmenbe­

dingungen Ihrer Arbeit vernünftig zu gestalten und fortzuentwickeln . 

Mit besten WUnschen fUr ein erfo lgreiches Jahr 1995 
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gelegenheiten im Grenzüberschrei ­
tenden Katastrophenschutz den An­
forderungen entsprechen. 

10. Das Image der deutschen 
Feuerwehren 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
hat eine "Image-Kampagne" einge­
leitet, d ie bei der INTERSCHUTZ in 
Hannover im Juni 1994 mit einem 
Probelauf begann. Hintergrund ist 
die Tatsache, daß die Leistungen der 
deutschen Feuerwehrangehörigen 
von Politik, Behörden und vor allem 
der Öffentlichkeit überhaupt nicht 
mehr in der Weise wahrgenommen 
werden, wie sie es eigentlich ver­
dienen. Ein Problem, das andere Or­
gan isationen und Bereiche ebenso 
betrifft, weshalb der Begriff der Ima­
ge-Werbung auch nicht allein von 
den Feuerwehren gepachtet sein 
kann . 

Als erfreulich hat daher der DFV 
das Schreiben von Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl vom 21 . Januar 1995 an 
den Präsidenten des Deutschen Feu­
erwehrverbandes (siehe Kasten) 
empfunden, dessen Einzelaussagen 
des Regierungchefs sicherlich als 
Grundlage zukünftiger Verhandlun­
gen mit Bundesressorts zitierbar 
sind . 

Viele Mitbürger, die unsere Feu­
erwehren in Anspruch nehmen 
(müssen), sind außerstande zu un ­
terscheiden, ob dieser Dienst nun 
von ehrenamtlich tätigen Mitbür­
gern oder hauptberuflich geleistet 
wird . Es geht nicht um eine uner­
wünschte Trennung der Statusgrup­
pen (Hauptamtliche und Ehrenamt­
liche wie Profis und Amateure) und 
wir sprechen auch nur von einer ein­
heitlichen Feuerwehr vom Grundsatz 
her, aber qualifizierte freiwillige Lei­
stung des Bürgers für den Mitbürger 
sollte schon bemerkt werden . 

Viele Angehörige der Feuerweh­
ren sind viel mehr technisch, hand­
werklich oder naturwissenschaftlich 
interessiert oder orientiert, als dies 
in anderen vergleichbaren Organi ­
sationen der Fall ist. Hieraus ent­
wickelte sich ein Hang vieler Feuer­
wehrangehöriger zur Bevorzugung 
ausschließlich technisch orientierter 
Betrachtungsweisen. Soziologische 
Belange oder Erkenntnisse galten ei ­
ne Zeitlang nicht viel. Der Ruf nach 
wissenschaftlichen Untersuchungen 
außerhalb gewohnter technischer 
oder auch juristischer Betrachtungs­
weisen, vor allem im soziologischen 
Bereich, hat zugenommen. 

Der Feuerwehrdienst wird von 
der Bevölkerung gemeinhin als 
selbstverständliches Dienstleistungs­
angebot mit einer unübersehbaren 



Anspruchsmentalität hingenommen. 
Mit unerschütterlicher Selbstver­
ständlichkeit stehen die Angehöri ­
gen der Feuerwehren zur Verfü ­
gung. 

Kulturelle und soziale Leistungen 
z. B. in den noch überschaubaren 
Dorfgemeinschaften waren "schon 
immer da" und werden auch wei ­
terhin vorausgesetzt. 

Was wird aber aus dem Musik­
zug, wenn der Nachwuchs ausbleibt? 
Was wird aus sozialen Leistungen im 
Ort, wenn die speziell Engagierten 
nicht mehr zur Verfügung stehen? 
Was wird aus der örtlichen Feuer­
wehr, wenn eine Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft dem Bürgermei­
ster vorgerechnet hat, "daß sich die 
Freiwillige Feuerwehr wirtschaftlich 
nicht mehr rentiere"? Als ob eine 
freiwillige Selbsthilfeeinrichtung der 
Bürgerschaft, nichts anderes ist eine 
Freiwillige Feuerwehr, ein rentabler 
Wirtschaftsbetrieb sein könnte! Sol ­
che krausen Fehlentwicklungen be­
ginnen jetzt erst! Wir müssen uns 
darauf einstellen und argumentati­
onsfähig sein. 

Dann kommt noch der Einfluß 
von "Fernsehgewaltigen" hinzu, die 
mit verzerrend darstellenden Serien 
wie "Florian 111" in der Nachwuchs­
werbung für die Feuerwehren bei 
der Jugend, aber auch im allgemei­
nen Ansehen des Feuerwehran­
gehörigen in seiner familiären und 
gesellschaftlichen Umgebung - auch 
am Arbeitsplatz - erheblichen Scha­
den anrichten. Welche Ehefrau oder 
Freundin verzichtet an vielen Stun­
den eigentlich gemeinsamer Freizeit 
auf den Partner, wenn er anstatt 
dessen nur "mit geistig etwas be­
schränkten Säufertypen" zusam­
menkommt? Und welche Kinder von 
Elternteilen, die in der Feuerwehr 
dienen, können dann noch unter 
den Schulkameraden und ihrem 
Spott bestehen, wenn so das Bild des 
Feuerwehrmanns ins Bewußtsein des 
Fernsehkonsumenten gebracht 
wird? Es gibt als schlimme Beispiele 
andere Berufe und Aufgabengebie­
te, die auf solche Art und Weise 
durch Film und Fernsehen an den 
Schluß der beruflichen Ansehens­
skala gebracht worden sind . Dies be­
trifft unter anderen die Soldaten, die 
Polizei, die Beamten oder auch die 
Krankenschwestern. 

Nicht zuletzt kommen die Ar­
beitgeber mit ihren Betrieben mo­
dernster Prägung und Ausstattung, 
die im Alarmfall für den Feuerwehr­
mann nicht mehr bereit und in der 
Lage sind, Arbeits- und Produkti ­
onsabläufe zu unterbrechen. Es muß 
nicht unbedingt bei einem Chef erst 
selbst im Betrieb brennen, bevor er 

einsieht, daß Mitarbeiter als An­
gehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
ein einzigartiges System der Sicher­
heit für Betriebsangehörige, Ar­
beitsmittel und Produkte mittragen. 
Es ist Wunsch und Ziel des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, die Arbeitge­
ber wieder vermehrt dafür zu ge­
winnen, aus dem betrieblichen Hin­
tergrund die Tätigkeit der Betrieb­
sangehörigen, die in der Feuerwehr 
dienen, zu unterstützen und ihre ste­
te Einsatzbereitschaft zu ermögli ­
chen . 

11. Der Mitbürger und der Zivil­
und Katastrophenschutz 

Der Zivil - und Katastrophen­
schutz in Deutschland ist juristisch 
einwandfrei geregelt. Politisch ist 
das Thema unangenehm. Noch 
schlimmer sieht es beim Steuerzah­
ler und Mitbürger aus, aus dessen 
Groschen die Kosten getragen wer­
den, dem aber weder in früherer 
noch in heutiger Zeit das organisa­
torische Fachchinesisch des Zivil- und 
Katastrophenschutzes verständlich 
gemacht werden konnte. Was nicht 
durchschaubar ist, erzeugt Mißtrau­
en; was nicht sichtbar ist, ist auch 
nicht vorhanden; was nicht begrif­
fen wird, wird verdrängt. So einfach 
ist das! Und das ist die offensichtlich 
völlig unberücksichtigte psychologi­
sche Lage des Zivil - und Katastro­
phenschutzes in Deutschland: juri ­
stisch einwandfrei, politisch unge­
liebt, psychologisch nicht 
anwendbar. 

Es wäre viel wichtiger als man­
ches andere, dem Katastrophen­
schutz ohne den Eiertanz auf politi­
schen Zuständigkeitsebenen und oh­
ne die verschleierten Zielsetzungen 
der Begriffe bei der Bevölkerung 
Klarheit zu schaffen. Die Zeiten des 
"VS-Geheim-Stempels" für KatS-Pla­
nungen sind weitgehend vorbei . Of­
fenheit ist möglich geworden. War­
um geht die ganze Planung nicht 
endlich auf einen Katastrophen­
schutz-Einsatzdienst einer Ebene hin­
aus, so wie auch die Bevölkerung ih­
re örtliche Feuerwehr kennt? An die­
ser Stelle wäre kosten neutral viel für 
die gute Sache herauszuholen. Es 
geht aber um politische Machtver­
hältnisse, und diesen Kampf hat der 
Bürger ohne ausreichende Gegen­
leistung zu bezahlen. 

Mit einer "Leitbild-Diskussion", 
mit dem Versuch, den Feuerwehr­
dienst in geeigneter und angemes­
sener Weise der Mitbevölkerung dar­
zustellen und nahezubringen, ver­
sucht der DFV den Kreis zu schließen, 
in dem ein wesentlicher Sektor der 
Zivil- und Katastrophenschutz ist. Die 
Auffassung des DFV im Namen der 

deutschen Feuerwehren zu einigen 
wesentlichen Punkten - für die auf­
grund der föderalistischen Struktu­
ren des deutschen Feuerwehrwesens 
nur schwer eine gemeinsame Auf­
fassung erzielt werden kann - ist nur 
in diesem Gesamtzusammenhang 
verständlich zu machen. 

Der Autor, Winfried Glass, ist 
Bundesgeschäftsführer des Deut­
schen Feuerwehrverbandes (DFV) in 
Bonn. 
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HUMANITÄRE HILFE 

Neuorganisation der Humanitären 
Hilfe im Ausvvärtigen Amt 
Organigramm Arbeitsstab Humanitäre Hilfe (AS-B-hH) 
Leitung: VLR I Klaus Holderbaum 

Bereich 0: Bereich 1: Bereich 2: Bereich 3: Bereich 4: Bereich 9: 
....................................... ~ ............ ............................ ~ ........ .............................. !, .. , .. .. .... ... , ...... , .. , ....... ...... ,!, .... .................................. !, .... ................... , ............... . 
Grundsatzfragen : Beziehungen mit : Humanitäre Hil - : Humanitäre Hil- : Humanitäre Hil - : Humanitäre Hil -
einschließlich l VN, UNHCR, l fe und l fe und l fe und : fe und 
Abstimmung im l IKRK und ande- l Flüchtlingshilfe l Flüchtlingshilfe l Flüchtlingshilfe : Flüchtlingshilfe 
nationalen und l ren Internationa- l in Afrika (Ref. : in Zentral -, Ost- l in Rußland, l im ehemaligen 
internationalen l ien Organisatio- l 320, 321, 322) l und Südostasien l Weißrußland, l Jugoslawien und 
Bereich : nen : : (Ref. 213-3, 341, : Ukraine, Molda- : in Lateinamerika 
Grundsatzfragen l Humanitäre Hil- l l 342) l wien, Kaukasus, l (Ref. 215, 330, 
der Koordinie- l fe und l : Koordinierungs- : Baltikum und : 331) 
rung der Huma- l Flüchtlingshilfe : : ausschuß Huma- l MOE-Staaten, l 
nitären Hilfe : im Nahen und l : nitäre Hilfe l einschließlich : Zusammenarbeit 
Katastrophen- 1 ~.ittle.ren Osten, 1 1 Katastrophen- 1 Bosnien-Herze- 1 mit ECHO 
vorbeugung, l SudasIen (Ref. l l management : gowina (Ref: : 
IDNDR : 310, 311,340) : : K ' t b ' : 213,214,215) : 

: : : - rlsens a Im : : 
Haushalt Mittel- : Zusammenarbeit l : AA : l 
bewirtschaftung : mit anderen Res- : : _ Verbindungs- : 

P " f V : sortsundden : b" 0 : 
ru ung von er-: Ländern : uros vor rt : 

wendungsnach-:: : 

we;,en I. ~~tE:::~::~ 1. I. 

: linge : : 

Leider sind die Haushaltsmittel seit 1993 um rd. 15 Prozent vermindert worden, obwohl die Zahl der Hilfeanfor­
derungen zunimmt: von fast 90 Mio. auf 76,5 Mio. DM in 1995. Diese Entwicklung steht ganz im Widerspruch zu 
Außenminister Kinkeis Aussagen vor dem Gesprächskreis (jetzt Koordinierungsausschuß) Humanitäre Hilfe am 
1. September 1994, wo mehr Mittel, zusätzliches Personal und effektivere Organisationsstrukturen zugesagt wurden. 
(Beachten Sie bitte auch die Aussagen von Entwicklungshilfeminister earl-Dieter Spranger.) 

Mittel für humanitäre Hilfsmaßnahmen 
im Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 

76.500 85 .000 89.944 

(Haushaltsvermerk: Maßnahmen über 750 TDM im Einzelfall bedürfen 
der Einwilligung des Bundesministers der Finanzen) 

1. Humanitäre Soforthilfe und Katastrophenhilfe sowie 
sonstige humanitäre Maßnahmen 

2. Flüchtlingshilfe im Ausland 

3. Beförderungskosten einschließlich Nebenkosten 

23.500, - DM 

50.000, - DM 

1.000,- DM 

4. Förderung des vorbeugenden Katastrophenschutzes im Ausland im 
Bereich der humanitären Sofort- und Katastrophenhilfe von Projekten 
für Zwecke der Internationalen Dekade für Katastrophenvorbeugung 
(IDNDR) sowie Kosten der Geschäftsstelle des Deutschen 
Komitees für diese Dekade 2.000, - DM 

Zusammen 76.500,- DM 
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Spranger will 
europäische Hilfe 
bündeln 
Mehr Effizienz gefordert - Vor­
sorge gegen Katastrophen rückt 
in den Mittelpunkt der Entwick­
lungspolitik 

Entwicklungshilfeminister Carl ­
Dieter Spranger hat sich für die neue 
Legislaturperiode viel vorgenom­
men. Zwar müsse der Bund eisern 
sparen und habe davon die Ent­
wicklungshilfe nach der deutschen 
Einheit nicht ausnehmen können . 
Aber noch in dieser Legislaturperi ­
ode seien deutliche Steigerungen er­
forderlich. Der CSU-Politiker setzt 
auf breite Unterstützung im Parla­
ment. 

Die weltweiten Migrationsbe­
wegungen von Süd nach Nord mach­
ten deutlich, wie wichtig es für die 
Industrieländer im wohlverstande-



nen Eigeninteresse sei, die Lebens­
bedingungen in der Dritten Welt zu 
verbessern. Für Spranger rücken Kri­
sen- und Katastrophenvorsorge stär­
ker in den Mittelpunkt entwick­
lungspolitischer Aufgaben . Ereignis­
se wie in Ruanda seien nicht durch 
herkömmliche Hilfe oder verstärkte 
Anstrengungen einzelner Geber zu 
verhindern. 

"Wirkungsvolle Krisenpräventi­
on fordert vielmehr eine stärkere Po­
litisierung der Zusammenarbeit in 
Richtung auf die Überwindung ent­
wicklungshemmender gesellschaft­
licher und politischer Strukturen." 
Dies bedeute verstärkte konzertier­
te Aktionen bilateraler Geber und 
"überparteiischer" multilateraler 
Entwick I u ngsh i Ifeorga n isationen . 
Hier sei eine Koordinierung der Eu­
ropäischen Union gefordert. 

Spranger will den Anteil inter­
nationaler Organisationen am deut­
schen Hilfsbudget (multilaterale Hil­
fe) künftig von derzeit etwa 35 auf 
30 Prozent senken . Das habe auch 
der Bundestag gefordert. Zur multi­
lateralen Hilfe gehört die europäi­
sche Entwicklungspolitik. 1995 

Spranger verteidigt 
die private Entwick­
lungshilfe 

Entwicklungshilfeminister Carl­
Dieter Spranger (CSU) hat vor einer 
pauschalen Verurteilung privater Ent­
wicklungshilfe-Organisationen ge­
warnt. Der Wirbel um Care Deutsch­
land dürfe nicht zu einer Abwertung 
der "hervorragenden Arbeit" vieler 
Nichtregierungsorganisationen und 
ihrer ehrenamtlichen Mitarbeiter 
führen, sagte Spranger. Das sei "un­
gerecht und unangemessen". Der Mi­
nister appellierte an die Bevölkerung, 
auch weiterhin "Spenden für nicht­
staatliche Organisationen im Bereich 
der Entwicklungsarbeit zur Verfü­
gung zu stellen". 

Nach Angaben Sprangers erhalten 
nichtstaatliche Träger der Entwick­
lungshilfezusammenarbeit aus dem 
Entwicklungshilfeetat des Ministeri­
ums, der sich auf rund 8,4 Milliarden 
Mark pro Jahr beläuft, insgesamt et­
wa 700 Millionen Mark jährlich. Da­
von gingen etwa je 300 Millionen 
Mark an Kirchen und politische Stif­
tungen. 

(Quelle: ddp) 

.,.;~~ .. ' 

:t_ ... ~ 

stehen Verhandlungen über den 
zweiten Teil des vierten Lome-Ab­
kommens mit 70 Staaten in Afrika, 
der Karibik und im Pazifik (AKP) an. 
Für den letzten Fünfjahreszeitraum 
von 1990 bis 1995 seien die Mittel 
um 46 Prozent auf knapp 22 Mrd. 
DM erhöht worden. ,,1995 ist eine 
solche Steigerung undenkbar", sagt 
Spranger. Er hoffe, daß der bisheri­
ge Betrag gehalten werden könne, 
gerade auch mit Blick auf die be­
sondere Rolle Europas in Afrika. 

Unerläßlich ist für ihn eine Effi­
zienzsteigerung, die er in Brüssel an­
mahnt. Dabei ist sich Spranger be­
wußt, daß verstärktes Pochen auf 
Verbesserung bei den politischen, 
gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Rahmenbedingungen und 
straffere Verwendungskontrollen für 
die AKP-Staaten den sensibelsten 
Punkt darstellen, da er an ihre Ei­
genverantwortung als gleichbe­
rechtigte Partner rührt. 

Im EU-Haushalt stehen unabhän­
gig von Lome jährlich über 3 Mrd. DM 
für Entwicklungshilfe an 53 Länder 
(deutscher Anteil rund 30 Prozent) zur 
Verfügung. Spranger will sich für die 

• 

Zusammenfassung der Mittel in ei ­
nem einheitlichen Entwicklungshilfe­
haushalt stark machen. Denn nur so 
könne die im Prinzip dem europäi­
schen Parlament zustehende Kon­
trolle europäischer Politik mittelfristig 
nach Straßburg übergehen. 

Die Notwendigkeit organisatori­
scher Reformen sieht er auch in 
Bonn. Seit der Gründung des Mini ­
steriums 1961 habe sich in den Zu­
ständigkeiten kaum etwas verän­
dert; es ergäben sich durch die in­
ternationale Entwicklung aber 
veränderte Anforderungen. So müs­
se vor allem die "Humanitäre Hilfe", 
die in Not- und Katastrophensitua­
tionen zum Einsatz kommt, weiter 
modernisiert werden. Sie müsse wir­
kungsnäher und zielgerichteter wer­
den, damit Deutschland auch auf 
diesem Gebiet seine gewachsene 
Verantwortung wahrnehmen kön­
ne. Denn Not- und Katastrophen- so­
wie Entwicklungshilfe seien oft wie 
zwei Seiten derselben Medaille. "Sie 
müssen stärker im Zusammenhang 
gesehen, stärker verzahnt und von 
einer Stelle politisch verantwortet 
werden." (Quelle: Die Welt vom 4.1.95) 

• 

Reaktion des Auswärtigen Amtes zur Stellungnahme der Hilfs­
organisationen und Hilfswerke gegen ein staatliches Katastro­
phenhilfswerk (s.NV+ZV, H.4194) 

Herrn 
Dr. Horst Schöttler 
Bundesvorstand der 
Johanniter-Unfall-Hilfe 
Postfach 41 02 54 

53024 Bonn 

Sehr geehrter Herr Schöttler! 

Für Ihr Schreiben vom 13. Oktober 1994, mit dem Sie nur die 
"Gemeinsame Stellungnahme" der wichtigsten deutschen Hilfs­
organisationen zu dem Vorschlag eines Katastrophenhilfswerks 
übersandten, sowie für Ihr Schreiben vom 24. November 1994 
mit den darin ausgesprochenen Glückwünschen zum Ergebnis 
der Bundestagswahl danke ich Ihnen. 

Die "Gemeinsame Stellungnahme" enthält eine Reihe wich­
tiger Gesichtspunkte, über die in den zuständigen parlamenta­
rischen Gremien zu diskutieren sein wird, wenn der Fragen­
komplex erneut zur Behandlung anstehen sollte. 

Ich freue mich, daß der "Gesprächskreis" auf dessen Sitzung 
am 25. Oktober 1994 in einen "Koordinierungsausschuß Hu­
manitäre Hilfe" umgewandelt wurde, der regelmäßig alle zwei 
Monate im Auswärtigen Amt zusammentreten wird . 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Klaus Kinkel 
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TECHNISCHES HILFSWERK 

Neuorganisation des THW 
- Bestandsaufnahme 1995 -

Der Staatssekretär im Bundesmini ­
sterium des Innern, Kurt Scheiter, hat 
die Obleute der Fraktionen und 
Gruppen des Bundestages im Haus­
haltsausschuß und im Innenausschuß 
am 21. Dezember 1994 mit folgen­
dem Anschreiben unterrichtet: 

Betr.: Neuordnung der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

Bezug: Zwischenbericht zur zivilen 
Verteidigung vom 18. April 1994 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

mit dem Bezugsbericht hat die Bun­
desregierung im Rahmen der ge­
planten Neustrukturierung des Zi­
vilschutzes auch eine Straffung der 
Aufbauorganisation des Technischen 
Hilfswerks angekündigt. Der Innen­
und der Haushaltsausschuß haben 
die Vorstellungen der Bundesregie­
rung begrüßt. Auf der Grundlage 
des Zwischenberichts hat die Leitung 
der Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk unter Beteiligung der Helfer­
schaft ein Konzept zur Neugliede­
rung des THW "THW-2001" ent­
wickelt. Das Konzept beruht auf 
einem Finanzvolumen von jährlich 
190 Mio. DM, über das in einem 
Chefgespräch mit dem Bundesfi­
nanzministerium für die mittelfristi­
ge Finanzplanung Einigung erzielt 
werden konnte. Ich habe das Kon­
zept mit dem in Abdruck beigefüg­
ten Erlaß gebilligt und seine Umset­
zung innerhalb einer Zeitschiene von 
5 Jahren beginnend zum 01.01.1995 
angeordnet. 

Die Neuordnung des hauptamtlichen 
Bereichs kann beginnen, sobald die 
haushaltsmäßigen Voraussetzungen 
für den erforderlichen neuen Stel­
lenplan vorliegen. Zu Ihrer weiteren 
Information ist diesem Schreiben ein 
Vermerk über Ziele und erforderli­
che Maßnahmen des Konzepts 
" THW-2001" beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

gez. Prof. Dr. Scheiter 
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Die Hilfsorganisationen und kom­
munalen Spitzenverbände erhielten 
mit Schreiben des AL LZV, Rüdiger 
Kass, unter dem 16. Januar 1995 die 
vergleichbaren Informationen: 

1. Weisung 
Staatssekretär an 
Direktor THW 

An den 
Direktor der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
Herrn Gerd Jürgen Henkel 
Deutschherrenstraße 93 
53177 Bonn 

Betr.: Neuordnung des Technischen 
Hilfswerks 

Bezug: Ihre Berichte vom 

1. 31. März 1994 - VE 1-200-01 
THW Neukonzeption 

2. 23. August 1994 - Organisations­
bericht 

3 27. September 1994 - VG 1-200-
00-01-Grundlagenpapier zur 
Neuordnung 

4. 10. Juni 1994 - FG 2-122-00 - Aus­
bildungskonzept 

5. 24. November 1994 - VG 1-200-
01 -

Sehr geehrter Herr Direktor Henkel, 
ich genehmige das von Ihnen mit 
den Bezugsberichten vorgelegte 
Konzept zur Neugliederung des 
THW "THW-2001 ", dem der THW­
Bundesausschuß und der THW-Bei­
rat zugestimmt haben, mit folgen­
den Maßgaben: 

1. Dem Konzept werden folgende 
Eckdaten zugrundegelegt: 

a) Ehrenamtlicher Bereich 

- Helferstärke: rd. 44 500 aktive 
Helfer, rd . 17 000 Reservehelfer 

- Zahl der Ortsverbände: 665 

- Zahl der Einheiten: 810 Technische 
Züge mit 922 Fachgruppen, davon 

- 132 Fachgruppen Räumung 

- 264 Fachgruppen Infrastruktur 

- 66 Fachgruppen Ortung 

- 132 Fachgruppen Wassergefahren 

- 66 Fachgruppen Elektroversor-
gung 

- 66 Fachgruppen Wasserschaden/ 
Pumpen 

- 32 Fachgruppen Trinkwasserver-
sorgung 

- 16 Fachgruppen Öischaden 
- 16 Fachgruppen Brückenbau 
- 66 Fachgruppen Führung/Kom-

munikation 
- 66 Fachgruppen Logistik 

Hinzu kommen 6 Einheiten der SEE­
BA (Schnelleinsatzeinheit Bergung 
Ausland). 

b) Hauptamtlicher Bereich 

- Zahl der Landesdienststellen: 8 
mit folgenden Dienstsitzen: 

Kiel 
für die Landesverbände SH, HH, MV 

Hannover 
für die Landesverbände NI, HB 
Berlin 
für die Landesverbände BE, BB, ST 

Altenburg 
für die Landesverbände SN, TH 

Mainz 
für die Landesverbände RP, HE, SL 

Düsseldorf 
für den Landesverband NRW 

Stuttgart 
für den Landesverband BW 

München 
für den Landesverband BY 

Zahl der Geschäftsführerbereiche: 66 

2. Die Standorte der Ortsverbände 
und die Dienstsitze der GFB werden 
entsprechend den von Ihnen ge­
machten Vorschlägen festgelegt. 

3. Die Katastrophenschutzschule in 
Neuhausen (Baden-Württemberg) 
soll als weitere THW-Ausbildungs­
stätte von der Bundesanstalt THW 
übernommen werden. Hierzu ergeht 
gesonderter Organisationserlaß. 

4. Die Neuordnung des ehrenamtli ­
chen Bereichs beginnt am 01.01.1995 
und soll spätestens am 31 .12.2000 
abgeschlossen werden. 



Die Reduzierung der Helferstärke 
soll in jährlichen Schritten von min­
destens 20 Prozent (bundesweit) im 
Wege der normalen Fluktuation er­
folgen . Es ist sicherzustellen, daß 
kein Helfer gegen seinen Willen ent­
lassen wird. Wehrpflichtige Helfer 
aufgelöster/fusionierter Einhei ­
ten/Ortsverbände sind vorrangig an­
deren Einheiten/Ortsverbänden zu­
zuweisen, in den Reservehelfersta ­
tus zu überweisen oder, wenn dies 
nicht möglich sein sollte, zu beur­
lauben. 

5. Die Neuordnung des hauptamtli­
chen Bereichs erfolgt, sobald die 
haushaltsmäßigen Voraussetzungen 
für den erforderlichen neuen Stel ­
lenplan vorliegen. Sie soll innerhalb 
von 5 Jahren abgeschlossen werden. 

6. Besondere Priorität hat der Auf­
bau des THW in den neuen Bundes­
ländern. Hier sind zügig die Voraus­
setzungen für die Gründung weite­
rer Ortsverbände im Rahmen des 
vorgesehenen Kontingents, die Auf­
stellung von Einheiten und die Bil­
dung der hauptamtlichen Struktu­
ren (im Rahmen des geltenden Stel­
lenplanes) zu schaffen. 

Ich bitte, mir ab 1995 jährlich zum 
31 .10. über den Stand der Neuord­
nung zu berichten. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. ScheIter 

2. Neuordnung 
des THW 
Grundlage 
Neustrukturierungskonzept THW-
2001 

• Abgestimmt mit Landesbeauftrag­
ten 

• Gebilligt durch ehrenamtliche Sei ­
te (Bundesausschuß) Mitte Juni 
1994 und durch THW-Beirat An­
fang Juni 1994 

• Personalvertretung und Schwer­
behinderten-Vertretung haben 
mitgewirkt. 

Ziel 
Modernisierung des THW unter 
gleichzeitiger Einfügung in die Neu­
ordnung des gesamten Zivilschutzes. 
Stärke, Struktur, Ausstattung, insbe­
sondere Fahrzeugbestand sowie 
Ausbildung, werden an den Haus­
haltsrahmen für das THW 
(190 Mio. DM) sowie an die verän­
derte Sicherheitslage angepaßt. 

A. Ehrenamtlicher Bereich 
,. Einheiten 
Ziel : 
• Flächendeckende Präsenz 

. ';1 
r t.'f.~ 

• Erhalt der bundesweiten Lei ­
stungsfähigkeit 

• Konzentration auf die Aufgabe 
"Technische Hilfeleistung" 

• Erweiterte Ausrichtung auf Aus­
landseinsätze als dritte gesetzliche 
Aufgabe neben Zivilschutz und 
Verstärkung der friedensmäßigen 
Gefahrenabwehr. 

Maßnahme: 
Anstelle der bisherigen 1.262 

Bergungs- und Instandsetzungszüge 
sowie ca . 1.600 weiterer fach ­
dienstlicher Einheiten gibt es künf­
tig 810 Technische Züge, bestehend 
aus jeweils zwei Bergungsgruppen 
und mindestens einer Fachgruppe 
unterschiedlicher Ausprägung . 

Verteilung : 
Jeder Ortsverband erhält minde­

stens einen Technischen Zug, größe­
re Ortsverbände in Großstädten er­
halten in der Regel zwei bis drei 
Technische Züge . Die Verteilung 
berücksichtigt sowohl den Gesichts­
punkt der Flächendeckung wie auch 
regional unterschiedliche Gefahren­
potentiale. 

Dieses Schutzpotential steht den 
Ländern auf Anforderung im Rah­
men der friedensmäßigen Katastro­
phenabwehr zur Verfügung und 
kann im Wege des Mehrfachnutzens 
auch für die technische Hilfeleistung 
im Ausland eingesetzt werden . 

2. Ortsverbände 
• Reduzierung der Anzahl der Orts­
verbände um bundesweit 34 auf 665 
• Für den weiteren Aufbau Ost wer­
den in den kommenden Jahren Zug 
um Zug Einheiten und Ortsverbän­
de in die neuen Bundesländer verla­
gert; der Aufbau Ost genießt Prio­
rität. 

3. Helfer 
• Reduzierung der Helferstärke (auf 

Soll-Basis) von gegenwärtig 
rd . 64000 auf künftig rd. 44 500 
aktive Helfer 

• Vorhaltung von rd . 17000 Reser­
vehelfern. 

• Der Helferabbau soll über die Zeit­
schiene (5 Jahre) im Rahmen der 
normalen Fluktuation durchge­
führt werden. 

• Zusätzlich soll der Status des Re­
servehelfers verbessert werden, 
d. h. feste Integration der Reser­
vehelfer in die Einheiten als Ablö­
sung bzw. Verstärkung . 

• Begrenzung der Aufnahme neuer 
Helfer während der Umstrukturie­
rungsphase durch strengere fach­
liche Aufnahmekriterien 

• Junghelfern soll grundsätzlich bei 
Erreichen der Altersgrenze der 

Übergang in den Status des akti ­
ven Helfers ermöglicht werden. 

• Bestehende Jugendgruppen sollen 
als Garanten für die Zukunft des 
THW erhalten bleiben. 

Der Übergang zum Neukonzept 
ist so ausgestaltet, daß kein Helfer 
gegen seinen Willen entlassen wer­
den muß. 

4. Ausstattung 
Infolge der Verringerung der An­

zahl der Einheiten verringert sich 
auch die vorzuhaltende Ausstattung 
und - als wesentlicher Kostenfak­
tor - die Zahl der Fahrzeuge (Redu­
zierung von bisher über etwa 8 500 
auf künftig rd . 6 000 einschließlich 
Anhänger). 

Die Technik soll modernisiert und 
umfangreich einsetzbar gestaltet 
werden, wobei vorhandene Aus­
stattung weiterverwendet werden 
soll. 

Vorhandene Fahrzeuge werden, 
weitestgehend auf vergleichbaren 
Plätzen des Neukonzeptes, weiter­
verwendet. 

Innerhalb der nächsten 5 Jahre 
sollen die Zentralwerkstätten ge­
schlossen werden. Wartung und Re­
paratur der Fahrzeuge und Ausstat­
tung müssen dann, wie schon jetzt 
in den neuen Ländern, wo es keine 
Zentralwerkstätten gibt, an Wirt­
schaftsbetriebe vergeben werden, 
soweit nicht einfache Arbeiten in 
den Einheiten selbst erledigt werden 
können. 

B. Hauptamtl icher Bereich 
,. Landesbeauftragtendienststellen 
Reduzierung der bisher 11 Dienst­
stellen der Landesverbände (ohne 
neue Länder) auf 8 (einschI. neue 
Länder) 

Es sind folgende Dienstsitze festge­
legt: 

Kiel 
für die Landesverbände SH, HH, MV 
Hannover 
für die Landesverbände NI, HB 
Berlin 
für die Landesverbände BE, BB, ST 
Altenburg 
für die Landesverbände SN, TH 
Mainz 
für die Landesverbände RP, HE, SL 

Düsseldorf 
für den Landesverband NRW 

Stuttgart 
für den Landesverband BW 

München 
für den Landesverband BY. 
Ziel ist die Schaffung von Dienst­
stellen möglichst einheitlicher Struk­
tur. Sie werden künftig überregional 
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koordinierende Tätigkeiten wahr­
nehmen. 

2. Geschäftsführerbereiche 
Reduzierung der Zahl der Ge­
schäftsführerbereiche von 119 auf 
66 mit einheitlicher Personalaus­
stattung und gleicher Größe (Be­
treuungsu mfang: du rchsch n ittl ich 
10 Ortsverbände). 

C) Aufbau Ost 

• Ziel : Herstellung vergleichbarer 
Strukturen wie in den alten Bun­
desländern 

• Einheiten: Aufstellung von 
zunächst 110 Technischen Zügen 
mit insgesamt rd. 6 500 aktiven 
Helfern und 2 500 Reservehelfern 

• Ortsverbände: Gründung von 
zunächst 80 Ortsverbänden (Ist: 56) 

• Der Aufbau der insgesamt 10 Ge­
schäftsführerbereiche wird weiter 
vorangetrieben. 50 von 70 erfor­
derlichen Stellen sind bereits in 
den Osten verlagert worden. 

0) Haushalt 
Für das THW ist ein Plafond von 
190 Mio. DM jährlich für 1995 und 
die Folgejahre vorgesehen. 

E) Zeitschiene 
Die Neuordnung beginnt am 1. Ja­
nuar 1995 und soll bis zum 31 . De­
zember 2000 abgeschlossen sein. 

Neuordnung der 
THW-Leitung 
Zum Jahresbeginn 1995 wurde die 
Leitung der Bundesanstalt Techni ­
sches Hilfswerk neu geordnet: 

Dem Direktor THW unterstehen als 
Abwesenheitsvertreter zwei Grup­
penleiter, die der "Verwaltungs­
gruppe = VG" und der "Fachgruppe 
= FG" vorstehen . 

Wesentliche Aufgaben: 

VG 1 Grundsatz, Organisation, In­
nerer Dienst, Informationstechnik 

VG 2 Personal 

VG 3 Haushalt, Liegenschaften 

VG 4 Helferangelegenheiten, 
Justizariat 

FG 1 Operative Einsatzleitung 

FG 2 Ausstattung, Fachaufsicht, 
THW-Schulen 

FG 3 Technik, STAN, Beschaffung 

20 Notfallvorsorge 1/1995 

FG 4 Öffentlichkeitsarbeit, Helfer­
werbung 

FG 5 Einsatzorganisation 

Die Leitung der BA THW liegt un­
verändert bei Abteilungspräsident 
Gerd-Jürgen Henkel. Der bisherige 
Abwesenheitsvertreter, Regierungs­
direktor Hans-Joachim Derra, verlor 
das Postenrennen um die Gruppen­
leitung VG gegen Herrn Hans-Karl 
Lutz, der als Angestellter beim Bun­
desamt für die Anerkennung aus­
ländischer Flüchtlinge (BAFI) in Nürn­
berg in vergleichbarer Position war. 
Lutz, 1939 geboren, war von Okto­
ber 1960 bis April 1993 Berufssoldat. 
In diesem Zeitraum tat er u. a. über 
sechs Jahre als deutscher Verbin ­
dungsoffizier beim französischen Ge­
neralsekretariat für nationale Ver­
teidigung in Paris Dienst; als Refe­
rent in seiner letzten Dienststelle, 
dem BMVG, war er auch mit der Un­
terbringung von Aus-/Übersiedlern, 
Kriegsflüchtlingen und Asylbewer­
bern in Liegenschaften der Bundes­
wehr befaßt. 

Danach wechselte Karl-Hans Lutz 
ins BAFI. Zuletzt war er Gruppenlei­
ter Z2, zu deren Aufgaben Organi­
sation, Haushalt, Liegenschaften, Be­
schaffung und Sicherheit zählen. 

Derra, Jahrgang 1948, kann sich 
dennoch aufgrund der Alterstruktu­
ren durchaus Hoffnung auf die 
Nachfolge in der Gruppenleitung 
machen. 

Der bisherige Einsatzleiter, Dipl.­
Ing. Dietrich Läpke, wurde Grup­
penleiter FG. Der im In- und Ausland 
anerkannte Bergungsspezialist er­
hielt durch diese Berufung auch die 
Anerkennung seines Dienstherrn, 
des BMI. Sein bisheriger Stellvertre­
ter, Ralf Tiesler, übernahm die 
"Wahrnehmung der Geschäfte" des 
Referates FG 1, mit der Zielsetzung, 
ihm diese Aufgabe auch dauerhaft 
zu übertragen. (Horst Schöttler) 

HINTERGRUND 

Die Affäre Nöldner oder: 

Wie Care Deu1 
Neuanfang ve 

Im letzten Heft hat die Redakti­
on das Problem (are analysiert. In 
Wirklichkeit war es die Selbstüber­
schätzung des Vorsitzenden, Klaus 
Nöldner, zu der ein Übermaß an Pro­
f ilierungsneurotik kam. So wurde 
am 11 . Dezember 1994 in der Ta­
geszeitung "DIE WELT" aufgedeckt, 
daß auch die Titelsucht den obersten 
(ARE-Repräsentanten erfaßt hatte: 

"Doch nicht nur von Polen ge­
hen neue Impulse im Titelbusiness 
aus, auch die anderen Staaten des 
Ostblocks mischen nun kräftig mit. 
So erhielt Klaus Nöldner, bis vor we­
nigen Tagen Vorstand von (are 
Deutschland, von der Russischen 
Akademie für Verwaltung einen Dr. 
h.c .. Zu dieser Institution schreiben 
die Experten der Kultusminister­
konferenz: ,Es handelt sich um eine 
Nachfolgeeinrichtung der Akademie 
für Gesellschaftswissenschaften 
beim Zentralkomitee der Kommu­
nistischen Partei der Sowjetunion 
und stellt eine Kaderschmiede der 
Sowjetnomenklatura dar. Während 
die entsprechenden Einrichtungen 
der DDR ... abgewickelt wurden, hat 
die jetzige russische Akademie für 
Verwaltung ihren Geschäftsbereich 
.. . mit Blick auf Westeuropa und 
Deutschland modernisiert. Sie ist 
auffällig geworden durch die Ver­
gabe zahlreicher Doktorgrade an 
deutsche Staatsbürger. Bei der Ver­
gabe ... arbeitet die Akademie mit 
einer deutschen Agentur zusam­
men, die sie für eine Studiengebühr 
von 25.000 Mark anbietet.' 

Nöldner beantragte, diesen Grad 
führen zu dürfen. Die Genehmigung 
wurde ihm versagt. Er beschwerte 
sich in einem Brief vom 21 . Juli 1994 
an Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: 
,Die Begründung ... überzeugt nicht 
und läßt nur Unkenntnis über das 
russische Hochschul- und Wissen ­
schaftssystem erkennen.' 

Diese ,vornehme' Moskauer In­
stitution hat bereits unter anderem 
einen Bundesbürger zum Doktor 
und Professor ehrenhalber gemacht, 
der an Qualifikationen nur einen 
Hauptschulabschluß hatte. 

Die Experten der Hochschulkon­
ferenz bat man um Überprüfung. Ih­
re Antwort : Es ,kann Personen des 



chland einen 
.ucht 

öffentlichen Lebens derzeit nur ge­
raten werden, sich angesichts des 
blühenden Titelhandels in Osteuro­
pa vor der Annahme von Ehrungen 
entsprechend kundig zu machen. Es 
ist ein bekanntes Phänomen, daß ti­
telhandelnde Institutionen Personen 
des öffentlichen Lebens gratis be­
dienen, um dann deren Namen zu 
Reklamezwecken zu benutzen'. Dies 
müsse Herrn Nöldner ,einsichtig' zu 
machen sein . 

Der Ca re-Chef war blamiert. 
Dann wurde publik, daß Care nach 
dem Desaster in Ruanda vom Ent­
wicklungshilfeministerium kein Geld 
mehr zu erwarten hat, das Deutsche 
Zentralinstitut für soziale Fragen 
(DZI) in Berlin entzog das Spenden­
siegel, Nöldner trat aus ,Gesund­
heitsgründen' als Care-Vorstand 
zurück. " 

Doch zurück zu den Ereignissen 
des November 1994. Das Bundesmi­
nisterium für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, seit 1992 zu Care auf Di­
stanz, konstatierte: Die personelle 
Ausstattung des Teils von Care 
Deutschland, der sich mit Projekten 
in Entwicklungsländern befaßt. ha­
be sich "sehr negativ entwickelt". 

Und der Hartmannbund zog aus 
den negativen Schlagzeilen und dem 
angekratzten Image von Care-Chef 
Nöldner die Konsequenz: Er beur­
laubte am 2. Dezember 1994 seinen 
Hauptgeschäftsführer "bis auf wei­
teres von seinen Aufgaben" . Dauer 
der Befristung "bis die Probleme der 
Hilfsorganisation Care Deutschland 
... gelöst sind". 

Zuvor hatte Care International in 
Harare, der Hauptstadt Simbabwes, 
seine deutsche Sektion scharf kriti ­
siert. Bei der Hilfsaktion in Ruanda 
habe Care Deutschland die Regeln 
und Verfahren von Care Internatio­
nal (CI) verletzt und damit auch CI in 
Probleme hineingezogen. 

Aber es kam noch dicker: Die 
Staatsanwaltschaft Bonn hatte ge­
gen die Verantwortlichen von Care 
ein Verfahren wegen Verdachts der 
Untreue eingeleitet. Anlaß für das 
Verfahren waren Berichte, nach de­
nen Care Mittel des BMZ ohne Ab­
stimmung für andere als die ur­
sprünglichen Zwecke eingesetzt ha­
be (6.12.1994). 

Nun kam auch Nöldner zu dem 
Ergebnis, daß es angezeigt war, sein 
Amt niederzulegen und er sich bei 
der nächsten Mitgliederversamm­
lung (geplant für Februar oder März 
1995) nicht um eine Wiederwahl 
bemühen solle. 

Dann ging doch alles schneller als 
geplant. Nach einem Bericht des 
Münchner Nachrichtenmagazins 
"Focus" vom 12. Dezember über 
"Die dubiosen Dienstreisen des Klaus 
N." und den eingangs zitierten Ti-

tel handel mit Rußland warf Nöldner 
vorzeitig das Handtuch - er trat 
zurück. 

~er Bonner General-Anzeiger be­
schneb zutreffend die Misere: 
"Scheitern auf Raten - Der Vor­
standsvorsitzende brachte die Hilfs­
organisation in die Schlagzeilen" . 
Und nicht nur seine! Der Geschäfts­
führer des Deutschen Zentralinsti ­
tuts für soziale Fragen (DZI) in Ber­
lin, Lutz Worch, konstatierte Mitte 
Dezember bitter: "Die Glaubwür­
digkeit aller deutschen Hilfsorgan­
siationen steht jetzt auf dem Spiel" . 
Die Umfrage vom Dezember 1994, s. 
Urteil des BGH auf Seite 22 , Wenig 
Vertrauen in Hilfsorganisationen' be­
stätigte diese Befürchtungen nach­
drücklich. Zum Jahresende war die 
Affäre Nöldner beendet: Care wähl­
te einen neuen Vorstand . Mit dem 
Arzt und niedersächsischen CDU­
Landtagsabgeordneten Kuno Winn 
wurde ein neuer Vorsitzender beru­
fen. Er hatte sich bereits seit Jahren 
für Care engagiert. Den Rücktritt 
Nöldners sehe man als "seinen per­
sönlichen Beitrag zur Überwindung 
der Krise, die Care Deutschland 
durch die öffentliche Kritik an der 
Aktion .. . Ruanda" erklärte Care. 

Care, seinen Mitarbeitern und 
vor allem denen, die auch Hilfe von 
Care brauchen, ist zu wünschen, daß 
1994 nur eine Episode in der Ge­
schichte von CARE Deutschland ist. 

(Horst Schöttler) 

Das Stichwort: Spenden-Siegel 
Erstmals in seiner Geschichte hat das Deutsche Zen­

tralinstitut für soziale Fragen (DZI) einer Hilfsorganisa­
tion - Care Deutschland - ein verliehenes Spendensiegel 
wieder aberkannt. Mit diesem im Volksmund Spenden­
TÜV genannten Etikett werden den Organisationen Wir­
schaftlichkeit, Seriosität und Transparenz bescheinigt. 
Das Siegel wird seit Herbst 1992 vergeben. Es gilt jeweils 
für ein Jahr und wird nur auf Antrag - und nach sehr 
ausgiebiger Prüfung - vergeben. 

Derzeit können 72 im humanitär-caritativen Bereich 
tätige Organisationen die Auszeichnung nachweisen. 
Sie haben im vergangenen Jahr ein Spendenaufkom­
men von rund 1,2 Milliarden Mark erzielt. Insgesamt 
belaufen sich die Spenden der Deutschen auf etwas 
mehr als vier Milliarden Mark. Das Spendensiegel wird 
nur an überregional tätige Hilfswerke vergeben. Ins­
gesamt sind in Deutschland etwa 2000 davon registriert. 
Mehr als 80 Prozent der Spenden laufen bei etwa 200 
davon zusammen. Diese Marktführer - beispielsweise 
Brot für die Welt, Adveniat, Miserior, Welthungerhilfe, 

SOS-Kinderdörfer, Christoffel-Blindenmission - verfü­
g~n .über Sp~nden zwischen wenigen und bis zu 200 
Millionen. Die Gesamtzahl aller Verbände, Gemein­
sc~aften und Organisationen, die Spenden sammeln, 
Wird a~f ru~d 250.000 geschätzt. Die Auszeichnung mit 
dem Siegel Ist an strenge Kriterien geknüpft. Die Wer­
b~ng ~m Sp~nden muß "eindeutig, wahr und sachlich" 
S~1n - ~~erwl~gend gefühlsbetonte Werbung ist mit den 
Richtlinien nicht vereinbar. Die Antragsteller müssen ei­
ne sparsame Mittelverwendung nachweisen. Die Kosten 
für Werbung und Verwaltung dürfen 35 Prozent der 
Gesamtausgaben nicht übersteigen - wobei ein Anteil 
von mehr als 20 Prozent bereits zu besonders kritischer 
Prüfung führt. Die Struktur der Organisationen muß 
überschaubar sein; die zweckentsprechende Verwen­
dung der Mittel muß gewährleistet sein. 

Die Spenden-Siegel-Liste ist bei der DZI (Bernadot­
te-Straße 94, 14195 Berlin) erhältlich. (tin) 

(Stand: 11/94) 
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RECHT 

Urteil des BGH zur 
"kommerziellen Mitgliederwerbung" 
In den letzten Monaten haben die Medien, insbesondere Fernsehen und Tages­
presse, die Spendenpraxis und Mitgliederwerbung verschiedener karitativer 
Organisationen scharf kritisiert. Überschriften wie "Spendenritter, Spesen­
ritter", "Die unbarmherzigen Samariter", "Die Spenden-Jagd" oder "Werbung 
in Deutschland wird immer aggressiver" dokumentieren das Mißtrauen der 
Journalisten. Ergebnis: Auch die Bevölkerung verspürt Unbehagen und 
Mißtrauen, wenn man einer Meinungsumfrage vom Dezember 1994 Glauben 
schenken darf. Wir veröffentlichen stark gekürzt und in Teilen zusammen­
gefaßt ein jetzt bekannt gewordenes Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofes 
"Zum Betrug bei kommerzieller Mitgliederwerbung für eine dem 
Satzungszweck gemeinnützige Organisation" vom 10. November 1994. 

"Die Revision der Staatsanwalt­
schaft gegen das Urteil des Landge­
richts Bochum vom 29. November 
1993 wird verworfen . (. .. ) 

Gründe: 
Das Landgericht hat die Ange­

klagten vom Vorwurf des Betrugs 
freigesprochen. Hiergegen wendet 
sich die Revision der Staatsanwalt­
schaft. Sie rügt die Verletzung ma­
teriellen Rechts und beanstandet das 
Verfahren . Das vom Generalbun­
desanwalt vertretene Rechtsmittel 
hat keinen Erfolg." 

Das Landgericht Bochum hatte 
festgestellt, daß es in Deutschland 
zahlreiche, als gemeinnützig aner­
kannte und zur Ausstellung von 
Spendenquittungen berechtigte Ver­
eine gibt, deren wichtigste Einnah­
mequelle Beiträge von Fördermit­
gliedern sind . Mit der Anwerbung 
von neuen Mitgliedern werden von 
diesen wie auch von den großen 
Hilfsorganisationen kommerzielle 
Werbeunternehmen beauftragt, die 
als Provision einen Prozentsatz des 
Mitgliederbeitrages erhalten. Von 
den Finanzbehörden wird die Aner­
kennung als gemeinnützig nicht in 
Frage gestellt, wenn im ersten Jahr 
der Vereinstätigkeit keine Ausgaben 
für den eigentlichen Vereinszweck 
getätigt werden. In den folgenden 
Jahren dürfen aber nicht mehr als 
die Hälfte der Einnahmen für die 
Mitgliederwerbung ausgegeben 
werden . 

Im Dezember 1987 hatte der An­
geklagte H. gemeinsam mit anderen 
den Verein "Hilfe für behinderte 
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Menschen " e. V. (HBM) gegründet. 
Das Finanzamt bescheinigte dem 
Verein die Gemeinnützigkeit. Um 
möglichst schnell eine mitglieder­
starke Organisation aufzubauen, 
hatte der Angeklagte H. verschiede­
ne - mitangeklagte - kommerzielle 
Firmen mit der Mitgliederwerbung 
beauftragt. Diese Firmen erhielten 
vom ersten Jahresbeitrag eines neu 
geworbenen Mitglieds etwa 80 Pro­
zent, von den folgenden Jahres­
beiträgen etwa 20 Prozent. 

Die auf Provisionsbasis einge­
setzten Werber erhielten für ihre 
Tätigkeit Aufkleber, Informations­
material und zum Teil HBM-Unifor­
men. In den Werbergesprächen er­
weckten sie bei vielen neu gewor­
benen Mitgliedern den Eindruck, 
selber Mitglied des HMB und ehren­
amtlich tätig zu sein. 

Das Landgericht war der Auffas­
sung, die Angeklagten hätten 
"durch die von ihnen gemeinschaft­
lich organisierte Mitgliederwerbung 
für den HBM in unmittelbarer Tä­
terschaft durch die von ihnen losge­
schickten Werber einen fortgesetz­
ten Betrug in Mittäterschaft" zum 
Nachteil der geworbenen Mitglieder 
begangen. Sie treffe jedoch gemäß 
§ 17 StGB keine Schuld, da sie sich in 
einem "unvermeidbaren Verbotsirr­
tum" befunden hätten, weil die an­
gewandte Werbepraxis üblich und 
von den Behörden geduldet sei. 

Dazu das BGH: "Der Freispruch 
der Angeklagten hält im Ergebnis 
rechtlicher Überprüfung stand. Ent­
gegen der Auffassung des Landge­
richts ist durch das Verhalten der An-

geklagten aber bereits der Tatbe­
stand des Betrugs nach § 263 StGB 
nicht erfüllt. 

1. 
a) Die Strafkammer sieht die von 

den Angeklagten durch die Wer­
ber begangene Täuschung darin, 
daß diese im Rahmen der von den 
Angeklagten organisierten und zu 
verantwortenden Werbung mit 
ihrem Verhalten und Auftreten 
den unzutreffenden Eindruck er­
weckt hätten, ehrenamtlich für 
den HBM tätig zu sein . Die da­
durch bei den geworbenen Kun­
den entstandene falsche Vorstel ­
lung sei bei vielen von ihnen ur­
sächlich für den Beitritt zum HBM 
und damit (. .. ) fü r einen Vermö­
gensschaden gewesen. Wie die 
Angeklagten einräumten, wäre 
ein erheblicher Teil der geworbe­
nen Mitglieder in Kenntnis des ge­
werblichen Charakters der Wer­
beaktion nicht beigetreten. 

b) Diese Erwägungen vermögen die 
Annahme eines von den Ange­
klagten begangenen Betrugs 
nicht zu tragen . 

Es erscheint schon zweifelhaft, 
ob die Werber in ihrem Auftreten 
- entsprechend der Bewertung des 
Landgerichts - den Eindruck er­
weckten, nicht gewerblich, sondern 
ehrenamtlich tätig zu sein, und ei ­
nen Irrtum der neu angeworbenen 
Mitglieder über die Gewerblichkeit 
der Werbung herbeiführten. Im­
merhin dürfte, wenn - wie festge­
stellt sämtlich gemeinnützigen Hilfs­
organisationen sich bei der Mitglie­
derwerbung der Hilfe kommerzieller 



Unternehmen bedienen und diese 
Werbemethode in den Medien wie­
der diskutiert wird, dem Auftreten 
der Werber für den objektiven Drit­
ten in der Lage des Erklärungsemp­
fängers ein solcher Erklärungswert 
eher nicht zukommen. Letztlich 
kann dies aber dahingestellt bleiben; 
denn jedenfalls wäre eine Täu­
schung über den Charakter der Wer­
bung und ein entsprechender Irrtum 
der als Mitgl ieder geworbenen für 
sich nicht geeignet, einen Vermö­
gensschaden zu bewirken, vor dem 
§ 263 StGB schützen will. ( ... ) 

Daran gemessen kann sich eine 
Strafbarkeit der Angeklagten wegen 
vollendeten oder auch wegen ver­
suchten Betrugs nicht schon daraus 
ergeben, daß die dem HBM beige­
tretenen Mitglieder aufgrund des 
Auftretens und des Verhaltens der 
Werber von der irrigen Vorstellung 
ausgingen oder ausgehen sollten, 
diese seien ehrenamtlich tätig . Mit 
ihrem Beitritt zu dem Verein und 
ihren Beitragszahlungen wollten die 
Mitglieder die Unterstützung hilfs­
bedürftiger Menschen durch von 
dem Verein zu finanzierende oder 
durchzuführende Maßnahmen för­
dern. Im Hinblick auf diesen Zweck 
der Vereinsmitgliedschaft und Bei ­
tragszahlungen stellt sich die irrige 
Annahme einer dem HBM beigetre­
tenen Person, von einem ehrenamt­
lich Tätigen geworben zu werden, 
entgegen der Ansicht der Strafkam­
mer als ein unbeachtlicher Motivirr­
tum dar. Das mit dem Beitritt zu dem 
verfolgte Ziel wird durch die Ge­
werblichkeit der Mitgliederwerbung 
nicht von vornherein in Frage ge­
steilt. 

2. ( .. . ) 
Welche Vorstellungen die neu ge­
worbenen Mitglieder hinsichtlich der 
Verwendung des Beitragsaufkom­
mens und insbesondere der Höhe 
des Anteils hatten, der nicht effek­
tiv in die Unterstützung Behinderter 
fließen konnte und sollte, ist Tatfra­
ge. Angesichts der zunehmenden öf­
fentlichen Kritik an der Werbepraxis 
der gemeinnützigen Hilfsorganisa­
tionen, auch der bekannteren, ver­
steht sich keineswegs von selbst, daß 
sich jedes für den HBM geworbene 
Mitglied insofern falsche Vorstel­
lungen machte. Dazu, wie auch zu 
der Frage, bei welcher Höhe des Ver­
waltungsanteils das einze lne Mit­
glied vom Beitritt zum HBM Abstand 
genommen hat, hat das Landesge­
richt aber keine Feststellungen ge­
troffen . ( .. . ) 

Ein gegebenenfalls bestehender Irr­
tum eines Mitglieds über die Höhe 
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des Verwaltungs- und Werbungsko­
stenanteils und eine durch ihn be­
dingte schädigende Verfügung sind 
nach den rechtsfehlerfreien Fest­
stellungen jedenfalls nicht die Folge 
einer von den Angeklagten zu ver­
antwortenden Täuschung; denn die 
Weber haben weder ausdrücklich 
noch konkludent falsche Erklärun­
gen über die Verwendung der 
Beiträge abgegeben. Sie haben sie 
auch nicht abgeben sollen, womit ei­
ne Strafbarkeit wegen versuchten 
Betrugs ebenfalls ausscheidet. 

Aussagen dahin, daß die Beiträ­
ge ungeschmälert oder mit nur ge­
ringen Abzügen der Unterstützung 
Behinderter zugute kämen, sind in 
den Werbegesprächen nicht erfolgt. 
( ... ) 

Auch eine konkludente Täu­
schung über die Höhe der Verwal ­
tungs- und Werbungskosten kann 
aus dem Auftreten der Werber nicht 
entnommen werden . ( ... ) 

Schließlich liegt in dem bloßen 
Verschweigen anfallender Wer­
bungs- und Verwaltungskosten auch 
keine Täuschung durch Unterlassen. 
Eine Aufklärungspflicht für die Wer­
ber - und eine entsprechende Ver­
pflichtung der Angeklagten zu ent­
sprechenden Weisungen an die Wer­
ber - ergibt sich weder aus Gesetz 
noch aus Vertrag . Sie kann auch 
- zumal mit Blick auf die Üblichkeit 
von Werbungsmethode und -kosten 
des HBM sowie die steuerliche Pra­
xis bei der Anerkennung der Ge­
meinnützigkeit von Hilfsorganisa­
tionen - nicht aus dem allgemeinen 
Grundsatz von Treu und Glauben 
hergeleitet werden; insofern fehlt es 
zwischen dem HBM und den um 
ihren Beitritt gebetenen Personen 
auch an einem besonderen Vertrau­
ensverhältnis, das Grund lage für ei­
ne so begründete Aufklärungspflicht 
sein könnte. ( ... ) 

4. 
Der Staat verkennt nicht, daß sich 
manches Mitglied einer gemeinnüt­
zigen Hilfsorganisation, das seinen 
Beitritt in Unkenntnis der Höhe der 
auf die Verwaltungs- und Werbeko­
sten entfallenden Beitragsanteile er­
klärt hat, im Sinne des allgemeinen 
Sprachgebrauchs "betrogen" fühlen 
mag, wenn es die tatsächlichen Zah­
len erfährt. Die umstrittene Werbe­
praxis dieser Organisationen mag zu­
dem der allgemeinen Hilfsbereit­
schaft eher abträglich sein und 
gerade auch deswegen Anlaß zur 
Prüfung und zu geeigneten staatli­
chen Reaktionen - etwa mit den 

Mitteln des Versammlungsrechts 
oder des Steuerrechts - geben. Eine 
Strafbarkeit wegen Betrugs gemäß 
§ 263 StGB kann aber nur in Betracht 
kommen, wenn - im Einzelfall nach­
gewiesen - tatsächl iche falsche Er­
klärungen über die Höhe der Wer­
bungs- und Verwaltungskosten ab­
gegeben werden oder eine 
zweckwidrige Verwendung der Mit­
tel beabsichtigt ist." 

(4 StR 331/94) 

Wenig Vertrauen in 
Hilfsorganisationen 

AP Hamburg - Mit 30 Prozent hat 
nur jeder dritte Deutsche viel Ver­
trauen in Hilfsorganisationen für 
notle idende Menschen . Mehr als 
zwei Drittel (68 Prozent) haben da­
gegen wenig oder überhaupt kein 
Vertrauen in derartige Organisatio­
nen. Für die von der Hamburger Zei­
tung "Die Woche" veröffentlichte 
Erhebung befragte das Forsa-Insti­
tut 1.008 Bundesbürger. Die Deut­
schen sind aber trotz der Debatte 
um die Hilfsorganisation Care spen­
denfreudig. 69 Prozent der Befrag­
ten gaben an, sie hätten in diesem 
Jahr für einen guten Zweck ihren 
Geldbeutel geöffnet, knapp jeder 
zweite (47 Prozent) sogar mehrfach. 

Quelle: DIE WELT vom 15.12.1994 
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VEREINTE NATIONEN 

Memorandum 
zu den Aktivitäten 
des Deutschen IDNDR Komitees für 
Katastrophenvorbeugung e. V. 

International Decade for 
Natural Disaster Reduction 

Bilanz und 
Perspektiven 

Nach den Bundestagswahlen hält 
es das Deutsche IDNDR-Komitee im 
Hinblick auf die bevorstehenden po­
litischen Weichenstellungen für er­
forderlich, die Entscheidungsträger 
in Bund und Ländern sowie die für 
Katastrophenvorbeugung zuständi­
gen staatlichen und nichtstaatlichen 
Organisationen auf das wachsende 
Risikopotential zukünftiger Kata­
strophen im In- und Ausland und die 
Notwendigkeit rechtzeitig eingelei ­
teter Vorsorgeprogramme hinzu­
weisen . 

Auch die Ende 1994 erreichte 
Halbzeit der Internationalen Deka­
de für die Vorbeugung von Natur­
katastrophen (1990-1999) legt es na­
he, die bisherigen Ergebnisse zu ana­
lysieren und die zukünftigen 
Aktionsschwerpunkte festzulegen . 
Bei der Weltkonferenz der Verein­
ten Nationen zur Vorbeugung von 
Naturkatastrophen in Yokohama 
(Mai 1994) wurde Bilanz gezogen 
und ein internationales Aktionspro­
gramm für die 2. Hälfte der Dekade 
verabschiedet. 

Das Deutsche IDNDR-Komitee für 
Katastrophenvorbeugung konzen­
trierte sich in den ersten fünf Jahren 
der Dekade vor allem auf die Initiie­
rung von inlands- und auslandsbezo­
genen Forschungsvorhaben und Pro­
jekten der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit im Bereich der Ka­
tastrophenvorsorge, auf die Einlei­
tung von IDNDR-Partnerschaften mit 
einzelnen Ländern in Asien (Usbeki­
stan, Kirgistan) , Afrika (Algerien, 
Marokko und Tunesien) und La­
teinamerika (Nicaragua), auf die ver-
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stärkte Einbindung der Katastro­
phenvorsorge in die entwicklungs­
politische Zusammenarbeit sowie 
auf die Öffentlichkeitsarbeit. Diese 
Aktivitäten wurden durch Bestands­
aufnahmen wissenschaftlicher Ar­
beiten und entwicklungspolitischer 
Projekte im Bereich der Katastro­
phenvorbeugung sowie durch Gut­
achten, Seminare und politische Dia­
loge vorangetrieben. Wie auch in 
anderen Ländern lag der Schwer­
punkt der Aktivitäten des Deutschen 
IDNDR-Komitees auf naturwissen­
schaftlichen und technisch-organi ­
satorischen Aspekten der Katastro­
phenvorsorge. 

Trotz beachtlicher Fortschritte bei 
der Entwicklung von Vorsorgetech­
nologien nahmen die Naturkata­
strophen in den letzten Jahrzehnten, 
vor allem aber seit Ende der achtzi ­
ger Jahre, ständig zu . Laut den Ver­
einten Nationen stiegen die Schäden 
von 50 Mrd. $ in den sechziger Jah­
ren auf 120 Mrd. $ in den achtziger 
Jahren. In den ersten vier Jahren der 
neunziger Dekade (1990-1993) er­
reichten die Schäden bereits 280 
Mrd. $. Hinter diesen Zahlen verber­
gen sich nicht nur hohe wirtschaftli ­
che Verluste, sondern unvorstellba­
res menschliches Elend, das vor allem 
Dürre- und Überschwemmungska­
tastrophen in Entwicklungsländern 
auslösten. 

Im Mittelpunkt der Arbeit des 
Deutschen IDNDR-Komitees für Ka­
tastrophenvorbeugung e.v. stehen 
die Naturkatastrophen . Die Kata­
strophenvorsorge hierfür weist al­
lerdings teilweise wichtige Paralle­
len mit der Vorsorge für technische 
Katastrophen und Bürgerkriege auf. 
Das gilt insbesondere für die Vorbe­
reitung der Katastrophenhilfe (disa­
ster preparedness), aber auch für die 

Analyse der sozio-ökonomischen Ri­
sikofaktoren . Diese Zusammenhän­
ge sind in der Arbeit des Komitees 
stärker deutlich zu machen. 

Die wachsende Katastrophenflut 
zeigt, daß insbesondere in den Ent­
wicklungsländern eine große Dis­
krepanz zwischen dem international 
verfügbaren Know-how an Kata­
strophenvorsorgetechnologien und 
seiner Anwendung besteht. Dieses 
Know-how wird in den Ländern des 
Südens aus strukturellen und finan­
ziellen Gründen nicht ausreichend 
genutzt; daran wird sich nur wenig 
ändern "solange der Hunger lauter 
redet als die Sorge um die Zukunft" 
(H. Jonas). Eine nachhaltige Minde­
rung der Katastrophenanfälligkeit 
ist ohne Überwindung der weltwei ­
ten sozioökonomischen und ökolo­
gischen Systemschwächen, d. h. oh­
ne einen sozialen und ökologischen 
Umbau der Industriegesellschaften 
und Überwindung der Strukturpro­
bleme der Entwicklungsländer, nicht 
möglich . Dies gilt sowohl für Natur­
wie für politische Katastrophen, de­
ren steigendes Bedrohungspotenti­
al in beiden Fällen seine Ursache im 
explosiven Wachstum der WeItbe­
völkerung, in der absoluten und re­
lativen Armut der Entwicklungslän­
der, in der Überbeanspruchung 
natürlicher Ressourcen, im globalen 
Klimawandel und anderen Faktoren 
des globalen Wandels hat. Diese Ein­
schätzungen stehen im Einklang mit 
den Ergebnissen der Weltkonferenz 
der Vereinten Nationen zur Vorbeu­
gung von Naturkatastrophen. 

Dem Deutschen IDNDR-Komitee 
für Katastrophenvorbeugung er­
wachsen aus diesen Feststellungen 
- neben den bisherigen Arbeits­
schwerpunkten, die in vollem Um­
fang weiterbestehen - folgende zu-



sätzliche Aufgaben in den nächsten 
Jahren: 

1. Interdisziplinäre Untersu­
chungen über die Auswirkungen 
des Globalen Wandels auf die 
Katastrophenanfälligkeit - u. a. in 
Form von Katastrophenszenari­
en - und Erarbeitung von Vor­
sorge- bzw. Anpassungsstrategi­
en für Regionen, die mittel- und 
langfristig von einem wachsen­
den Katastrophenpotential be­
droht sind. 

Das Deutsche IDNDR-Komitee 
kann durch solche Regionaluntersu­
chungen, die sich auf Deutschland 
und einige Entwicklungsländerre­
gionen erstrecken sollten, politischen 
Handlungsdruck für die Umsetzung 
der internationalen Aktionspro­
gramme, die bei der Konferenz in 
Rio de Janeiro über Umwelt und Ent­
wicklung (Juni 1992), bei der Konfe­
renz in Kairo über Bevölkerung und 
Entwicklung (September 1994) ver­
abschiedet werden bzw. für den 
Weltsozialgipfel in Kopenhagen 
(März 1995) und die Konferenz der 
Vertragsstaaten der Klimakonventi­
on in Berlin (März/April 1995) vor­
bereitet werden, erzeugen. 

Das Deutsche IDNDR-Komitee 
wird sich verstärkt für eine flankie­
rende Unterstützung dieser für die 
Minderung der Katastrophenan­
fällgkeit wichtigen internationalen 
Programme einsetzen. Der Wissen­
schaftliche Beirat des Deutschen ID­
NDR-Komitees wird ein entspre­
chendes Forschungsprogramm aus­
arbeiten und mit den einschlägigen 
Ministerien, der Deutschen For­
schungsgemeinschaft und der EU­
Kommission abstimmen. 

2. Stärkung der Selbsthilfekapa­
zitäten der Entwicklungsländer 
für den Katastrophenfall 

Auch für die Katastrophenhilfe 
muß der Selbsthilfegrundsatz gelten, 
d. h. die Selbsthilfekapazitäten der 
Länder, die von internationaler Ka­
tastrophenhilfe abhängig sind, müs­
sen gestärkt werden . Solche Pro­
gramme liegen auch im finanziellen 
Interesse der Länder, die die wach­
senden Aufwendungen für die in­
ternationale Humanitäre Hilfe fi ­
nanzieren. Für eine Förderung der 
Selbsthilfekapazitäten im Rahmen 
der entwicklungspolitischen Zusam­
menarbeit bedarf es der 

- Ausarbeitung eines Förderungs­
konzeptes durch das Bundesmini­
sterium für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung in Ab­
stimmung mit dem IDNDR-Komitee 
und den Nichtregierungsorganisa­
tionen, unter Berücksichtigung der 
notwendigen Verknüpfung von Ka­
tastrophenhilfe, Entwicklungszu­
sammenarbeit und Vorbeugung; 

- Bereitstellung der erforderlichen 
Mittel im Rahmen der Huma­
nitären Hilfe und der entwick­
lungspolitischen Zusammenarbeit. 

3. Mitwirkung des Komitees bei 
der öffentlichen Diskussion über 
die Koordinierung der Deut­
schen Humanitären Hilfe im Aus­
land 

Das Deutsche IDNDR-Komitee ist 
kei ne Katastrophenh i Ifsorgan isati ­
on. Es will als neutrale Instanz zu ei­
ner Versachlichung der interessen­
gebundenen und emotional ge­
führten Diskussionen hierüber 
beitragen. Dabei gilt es die Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Vor­
schläge - Stärkung des Koordinie­
rungsausschusses Humanitäre Hilfe 
beim Auswärtigen Amt, Gründung 
eines zivilen Hilfskorps (SPD-Frakti­
on, Bundeskanzler), Ausbau des 
Technischen Hilfswerks zum zivilen 
Hilfskorps (CDU-Fraktion), Gründung 
eines europäischen Zivil korps (fran­
zösischer Ministerpräsident) - genau 
abzuwägen. 

Allerdings ist darauf hinzuwei­
sen, daß weder verstärkte Selbsthil­
fekapazitäten der Entwicklungslän­
der noch effizientere Mechanismen 
der internationalen Katastrophen­
hilfe langfristig ein probates Mittel 
gegen die wachsende Katastro­
phenflut sind. Derartige Bemühun­
gen dürfen nicht als Feigenblatt 
dafür dienen, die notwendige Stär­
kung der politischen Strukturen vie­
ler katastrophengefährdeter Länder 
und die erforderlichen weltweiten 
Weichenstellungen für eine nach­
haltige Entwicklung weiter hinaus­
zuschieben . 

4. Gewährleistung angemesse­
ner Katastrophenvorsorge in 
Deutschland 

Die Natur- und technischen Ka­
tastrophen der letzten Jahre, insbe­
sondere die Hochwasser 1993/94 und 
Januar 1995, und die Kürzung der 
Haushaltsmittel für den Zivilschutz 
im Bundeshaushalt 1995 erfordern 
neue Initiativen: 
- gründliche Analyse der zukünfti ­

gen Katastrophenrisiken in 
Deutschland unter Einbeziehung 
grenzüberschreitender Risiken, 

- zusätzliche Vorbeugemaßnahmen, 

z. B. im Bereich des Hochwasser­
schutzes : Anlage weiterer 
Rückhaltebecken, natürlicher Ver­
sickerungs- bzw. Überschwem­
mungsflächen und Gewässer­
schutzstreifen, Wildbachverbau, 
Anpassung ~es Versicherungs­
schutzes etc., Uberprüfung der ver­
fügbaren Einsatzpotentiale des Ka­
tastrophenschutzes und ihre An­
passung an die zukünft igen 
Erfordernisse. 

Als erster Schritt sollte eine Be­
standsaufnahme der bestehenden 
Katastrophenschutzstrukturen und 
Einsatzpotentiale durchgeführt wer­
den. Dabei ist die gegenwärtige Re­
duzierung der Einsatzpotentiale zu 
hinterfragen. 

Die Sparmaßnahmen der öffent­
lichen Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden und die sinkende 
Bereitschaft zur Ehrenamtlichkeit ha­
ben zur Auflösung von Katastro­
phenschutzeinheiten und zu einem 
signifikanten Rückgang freiwilliger 
Helfer im Katastrophenschutz ge­
führt. Die Reduzierung der Zivil ­
schutzmittel im Bundeshaushalt 
1995 beträgt rund 40 Prozent. Auf 
weniger Einheiten und Helfer der 
staatlichen Gefahrenabwehr und der 
privaten Hilfswerke kommen immer 
mehr und in kürzeren Zeitabständen 
auftretende großflächige Natur- und 
Technikschadenslagen zu. 

5. Verstärkung der Öffentlich­
keitsarbeit 

Die bisherige Öffentlichkeitsar­
beit ist zu verstärken und bedarf da­
her neuer Initiativen, u. a. durch Or­
ganisation von Pressekonferenzen 
~ach größeren Katastrophen, In it i­
lerung von Tagungen mit kirchlichen 
und politischen Akademien zur ID­
NDR-Problematik sowie Durch­
führung von öffentlichen IDNDR­
Veranstaltungen, Journalistenge­
sprächen und -seminaren . 

Das Deutsche IDNDR-Komitee 
bittet die politischen Instanzen die 
Nich.tregierungsorganisationen 'und 
die Öffentlichkeit um Unterstützung 
bei seiner weiteren Arbeit. 

Quelle: 
Deutsches IDNDR-Kom itee für 
Katastrophenvorbeugung e. V., 
elo Deutsches Rotes Kreuz, 
Friedrich-Ebert-Allee 71 , 
D-53113 Bonn 

Tel. : 0228-541 -257/-385/-302, 
Telefax: 0228/541 -303 
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AUSBILDUNG 

Bericht von der Brandschutz­
und Katastrophenschutzschule 
Heyrothsberge 

Feuerwehrkollegen 
aus Luxemburg in 
Heyrothsberge 

In der täglichen Einsatzpraxis 
müssen die Feuerwehren Brände 
bekämpfen, Menschen aus unter­
schiedlichen Notlagen retten und 
Gefahren beseitigen . Besonders 
schwierig gestalten sich solche 
Einsätze in großen Höhen bzw. Tie­
fen. Die Palette der Einsatzbeispiele 
ist sehr vielfältig; nur ein Beispiel sei 
hier genannt: Die zahlreichen Bau­
stellen mit in den Himmel ragenden 
Krananlagen, die Bauentwicklung 
nicht auf großer Fläche, sondern in 
die Höhe durch Hochhäuser, be­
stimmen schon das Stadtbild in vie­
len Gegenden. Da kommt auf ein­
mal die Meldung: "Ein Mann ist auf 
der Plattform eines Baukrans in 52 
m Höhe zusammengebrochen!" Wie 
erfolgt nun in einer solchen Situati­
on die Rettung dieser Person, wenn 
die technischen Geräte wie Drehlei ­
tern, Sprungpolster oder gar Hub­
schrauber nicht eingesetzt werden 
können? 

Daß die Feuerwehr in solchen Si­
tuationen machtlos zuschauen muß 
oder unter sehr hohem Risiko, z. B. 
unter Absturzgefahr, arbeiten muß, 
gehört schon lange der Vergangen­
heit an, denn es gibt Spezialisten in 
den Feuerwehren, die in der Lage 
sind, Personen (und auch andere Le­
bewesen) aus solchen extremen Si ­
tuationen sicher zu retten bzw. an­
dere Gefahren zu beseitigen. Diese 
Spezialisten sind in Höhenrettungs­
gruppen zusammengefaßt. Der 
Höhenrettungsdienst arbeitet mit 
Geräten und Methoden des Auf-und 
Abseilverfahrens, wie es u. a. in der 
Industrie, der Bergrettung und der 
Grubenrettung Anwendung findet. 

Um möglichst viele Höhenret­
tungsspezialisten auszubilden, wer­
den an der Brandschutz- und Kata­
strophenschutzschule Heyrothsber­
ge bei Magdeburg Grundlehrgänge 
im Höhenrettungsdienst sowie Lehr­
gänge für Ausbilder im Höhenret­
tungsdienst angeboten. So wurde 
letztmals im Oktober 1994 ein Aus­
bilderlehrgang durchgeführt, mit 
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der Besonderheit, daß erstmals Ka­
meraden aus dem Ausland, aus Lu­
xemburg, teilnahmen. 

Feuerwehrmänner der Berufs­
feuerwehr Luxemburg-Stadt be­
schäftigten sich schon lange mit den 
Problemen der Rettung von Perso­
nen aus extrem hohen Objekten. Be­
sonders die Frage "Wie bekommt 
man auch einen Notarzt sicher an 
solch exponierte Standorte, um Pa­
tienten vor der Rettung noch besser 
transportfähig zu machen bzw. die 
Art und Weise der Rettung aufgrund 
des Zustandes des Patienten mit den 
Kameraden der Feuerwehr abzu­
stimmen", hat sie beschäftigt. Sie ha­
ben viel experimentiert und sich u. 
a. von Bergführern ausbilden lassen. 
Doch im Lehrgang in Heyrothsberge 
haben sie genau das gefunden, was 
sie für ihre spezielle Tätigkeit benöti­
gen - eine speziell auf die Belange 
der Feuerwehr zugeschnittene Aus­
bildung. 

Die Begeisterung der Luxembur­
ger wurde besonders deutlich, als sie 
nach dem Erreichen eines 324 Meter 
hohen Funkgittermastes über Funk­
telefon ihre Familien in Luxemburg 
anrufen konnten, um von der Aus­
bildung zu berichten . 

Die Feuerwehrmänner aus Lu­
xemburg haben aber nicht nur bei 
uns gelernt, sondern auch ihre Er­
fahrungen eingebracht. So konnten 
sie ein neues und in Deutschland bis­
lang noch unbekanntes Gerät - ei ­
nen Greifzug für Faserseile - vorstel­
len und alle Beteiligten - Lehrgangs­
teilnehmer wie auch Ausbilder - in 
der Handhabung unterrichten. 

Als zum Abschluß des Lehrgangs 
alle 11 Teilnehmer ihr Zeugnis und 
damit die Bestätigung als Ausbilder 
im Höhenrettungsdienst erhielten, 
brachten sie zum Ausdruck, daß es 
ein sehr harter, aber auch sehr schö­
ner und vor allem sehr inhaltsreicher 
Lehrgang war. Das vermittelte Wis­
sen während der Ausbildung, aber 
auch der ständig geführte Erfah­
rungsaustausch, gaben wertvolle An­
regungen für ihre weitere Arbeit. 

Verfasser: B. Redlin/G. Oddoy 

Bericht der BKS 
Heyrothsberge: 
Fachtagung 
"Höhenrettung in 
der Feuerwehr" 

"Auf- und Abseilverfahren/An­
wendungsmöglichkeiten in der Feu­
erwehr" war der Titel einer Fachta­
gung im Monat Oktober an der 
Brandschutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge (BKS 
Heyrothsberge). 

Erstmalig wurde eine Fachta­
gung zu diesem Thema organisiert. 
111 Teilnehmer aus 56 Feuerwehren 
und Behörden, darunter Vertreter 
von Feuerwehren aus Frankreich, 
Österreich und der Schweiz, wurden 
vom Direktor der BKS Heyrothsber­
ge, Leitender Branddirektor Dr. Ing. 
Peter Ladewig, begrüßt. 

An den zwei Beratungstagen 
wurden die in den Feuerwehren ge­
sammelten Erfahrungen und die mit 
der Anwendung der Auf- und Ab­
seilverfahren verbundenen Proble­
me diskutiert. 

Fachreferenten aus den alten 
und neuen Bundesländern sowie aus 
Österreich legten ihre Erfahrungen 
zu folgenden Themenkomplexen 
dar: 

- Einsatzmöglichkeiten von Auf- und 
Abseiltechnik, 

- Ausrüstung und Unfallschutz, 

- Aus- und Fortbildung. 

Im Anschluß an die jeweiligen The­
menkomplexe folgten Aussprachen. 

Höhepunkt der Fachtagung war ei ­
ne Vorführung des Höhenrettungs­
dienstes der Berufsfeuerwehr Mag­
deburg an einem 16geschossigen 
Hochhaus. Die Höhenrettungsgrup­
pe simulierte Gefahrensituationen 
an hohen Gebäuden, aus denen Per­
sonen gerettet werden mußten. So 
wurden mit den Tagungsteilneh­
mern 
- das Aufsteigen mit der Hakenleiter, 
- das Abseilen einer Krankentrage, 
- das Retten einer Person aus einer 

Etage im Hängesitz, 



- das Retten mehrerer Personen am 
Schrägseil und 

- das Aufsteigen am Seil 

demonstriert. 

Während der Tagung waren Firmen 
präsent, die Geräte und Ausrüstun­
gen für Auf- und Abseilverfahren 
herstellen. Diese Firmenausstellung 
fand große Resonanz. 

Als Ergebnis der Beratungen zu den 
einzelnen Themenkomplexen wur­
den folgende Ergebnisse/Empfeh­
lungen herausgearbeitet: 

1. Bei Hilfeleistungen in Höhen und 
Tiefen sowie beim Retten und Selbst­
retten handelt es sich um Tätigkei­
ten im absturzgefährdeten Bereich, 
die mit den bisher bekannten Gerä­
ten und Methoden (vgl. FwDV 1/1 
Punkt 8) in der Regel behelfsmäßig 
und mit größerem Risiko durchge­
führt werden müssen. 

2. Die bisherigen Einsatzerfahrun­
gen zeigen, daß 

- die beim Auf- und Abseilverfahren 
verwendeten Geräte, Stiche und 
Bunde sowie taktischen Vorge­
hensweisen - wie z. B. die Siche­
rungstechnik - das Unfallrisiko bei 
Einsatzhandlungen in Höhen und 
Tiefen erheblich verringern und 

- die Anwendung des Auf- und Ab­
seilverfahrens eine wertvolle Er­
gänzung der herkömmlichen Me­
thoden der Rettung von Personen 
und der Gefahrenabwehr darstellt. 

3. Die vorgenannten Elemente des 
Auf- und Abseilverfahrens können 
bisherige Grundtätigkeiten der 
FwDV 1/1 ersetzen und führen zur 
Verminderung des Unfallrisikos. Die 
"Arbeitsgruppe Feuerwehrausbil ­
dung" wird um Prüfung gebeten . 

4. Über die Schaffung von Höhen­
rettungsgruppen sollte in Abhän­
gigkeit von den örtlichen Gegeben­
heiten und dem vorhandenen Ge­
fahrenpotential durch den Träger 
einer Feuerwehr im Einzelfall ent­
schieden werden. 

5. Im Interesse der Feuerwehren soll­
ten die für die Anwendung des Auf­
und Abseilverfahrens erforderlichen 
Empfehlungen und Rahmenvor­
schriften durch die "Fachgruppe Feu­
erwehrausbildung" erarbeitet wer­
den. Eine Hinzuziehung von Spezia­
listen wird empfohlen. 

6. Auf der Grundlage der bisherigen 
Erfahrungen und der Hinweise der 
BAGUV (siehe Schreiben vom 
19.4.1994) werden 

- für Einsatzkräfte im Höhenret­
tungsdienst, die im Stoffplan der 
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BKS Heyrothsberge "Grundlehr­
gang Höhenrettungsdienst" , 

- für Ausbilder im Höhenrettungs­
dienst, die im Stoffplan der BKS 
Heyrothsberge "Ausbilder im 
Höhenrettungsdienst" 

empfohlenen Mindestanforderun­
gen befürwortet. 

7. Voraussetzung für die Anerken­
nung als "Ausbilder im Höhenret­
tungsdienst" ist ein im Feuerwehr­
wesen anerkannter Ausbildungsab­
schluß. 

8. Eine regelmäßige individuelle und 
einsatztaktische Fortbildung der Ein­
satzkräfte des Höhenrettungsdien­
stes im Ausbildungsdienst am Stand­
ort ist zur Erhaltung und Ergänzung 
des Leistungsstandards erforderlich 
(siehe auch Schreiben der BAGUV 
vom 19.4.1994). 

9. Für die Ausbilder im Höhenret­
tungsdienst wird der Besuch eines 
Fortbildungslehrgangs im Umfang 
von mindestens 24 Stunden an einer 
im Feuerwehrwesen anerkannten 
Ausbildungseinrichtung im Abstand 
von maximal drei Jahren empfohlen. 

10. Für die im Höhenrettungsdienst 
eingesetzten Kräfte wird aus ar­
beitsmedizinischer Sicht zusätzlich 
eine Erst- sowie eine altersabhängi­
ge wiederkehrende Untersuchung 
nach G41 empfohlen. 

11 . Die im Auf- und Abseilverfahren 
verwendete Ausrüstung muß den 
Forderungen der UW, der DIN sowie 
den UIAA-Richtlinien entsprechen. 
Bei der Auswahl angebotener Aus­
rüstung müssen die feuerwehrspe­
zifischen Besonderheiten beachtet 
werden . 

Die Referate und Ergebnisse der Ta­
gung können zum Preis von 30,00 
DM von der BKS Heyrothsberge er­
worben werden . 

Anschrift: 
BKS Heyrothsberge 
Tagungsbüro 
Frau Groth 
Biederitzer Straße 5 
39175 Heyrothsberge 

Gerlinde Oddoy 

Sirenentest in Luxemburg und in 
der Schweiz: 

Seit 1. Januar 1993 sind die bun­
desdeutschen Sirenen abgeschaltet. 
Eine Alarmierung und Warnung der 
Bevölkerung gibt es nicht mehr; an­
stelle des generellen Weck effektes 
der Sirenen steht die individuelle In­
formation über Rundfunk und Fern­
sehen. Anders sehen das die Nach­
barländer: 

Luxemburgs Sirenen "heulten" 
probeweise am 6. Februar 1995 um 
12.30 Uhr und die Schweiz wies mit 
Hilfe der Medien auf ihren Probelauf 
zum Anfang des Jahres hin : 

Wie jedes Jahr zur genau glei ­
chen Zeit fand am Mittwoch, 1. Fe­
bruar, von 13.30 bis 14.00 Uhr in der 
ganzen Schweiz die Kontrolle der 
Alarmsirenen statt. Es handelte sich 
um den einzigen gesamtschweizeri­
schen Probealarm in diesem Jahr. 

Bei der Sirenenkontrolle wurde 
die Funktionstüchtigkeit der rund 
7.000 Sirenen geprüft, mit denen die 
Bevölkerung im Katastrophen- und 
Kriegsfall alarmiert wird. Geprüft 
wurde das Zeichen "Allgemeiner 
Alarm", ein regelmäßig auf- und ab­
steigender Heulton von einer Minu­
te Dauer. 

Wenn das Zeichen "Allgemeiner 
Alarm" außerhalb der angekündig­
t en Sirenenkontrolle ertönt, bedeu­
tet dies, daß eine Gefährdung der 
Bevölkerung möglich ist. In diesem 
Fall ist die Bevölkerung aufgefor­
dert, Radio DRS 1 zu hören, die An­
weisungen der Behörden zu befol ­
gen und die Nachbarn zu informie­
ren . Weitere Hinweise und 
Verhaltensregeln befinden sich auf 
den hintersten Seiten jedes Telefon­
buchs. 

Das Alarmierungsnetz in der 
Schweiz wird laufend weiter ausge­
baut. Heute können bereits mehr als 
90 Prozent der Bevölkerung mit fest 
installierten oder mobilen Sirenen 
erfaßt werden . 

Zivilschutz 95: Kantone und Ge­
meinden sind gefordert 

Am 1. Januar 1995 hat für den Zi­
vilschutz ein neues Kapitel begon­
nen. Katastrophen- und Nothilfe als 
neuer zusätzlicher Hauptauftrag, Re­
duzierung der Bestände und fast ein 
Drittel auf gesamtschweizerisch noch 
380.000 Zivilschutzangehörige, Her­
absetzung der Schutzdienstpflicht 
von 60 auf 52 Jahre, Straffung der 
Organisation, verbesserte Ausbil ­
dung und Ausrüstung, Rationalisie­
rung, Verbund lösungen mit Part­
nerorganisationen sind die wichtig­
sten Elemente der neuen 
Zivilschutzgesetzgebung des Bundes. 
Es liegt nun an den Kantonen und 
Gemeinden, diese Vorgaben umzu­
setzen. 

Der Handlungsbedarf für die 
Kantone und Gemeinden ist groß. Es 
geht vor allem darum: 
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- die kantonalen Gesetze und Ver­
ordnungen den Bundesnormen an­
zupassen; 

- die Regionalisierung durch das Zu­
sammenlegen von Zivilschutzein­
heiten so voranzutreiben, daß trotz 
der Bestandsreduktion eine opti­
male Einsatzbereitschaft erreicht 
wird; 

- die Einsatzbereitschaft zu steigern 
durch das Bereitstellen von schnel­
len Einsatzinformationen, so daß 
innerhalb einer Stunde erste Pikett­
elemente, innerhalb sechs Stunden 
weitere Rettungsinformationen 
und innerhalb 24 bis 36 Stunden 
das Gros der Zivilschutzorganisa­
tionen im Einsatz stehen können; 

- die Ausbildung zielgerichteter und 
bedürfnisorientierter zu gestalten 
durch die Einführung eines Eintei ­
lungsrapportes und die Durch-

führung von Grundkursen, die auf 
die vorhandenen Kenntnisse abge­
stimmt sind, sowie von straff ge­
führten, praxisbezogenen Wieder­
holungskursen in Zusammenarbeit 
mit Partnerorganisationen, na­
mentlich der Feuerwehr; 

- das neue Material und die neue, 
wettertaugliche Ausrüstung der 
Rettungspioniere schrittweise ein­
zuführen; 

- im personel len Bereich die Gliede­
rung der Zivi lschutzorganisation 
dem neuen Auftrag anzupassen 
und die Freiste llungen zugunsten 
der Partnerorganisationen vorzu­
nehmen; 

- im baulichen Bereich den Schutz­
raumbau so zu steuern, daß sich 
Überkapazitäten vermeiden lassen; 

- die Information der Bevölkerung 
zu verbessern. 

Die Umsetzung des neuen Zivil­
schutzes, der weiterhin auf dem be­
währten Milizsystem beruht und 
dessen Hauptträger die Gemeinden 
sind, wird mehrere Jahre beanspru­
chen . Trotz der damit verbundenen 
Effizienzsteigerung wird der neue 
Zivilschutz im Vergleich zur bisheri­
gen Konzeption bis zum Jahre 2010 
insgesamt mehr als 2,8 Milliarden 
Franken Einsparungen ermöglichen. 

Eidgenössisches Justiz- und Polizei­
departement 

Informations- und Pressedienst 

Bern, 5. Januar 1995 

Weitere Auskünfte bei: 
Hi ldebert Heinzmann 
Vizedirektor Bundesamt für 
Zivilschutz, Bern (Schweiz) 

Telefon: 031/3225128 

KATASTROPHEN-MEDIZIN .1f 

Zusan1n1enarbeit zvvischen 
Katastrophenschutz und Tel-I 2 
Rettungsdienst I ~ 
(Fortsetzung aus Notfallvorsorge 4/94) 
Stefan Neuhauser, Weinheim . Bilder: Presseagentur Solert 

Aufgaben des Kata­
strophenschutzes 
(SEG) vor Ort, am 
Beispiel des Bus­
unglücks auf der 
A 67 vom 14. Juni 
1994 

Ca. 20 Minuten nach Alarmie­
rung der ersten Rettungsdienstkräf­
te, jedoch erst kurz nach Eintreffen 
der Führungskräfte aus dem Ret­
tungsdienst, werden alle Schleifen 
zur Alarmierung von SEG, SAN-Zug, 
Bereitschaft KTW seitens der Leit­
stelle getätigt. Bereits zehn Minuten 
nach der Alarmierung sind acht Fahr­
zeuge mit umfangreichem Personal 
und Material an der Einsatzstelle. 
Die zwei Arztgruppen sind mit er-
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fahrenen Notärzten aus dem Kreis 
besetzt und beginnen sofort nach 
der Einweisung durch den Organi­
satorischen Leiter sowie der Zuwei­
sung eines Einsatzabschnittes mit der 
Versorgung von Verletzten aus dem 
Schadensgebiet. Um 18.07 Uhr be­
ginnt der Transport der Verletzten 
durch Fahrzeuge des Kat-Schutzes in 
die umliegenden Hospitä ler. Insge­
samt 16 Verletzte werden in sechs 
umliegende Krankenhäuser ver­
bracht. Da immer wieder Personen 
im umgebenden Wald gesichtet wer­
den (Gaffer?), und die Anzah l der 
Businsassen unklar bleibt, sucht die 
SEG in westlicher Richtung den Wa ld 
mit einer Such kette ca. 75 Meter tief 
ab. Sie finden jedoch keine weiteren 
Verletzten oder am Unfall Beteilig­
ten. Verletztenanhängekarten (Ori­
ginal) werden der Organisatorischen 
Einsatzleitung übergeben, kommen 
jedoch nicht zur Anwendung. Um 
19.05 Uhr ist die SEG inkl. Trans-

portgruppe mit der Erledigung der 
zugeteilten Aufgaben fertig und er­
reicht um 19.30 Uhr ihre Unterkunft. 
Der Schnelleinsatzzug (SEG) aus dem 
Katastrophenschutz bleibt mit dem 
Arzt bis zur Bergung al ler Toten bzw. 
bis zum Schluß aller Maßnahmen 
(ca. 1.00 Uhr) noch vor Ort. Dies ge­
schieht auch als Sicherheitsmaßnah­
me für mögliche weitere Unfälle und 
unvorhersehbare Ereignisse bis zum 
Absch luß aller Maßnahmen der be­
teiligten Einheiten und vollständiger 
Freigabe der Autobahn . 

Fazit aus Sicht des Kat-Schutzes: 
insgesamt gute Zusammenarbeit al­
ler Kräfte, keine Verletzungen bei 
den He lfern, keine Materia lschäden 
bzw. -verluste. 

Aus der Sicht der KatS-Einheiten 
so llte die Alarmierung der SEG geän­
dert werden, und die vorgesehene 
Registrierung der Opfer durch den 
RettD macht Probleme. 
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Rettungsdienstliche Maßnahmen 
und Management vor Ort 

Als der erste Notarzt zehn Minu­
ten nach Alarmierung eintrifft, hält 
er auf der Gegenfahrbahn, Richtung 
Norden. Der Verkehr ruht in beiden 
Fahrtrichtungen. Auf einer Län~e 
von ca . 100 Metern ist die BAB ein 
Trümmerfeld durch Holzteile, Fahr­
zeug- und Leitplankenteile sowie ab­
gestellte und beschädigte Pkw. Her­
umstehende Menschen machen die 
Lage zusätzlich unübersichtlich. Zahl­
reiche Fahrzeuge zur Nachbar­
schaftshilfe und Verstärkung sind auf 
der Anfahrt. Zwei RTW-Besatzungen 
und amerikanische Soldaten geben 
mündlich erste Berichte und vermit­
teln damit einen groben Überblick 
über die Gesamtsituation. Im und 
am Bus unterhalb der Böschung gibt 
es mehrere Tote und Verletzte. Der 
erste schwerverletzte Businsasse wird 
gerade die Böschung hochgetragen. 
In Minutenabständen treffen 
zunächst der LNA, der erste Hub­
schrauber (RTH) und weitere RTW 
ein. Der erste Notarzt berichtet dem 
Leitenden Notarzt (LNA) und über­
gibt die Leitung an ihn. Er versorgt 
gleichzeitig eine schwerve~letzte Per­
son die danach von einer Hub­
sch;auberbesatzung übernommen 
wird. Innerhalb einer Stunde sind ca. 
40 bis 50 Fahrzeuge aus dem Ret­
tungsdienst und Kat-Schutz vor Ort 
(vgl. auch Tabelle 9). Hinzu kommen 
Polizei, Feuerwehr, Führung etc. 
Durch geordnetes An- und Abfahren 
bzw. Lufttransporte mit Hilfe aus­
reichender Personal-, Material - und 
Fahrzeugkapazitäten ergibt sich ~i ­
ne optimale Versorgung un.d ein 
guter Abtransport der Opfer inner­
halb von ein bis zwei Stunden. Im 
wesentlichen bilden sich drei Ein­
satzabschnitte : Bus und Umfeld, 
rechter Fahrbahnrand Richtung Sü­
den, Fahrzeuge Richtu~g Süden so­
wie auch Fahrzeuge Richtung Nor­
den. Die Schwerstverletzten werden 
überwiegend durch Rettungshub­
schrauber in Schwerpunktkranken­
häuser und Kliniken der sogenann­
ten Maximalversorgung (vgl. auch 
Tabelle 10) geflogen. Die Transport­
priorität und das lokale Behand­
lungsziel werden vom LNA nach 
Rücksprache und Vorschlag der ver­
sorgenden Notärzte bzw. d~r B.et­
tenkapazität über die zustandlge 
Leitstelle festgelegt. Einsatzschwer­
punkte und Einsatzaufträge zur 
Durchführung rettungsdienstliche~ 
Maßnahmen müssen vom LNA bel 
diesem Schadensereignis angesichts 
der disziplinierten und koordinier­
ten Aktivitäten nicht bestimmt wer­
den. Die Lagebeurteilung aus medi­
zinischer Sicht erfolgt schnell und 
verläßlich durch den Informations-

austausch der erfahrenen Notärzte. 
Der Organisatorische Leiter führt die 
Einsatzkräfte - im wesentlichen aus 
dem KatS, da die Rettungssanitäter 
und -assistenten im Team mit ihren 
Notärzten die Patienten versorgen -
und legt die Verletztensammelstel ­
le fest. Als wichtigste Aufgabe bleibt 
ihm die Einweisung der Rettungs­
mittel und Sicherstellung der Kom­
munikation insbesondere mit der 
Leitstelle. Nach geringen Störungen 
des Funkverkehrs und Durchsagen 
der Leitstelle zur Aufrechterhaltung 
der Funkdisziplin gibt es keinerlei 
Probleme mehr. Leider fällt z. Zt. des 
Unglücks die Langzeitdokumentati ­
on in der zuständigen Leitstelle 
(Funk, Telefon) aus, so daß die von 
Hand geschriebenen Tagebuchnoti­
zen nicht vollständig sein können . . 
Die schriftliche Fixierung der Pati ­
entendaten inkl. Austausch mit Drit­
ten (z. B. Polizei) bereitet keine 
Schwierigkeiten. Dies erfordert je­
doch noch Stunden nach dem Un­
glück einen erheblichen Personal ­
aufwand, da inzwischen Angehöri ­
ge, Pressevertreter usw. vermehrt 
anfragen. Es findet ein enger Infor­
mationsaustausch zwischen Polizei 
und Leitstelle des Rettungsdienstes 
statt. Es sind insgesamt 51 Personen 
- davon 44 aus dem Bus - zu versor­
gen bzw. zu betreuen. Tabelle 11 
veranschaulicht die Schwere der Ver­
letzungen. Ein Drittel der betroffe­
nen Personen ist leicht verletzt und 
kann ambulant versorgt werden, ein 
Drittel muß in stationäre Behand­
lung und ein Drittel der Betroffenen 
ist in Lebensgefahr bzw. ist tödlich 
verletzt. 

Sonstiges 

Da der Verkehr schnell zum Still ­
stand kommt, ergeben sich keine 
gefährlichen Situationen durch vor­
beifahrende Fahrzeuge oder Schau­
lustige. (Auf diesem Autobahnab­
schnitt ereignete sich nach einem 
Lkw-Unfall mit zunächst nur zwe i 
Leichtverletzten durch Gaffer auf 
der Gegenfahrbahn vor ca . einem 
Jahr ein Folgeunfall mit sieben 
Schwerverletzten(!) .) Zurück zum 
14.6.1994. Die UnfallsteIle wird zwar 
nicht sofort abgesperrt und es 
kommt zu einer erheblichen "Durch­
wanderung" von sogenannten Zeu­
gen und Neugierigen. Einige Unbe­
teiligte schleichen sich dennoch 
durch den Wald an den Bus heran 
und müssen vertrieben werden. Dies 
erschwert die endgültige Festlegung 
der Anzahl der Verletzten, da immer 
wieder neue Zahlen von Verletzten 
und Beteiligten diskutiert werden 
und als Vorsichtsmaßnahme der 
Wald in westlicher Richtung durch­
kämmt werden muß. 

Die meisten Auto insassen der 
stillstehenden Pkw halten sich je­
doch in akzeptabler Entfernung zum 
Brennpunkt des Geschehens auf. Zu 
einer Behinderung des Rettungs­
dienstes bzw. zur Gefährdung von 
Einsatzkräften und Opfern kommt 
es bei diesem Unfall nicht. 

Die Presse, insbesondere Kame­
raleute vom Privatfernsehen, ist sehr 
früh am Ort des Geschehens. Nie­
mand weiß genau, wie Fernsehka­
meras derart schnell aufgebaut wer­
den können, wenn sich Fahrzeuge 
des Rettungsdienstes noch auf der 
Anfahrt befinden. Einerse its be­
trachten wir Ärzte d ie Meinungs­
und Pressefreihe it als ein hohes 
Rechtsgut und wollen die Reporter 
nicht bei ihrer Arbeit beh indern 
(Wenn sie uns nicht erhebl ich 
stören I). Andererseits ist es aus un­
serer Sicht unakzeptabel, wenn äl ­
tere, verletzte Bürger Minuten nach 
einem Unfall, gerade aus den Trüm­
mern geborgen und teilweise unter 
Schock, vor laufender Kamera inter­
viewt werden. Einige solcher Szenen, 
die sich bei diesem Busunfall ab­
spielten, verurteilen Ärzte und Ret­
tungspersonal mit Nachdruck! 

Schwere Busunglücke in den letz­
ten Jahren sind in Tabelle 12 aufge­
führt (5). Teilweise sind sie auf Fahr­
fehler und Fehlverhalten der Bus­
lenker zurückzuführen (4). Häufig 
trifft den Fahrer, wie bei " unserem" 
Busunfall , jedoch keine Schuld am 
Geschehen. Durch die hohe Zahl der 
Fahrzeuginsassen muß beim Stich­
wort " Busunglück" mit Toten und ei­
ner Vielzahl von Verletzten gerech­
net werden . Spätestens nach Ein­
gang mehrerer Notrufe kurz 
hintereinander bzw. nach der ersten 
Lagemeldung vor Ort gilt für die 
Leitstelle das Stichwort bzw. die In­
dikation "Großschadensereignis" . 
Außerhalb von Großstädten und ins­
besondere in Landkreisen mit einer 
schwierigen Infrastruktur kann ein 
solches Ereignis zur Dekompensati ­
on der Leitstelle bzw. des Rettungs­
dienstes führen. Nicht überall lassen 
sich innerhalb von einer Stunde 30 
bis 40 Rettungsmittel und innerhalb 
30 Minuten 12 bis 15 Blaulichtärzte 
an das Geschehen heranführen! 
Übungen, Absprachen und gegen­
seitige Hilfe sollten selbstverständ­
lich sein . Einheiten aus dem KatS 
können sich als SEG, SEZ etc. in ca . 
30 Minuten am Großschadensort be­
finden! 

Die Einheiten aus dem KatS brin­
gen eine eigene Führungskraft mit 
und unterstellen sich dem Organisa­
torischen Leiter (Rettungsdienst). Ein 
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selbständiger Versorgungsauftrag 
nach Weisung durch Führungskräf­
te - vgl. auch Teil I - läßt beim 
Großschadensereignis die Motivati­
on und Kompetenz der ehrenamtli­
chen Mitarbeiter steigen . Die Be­
nennung von Führungskräften aus 
dem Rettungsdienst zur Versorgung 
einer Vielzahl akut ErkrankterNer­
letzter geht u. a. auf die "Empfeh­
lungen der Bundesärztekammer 
zum Leitenden Notarzt" zurück (6) . 
In letzter Zeit wird versucht, die strik­
te Trennung zwischen Katastro­
phenschutz und Rettungsdienst zu 
mindern . Führungskräfte aus dem 
Rettungsdienst bleiben auch nach Er­
reichen der Katastrophenschwelle 
innerhalb der Technischen Leitung 
(TEL) aktiv vor Ort. Es kommt ledig­
lich Neues unter veränderten Rechts­
bedingungen hinzu . Sicherlich hat 
sich der LNA vom Oberarzt vor Ort 
(ein unglücklicher Begriff) zum Me­
dizinmanager vor Ort entwickelt (7). 
Jedoch hat er nicht die rettungs- und 
sanitätsdienstlichen Einsatzkräfte zu 
koordinieren, zu leiten und zu über­
wachen. Ihm wird ein Partner (OrgL) 
zur Seite gestellt und beide wirken 
als kleinste mögliche TEL zusammen. 
Nur zusammen lassen sich u. a. die 
Aufgaben und Maßnahmen nach 
den Vorstellungen der Bundesärzte­
kammer (6) verwirklichen. Kommt 
die Feuerwehr hinzu, geht die 
Führung der TEL auf diese über. Die 
Tätigkeit des LNA kann jedoch kei­
ne eigene losgelöste Struktur sein, 
sondern ist Bestandteil der TEL als 
Institution der Gefahrenabwehr un­
terhalb der Katastrophenschwelle 
nach den Rettungsdienstgesetzen 
der Bundesländer. Probleme bei der 
Bestellung von LNA ergeben sich un­
ter der Forderung nach besserer un­
fall - und haftungsrechtlicher Absi­
cherung (8), der Forderung einer Be­
zahlung nach öffentlich-rechtlichen 
Bedingungen, z. B. BAT, sowie ins­
besondere der Einsatzbedingungen 
am Schadensort. Die Berufung der 
LNA auf ehrenamtlicher Basis wird 
von einigen Ärzten selbst abgelehnt. 
Insbesondere ist eine ehrenamtliche 
Tätigkeit als LNA mit einer Auf­
wandsentschädigung analog den 
Kreisbrandinspektoren nicht mit 
dem hohen Zeitaufwand und der 
enormen Verantwortung im Ein­
satzfall zu vereinbaren. Aus der Sicht 
des verunglückten Patienten muß je­
doch entgegengehalten werden: Das 
hier beschriebene Busunglück auf 
der A 67 kann ohne den Einsatz von 
Führungskräften aus dem Rettungs­
dienst nicht ausreichend bewältigt 
werden . Wer sich mit Wissen der 
Rahmenbedingungen und der 
Kenntnis der Rechtsgrundlagen zur 
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Führungsperson ausbilden läßt, kann 
sich einer Berufung durch die zu­
ständige Behörde nicht ohne weite­
res widersetzen . Nachverhandlun­
gen mit dem Ziel besserer Bedin­
gungen sind immer möglich . 

* Ich danke Herrn Solert, freier 
Pressefotograf, für die Überlassung 
der Bilder. 

Weitere Einzelheiten ergeben 
sich aus den Bildern: 

Bild 1 zeigt den in Fahrtrichtung des 
verunglückten Busses gerade noch 
zum Stehen gekommenen Pkw, den 
Holzteile an der Windschutzscheibe 
trafen. Im Hintergrund erkennt man 
die zerstörten Mittelleitplanken mit 
Ladungsteilen des unfallverursa­
chenden Lkw. Die Bremsspuren des 
Busses führen direkt in die Bö­
schung. In Fahrtrichtung Norden ste­
hen die Fahrzeuge des Rettungs­
dienstes und Katastrophenschutzes 
als Warteschleife (rechter oberer 
Bildrand) . 

Bild 2 zeigt den Einsatzabschnitt 2, 
zugleich 2. Sichtungsraum und Ver­
sorgungsstelle vor Beladen der Ein­
satzfahrzeuge mit Verletzten. Genau 
an dieser Stelle hat der Bus die Sei­
tenleitplanken durchbrochen und ist 
die Böschung hinuntergestürzt. 

Leichtverletzte, Beteiligte und Un­
fallzeugen befinden sich weitge­
hend noch ohne Versorgung und Be­
treuung, da der Rettungsdienst sich 
in dieser Phase mit den Schwer- und 
Schwerstverletzten am bzw. im Bus 
beschäftigt. 

Bild 3 zeigt die Versorgung und Her­
stellung der Tansportfähigkeit einer 
Schwerverletzten für den Hub­
schrauber. Ein Team steigt zum Bus 
hinab (linker Bildrand) . Der dienst­
habende LNA (Bildmitte) läßt sich 
berichten. Zahlreiche Trümmerteile, 
Geräte und Material. Die Lage wird 
übersichtlicher, "keine weiteren 
Kräfte" . Die meisten Verletzten sind 
jetzt versorgt und betreut. 

Bild 4 rechts in Fahrtrichtung Nord 
stehen die ankommenden Fahrzeu­
ge; in Fahrtrichtung Süden befinden 
sich die Hubschrauberlandeplätze. 
Nur Fahrzeuge, die beladen werden, 
dürfen hier anfahren . Die Presse 



TABELLE 9 
Einsatzkräfte am 
Unfallort 
Fahrzeuge aus dem 
Katastrophenschutz: 14 

SEG Bensheim 

SEG Viernheim 

KTW aus 4 Ortsverbänden 

1 Freiwillige Feuerwehr aus 
Lorsch 

Rettungsdienst: 33 

12 Notarztwagen (5 NEF, 
1 NAW, 6 RTH) 

18 RTW 

03 KTW 

filmt und unternimmt Life-Interviews 
der Verletzten (vgl. auch Sonstiges). 
Hierbei kommt es fast zu tätlichen 
Auseinandersetzungen. 

Literaturangaben: 

1 Neuhauser, Stefan, Klaus Weber: 
Schnelleinsatzgruppen (SEG) . Ein 
neues Konzept im Rahmen der me­
dizinischen Gefahrenabwehr, Not­
fallvorsorge und Zivile Verteidigung, 
11190,19-22 

2. Neuhauser, Stefan et al: Koopera­
tion im Rahmen der Medizinischen 
Gefahrenabwehr unter besonderer 
Berücksichtigung von katastrophen­
tauglichen Medikamenten (Kata­
strophenpharmazie Teil 3), Notfall ­
vorsorge und Zivilverteidigung, 11192, 
S. 73-41 

3. Neuhauser, Stefan, Thomas Schu­
ster, Peter Schnabel : Typische Fehler 
und Versäumn isse von Einsatzkräf­
ten vor Ort unter besonderer 

Tabelle 10 ___ • 
Verteilung der Verletz­
ten auf Krankenhäuser 
(6 tödlich Verletzte; kein 
Transport) 

10 Verletzte ambulant: 
Krankenhaus der Stufe I (Grund­
versorgung) 

9 Verletzte stationär: 
Krankenhaus der Stufe I 

6 Verletzte ambulant: 
Krankenhaus der Stufe 11 (Regel­
versorgung) 

7 Verletzte stationär: 
Krankenhaus der Stufe 11 

o Verletzte ambulant: Kranken­
haus der Stufe 111 (Schwerpunkt­
versorgung) 

3 Verletzte stationär: 
Krankenhaus der Stufe 111 

o Verletzte ambulant: Kranken­
haus der Stufe IV (Zentralversor­
gung) 

7 Verletzte stationär: 
Krankenhaus der Stufe IV 

(3 Personen wurden nur betreut 
bzw. verweigerten die Mitfahrt) 

zusammen 51 Personen 

Berücksichtigung rettungsdienstli­
cher und katastrophenmedizinischer 
Erfahrung in der Praxis. Vortrag auf 
dem Internationalen Notfalikongreß 
in Hanau am 12.9.1992 

4. Dembeck, A.: Fallbeispiel: Busun­
fall Bad Dürrheim - Beschreibung des 
Einsatzablaufs. Vortrag auf dem 13. 
Bundeskongreß Rettungsdienst 
Nürnberg 93 

5. Hersehe, B., S. Neuhauser: Busun-

TABELLE 11 
Verletztenart 
1. Betreuungsbedürftig: 

3 Personen 
2. Ambulant: 

16 Personen 
3. Stationär: 

16 Personen 

4. Akute Lebensgefahr: 

10 Personen 

5. Reanimation, Tod:* 

6 Personen 

Gesamtanzahl: 51 Personen 

.. Die Anzahl der Toten erhöhte sich 
nach Tagen auf 8 Personen 

f all vom 14.6.1994 auf der A 67 . Aus 
P. Sefrin, Handbuch für den LNA, in 
Vorbereitung 

6. Die Empfehlungen der Bundes­
ärztekammer zum Leitenden Not­
arzt, Deutsches Ärzteblatt 85, 
25.2.1988, S. 349-51 

7. Franke, D., B. Coellen : Ein Jahr­
zehnt Leitender Notarzt, Notfallme­
dizin 17 (1991), 332-40 

8. Ekkernkamp, A., G. Muhr: Qual i­
fizierung und Berufung des Leiten­
den Notarztes, Analyse und Ausblick 
Deutsches Ärzteblatt 90, 5.3.1993: 
419-22 

Ausgewählte Busunglücke der letzten Jahre in Deutschland (West) 

Datum Tote Ort Unfallhergang 

7.3.75 12 München-Allach Ein Bus wird von einem Zug gerammt. Die Schranken wur-
den zu früh geöffnet. 

22.1 .80 13 Niederdreibach (Westerwald) Ein Bus stürzte bei eisglatter Fahrbahn eine vier Meter ho-
he Böschung hinab. 

11.2.85 21 Langenbruck Ein doppel.stöckiger Bus mit Militärangehörigen prallt auf 
der A 9 bel München-Nürnberg gegen einen Tankzug und 
brennt aus. 

6.9.92 21 Donaueschingen Ei~ übermüde.ter Bu~fahrer lenkt seinen Bus gegen die 
Leitplanken, dieser wird aufgeschlitzt (35 Verletzte) . 

14.6.94 8 Lorsch Auf der A 67 wird ein Bus von Teilen einer Holzladung ge-
troffen, stürzt eine Böschung hinab (ca. 40 Verletzte) . 
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Vom 
Katastrophenschutz zur 
Ordensverleihung -
Frau Ordenskanzlerin 
Bickenbach 

Dorothea Bickenbach, Jahrgang 
1952, ist Volljuristin wie viele ihrer 
Kollegen und -innen. Nach fünfein­
halb Jahren als Referentin im Bun­
desamt für Zivilschutz, wo sie für 
Maßnahmen zum Schutz der Ge­
sundheit zuständ ig war, wechselte 
sie 1990 ins Bundesministerium des 
Innern. Jetzt ist Frau Bickenbach seit 
einigen Wochen in einem neuen 
Amt: Ordenskanzlerin im Bundes­
präsidialamt und - als erste Frau auf 
diesem Posten. Erste Feststellungen 
in neuer Funktion. 1993, neuere Zah­
len liegen nicht vor, gingen von 4265 
Verleihungen aller Stufen nur 23 in 
die neuen Bundesländer, wurden 25 
Prozent weniger Orden verliehen als 
im Vorjahr, nachdem sich der ehe­
malige Bundespräsident von Weiz­
säcker für ei ne strengere Prüfung 
eingesetzt hatte, und waren unter 
den Ausgezeichneten nur 17 Prozent 
Frauen. Das, meint Frau Ordens­
kanzlerin verständlicherweise, kön­
ne sie nicht glauben, daß Frauen so­
viel weniger leisten als Männer. 
Frau Bickenbach hat übrigens in die­
ser Zeitschrift Sachverstand und Au­
torenfähigkeit bewiesen. 1990 ver­
öffentlichte sie zwei beachtete 
Beiträge zum Schutz der Gesundheit 
im Zivilschutz und zu den Neurege­
lungen im KatSG in den §§ 13-13c. 
Herzlichen Glückwunsch, Frau 
Bickenbach, und viel Erfolg in dieser 
herausragenden Tätigkeit. 
(hs) 

Adveniat -
Geschäftsführer beklagt 
entwicklungspolitische 
Mißerfolge 

Dieter Spelthahn, Prälat und Ge­
schäftsführer des Hilfswerkes der 

deutschen Katholiken für Latein­
amerika ,Adveniat, erklärte: "Je mehr 
ich mich mit Lateinamerika beschäf­
tige, umso mehr komme ich zu der 
Überzeugung, daß Entwicklungs­
projekte vernünftig sind, daß sich 
aber auf diesem Weg die Strukturen 
eines Landes nie ändern werden ." 
Damit die Armen aus dem Elend her­
auskämen, müsse die Gesellschaft re­
gelrecht "umgekrempelt, das heißt 
bekehrt" werden. Bei einem Treffen 
zwischen der Spitze des lateiname­
rikanischen Bischofsrates Celam mit 
der Leitung von Adveniat hatte zu­
vor der honduranische Erzbischof Os­
car Rodriguez bilanziert: "Die Kluft 
zwischen Reich und Arm ist in den 
lateinamerikanischen Gesellschaften 
zu einem Abgrund geworden." 

Neuer Generalsekretär 
der WEU 
Der portugiesische Diplomat Jose Cu­
tileiro ist neuer Generalsekretär der 
Westeuropäischen Union (WEU) . 
Dies teilte das niederländische 
Außenministerium in Den Haag mit. 
Cutileiro trat die Nachfolge des Nie­
derländers Wim van Eekelen an, des­
sen Mandat am 15. November 1994 
ablief. Die WEU-Botschafter waren 
zuvor in Brüssel zu Beratungen über 
die Nachfolge zusammengekom­
men . Die WEU soll einmal der mi­
litärische Arm der Europäischen Uni­
on (EU) werden. Ihr gehören alle EU­
Staaten außer Dänemark und Irland 
an . Griechenlands WEU-Beitritt ist 
noch nicht von allen Mitgliedsstaa­
ten ratifiziert. 

Malteser unterstreichen 
mit neuer Funktion den 
Stellenwert ihrer 
Auslandsarbeit: 
Dieter ClauB, General a. D., ist 
erster Bundesauslandsbeauf­
tragter des Malteser-Hilfsdien­
stes 
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plus Porto und Versand kosten . 
Kündigung des Abonnements spä­
testens drei Monate vor Jahresen­
de. Zahlungen aussschließlich an 
den Osang Verlag GmbH Bonn 

Dieter Clauß (60), General a. D., bis 
1993 Stellvertretender Oberkom­
mandierender der NATO-Streitkräf­
te in Europa, ist der erste Bundes­
auslandsbeauftragte des Malteser­
Hilfsdienstes. Clauß, Berater im 
Zentralkomitee der Deutschen Ka ­
tholiken und Mitglied in der Kom­
mission Justitia et Pax, übernimmt in 
dieser neugeschaffenen Funktion eh­
renamtlich beratende, koordinie­
rende und repräsentative Verant­
wortung für die Auslandsarbeit der 
deutschen Malteser - etwa als 
zukünftiger Vertreter der Malteser 
im Arbeitskreis Humanitäre Hilfe des 
Auswärtigen Amtes. Über Auslands­
erfahrung verfügt Clauß durch sei ­
ne berufliche Tätigkeit. So führte ihn 
seine letzte Verwendung bei der NA­
TO häufig nach Osteuropa, wo die 
Malteser in Strukturhilfeprojekten 
den Aufbau eigener Hilfsdienste un­
terstützen . 

Johannes Freiherr Heeremann, Ge­
schäftsführender Präsident des Mal­
teser-Hilfsdienstes: "Wir wollen mit 
der neuen Position den Stellenwert 
der Auslandsarbeit bei den Malt­
esern hervorheben. Mit ihrer ehren­
amtlichen Besetzung unterstreichen 
wir, daß überall da, wo Menschen 
Not leiden, jeder von uns unmittel­
bar gefordert ist und nicht nur der 
professionell mit diesem Elend Be­
faßte. " 

Die Auslandsarbeit der Malteser um­
faßt neben der Strukturhilfe die Ka­
tastrophen- und die Aufbauhilfe. So 
kümmern sich die Malteser um Le­
pra-Kranke in Kambodscha und pro­
duzierten im Auftrag des Auswärti ­
gen Amtes zuletzt über 22 Millionen 
Liter Trinkwasser für die ruandischen 
Flüchtlinge in Bukavu (Zaire). Inzwi­
schen haben sie ihre Ruandahilfe ins 
Landesinnere verlegt und im Distrikt 
Kiziguro die medizinische Grund­
versorgung von 150.000 Menschen 
übernommen. 

Malteser, Zentralstelle, Presse und 
Kommunikation (23.1.1995) 

Erscheinungsweise: 4mal jährlich 
zum Quartalsende 

Anzeigenverwaltung: Osang Ver­
lag GmbH, Am Römerlager 2, 
53117 Bonn. Telefon 0228 
- 687088/89; FAX: 0228 - 67 96 31 . 

Alle Rechte, auch für Auszüge und 
Übersetzungen, vorbehalten . Die 
gezeichneten Beiträge stellen nicht 
unbedingt die Meinung des Her­
ausgbers oder der Redaktion dar. 
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GRUNDGESETZ MIT 
KOMMENTIERUNG 
von Peter Schade 

1995, 333 Seiten, Paperback 
ISBN 3-8029-7179-5 
16,80 DM 
Neu erschienen im 
WALHALLA Fachverlag 
Berlin - Bonn - Regensburg 

Diese populäre Kommentierung bie­
tet solides Wissen. Jeder Artikel des 
Grundgesetzes wird verständlich, an­
schaulich und - wo geboten - an­
hand von konkreten Beispielen er­
läutert. 

Das Walhalla-Grundgesetz mit Kom­
mentierung berücksichtigt alle ak­
tuellen Entwicklungen, Verfas­
sungsänderungen und Entscheidun­
gen des Bundesverfassungsgerichtes, 
so zum Beispiel : 
- zu den umfassenden Modifizie­

rungen des Grundrechtsteils 
(Gleichstellungsgebot von Mann 
und Frau, Asylregelung), 

- zur Post- und Bahnreform, 
- zur Europäischen Union und der 

Umsetzung des Vertrages von 
Maastricht, 

- zur Finanzverfassung, d. h. der 
Neuverteilung der Finanzen zwi ­
schen Bund und Ländern . 

Weitere Vorzüge: Die Einführung in 
das deutsche Verfassungsrecht 
schafft Verständnis für die Rechts­
basis Grundgesetz. Das Kurzlexikon 
wichtiger politischer und staats­
rechtlicher Begriffe macht die Aus­
gabe zugleich zum Nachschlage­
werk. 
Professor Dr. Peter Schade lehrt Wirt­
schaftsgeschichte an der Universität 
Magdeburg. 

LUFTRETTUNG 
Geschichte· Technik· Organisation 

von Bernd Biege 

1. Auflage 1994, 260 Seiten, 160 Ab­
bildungen, durchgehend vierfarbig, 
Hardcover 
ISBN 3-923124-51 -1, Bestell-Nr. 954, 
68,50 DM 
Stumpf & Kossendey Verlagsgesell­
schaft mbH, Edewecht 

"Das Luftfahrzeug wird zu nichts 
nützen, bis eine Maschine geschaf­
fen ist, die die Fähigkeit besitzt, 
senkrecht aufzusteigen, vor- und 
rückwärts zu fliegen, senkrecht her­
abzukommen und zu landen wie ein 
Kolobri. Es ist nicht einfach, eine sol­
che Maschine zu bauen, aber ir­
gendwer wird es tun!" 
(Thomas Alva Edison, um 1900) 

Luftrettung ist ein faszinierendes 
Thema für Fachleute und Laien glei­
chermaßen. Dieser neue Titel stellt 
in hervorragender Bild- und Text­
qualität erstmals die fliegenden Ret­
ter in ihrer gesamten Bandbreite vor 
- von der Geschichte über Helikop­
tertypen bis hin zu den Luftret­
tungssystemen in allen fünf Konti­
nenten! 

Der Autor hat eine beeindruckende 
Recherchierarbeit geleistet. Dabei 
wurde darauf geachtet, daß nur die 
tatsächlich verifizierbaren Fakten 
Aufnahme fanden. Die Geschichte 
des Fliegens und der Luftrettung 
wird ebenso amüsant wie lehrreich 
beschrieben, die Hubschraubertypen 
im Rettungsdienst mit ihren techni­
schen Daten wiedergegeben und ei­
ne Bestandsaufnahme Land für Land 
- von Ägypten über Großbritannien 
bis Zypern - gemacht. Stets sind 
wichtige Adressen mitangegeben. 
Auch ein Kapitel "Wie komme ich 
zur Luftrettung?" fehlt nicht. 

Der Autor: 
Bernd Biege, Jahrgang 1961, Studi­
um in Frankfurt, Glasgow und Stutt­
gart, Abschluß seines Magister Arti­
um; hat seit seinem Abitur u. a. im 
Rettungsdienst und bei einer 
Betriebsfeuerwehr gearbeitet, als 
Journalist in Lokalzeitung und Fach­
presse publiziert und bei ~inem Ren­
tenversicherungsträger Offentlich­
keitsarbeit mitgestaltet. Heute ist er 
Fachjournalist, freier Autor und Mit­
arbeiter der Zeitschriften "Ret­
tungsdienst" und "SEG". 

HANDBUCH FOR SCHNELL· 
EINSATZGRUPPEN 

von Thomas MitschkelHanno Peter 
(Hrsg.) 

2., überarbeitete Auflage 1994, 380 
Seiten, handliches Taschenformat, 82 
Abbildungen und Graphiken 
Bestell-Nr. 935, 
31,00 DM 
Stumpf & Kossendey Verlagsgesell­
schaft mbH, Edewecht 

Nach der ersten Auflage des Hand­
buches für Schnell-Einsatz-Gruppen 
wurde bereits nach sechs Monaten 
eine Neuauflage notwendig . Sie 
wurde geringfügig überarbeitet und 
um eine Tabelle mit Taktischen Zei­
chen für den Massenanfall von Ver­
letzten erweitert. Außerdem ist die 
zweite Auflage komplett vierfarbig 
gestaltet. 

Das praktische Handbuch dient allen 
SEGen, die ihre Konzeption über­
prüfen und verbessern wollen, und 

bietet eine Grundlage für die Ein­
richtung neuer SEGen. In zehn Ka­
piteln werden alle Aspekte behan­
delt, die für eine Schnell -Einsatz­
Gruppe von Bedeutung sind: von der 
Medikamentenausstattung und der 
Zusammenarbeit mit dem Leitenden 
Notarzt und dem Organisatorischen 
Leiter bis hin zu FernmeIdeorgani­
sation und Unfallverhütung. In zwei 
weiteren Kapiteln werden einige 
Schnell-Einsatz-Gruppen vorgestellt 
und Berichte über Einsatzerfahrun­
gen gegeben. 
Mit seinem handlichen DIN A6-For­
mat, dem flexiblen, abwaschbaren 
Kunststoffeinband und der über­
sichtlichen Gliederung hat sich das 
Handbuch für Schnell -Einsatz-Grup­
pen als optimal praxisnahes Nach­
schlagewerk bewährt, das gleicher­
maßen für die schnelle Information 
"vor Ort" wie für das ausführliche 
Studium der SEG -Grundlagen ge­
eignet ist. Ein handliches, übersicht­
liches Taschenbuch. 

ERFAHRUNGSBERICHT 
"RETTENDER SCHILD '91" 

von Hans-Jürgen Bosch und Ralf 
Schmidt 

Am 23. Januar 1995 versandte die 
Bezirksregierung Düsseldorf den Er­
fahrungsbericht der Stabsrahmen 
übung "Rettender Schild '91" 

Das Vorwort des Regierungspräsi ­
denten vom Dezember 1994 betont, 
"daß in Zeiten der knappen perso­
nellen und materiellen Ressourcen 
regionale Übungen dieser Größen­
ordnung mit einem derart hohen 
Vorbereitungsaufwand zur Zeit nicht 
mehr durchführbar sind". 
Zugleich weist der RP auf die Not­
wendigkeit hin, in kleineren Übun­
gen auf Standortebene entspre­
chende Erkenntnisse über den Stand 
der Gefahrenabwehr zu gewinnen. 
Wie recht hat Dr. Behrens! 
Der 91 seitige Bericht auf Umwelt­
papier ist eine gute Informations­
quelle für Regierungspräsidien so­
wie Landkreise und kreisfreie Städ­
te. 
Er ist zu beziehen bei der Bezirksre­
gierung Düsseldorf, Postfach 300865, 
40408 Düsseldorf, unter dem AZ 
22.2.23-42; 
Tel. : 0211/475-2151, 
Fax: 0211/475-2976. 
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TERMINE 

Auszug aus dem Lehrgangsplan 
für die Feuerwehrausbildung Ja­
nuar bis Juli 1995 an der Brand­
schutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge 

Lehrgänge für Berufs- und Werk­
feuerwehren und andere Ein­
richtungen 

Brand inspektor-Lehrgang 
BIV 95/1 20.2., 30.6. 

Leh rgang "Fach bezogene naturwis­
senschaftliche-technische Grundla­
gen des Brandschutzes" 
BNWT 95/1 16.1., 24.3. 

Seminar " Rechtsgrundlagen für die 
Tätigkeit der Feuerwehr" 
RGL (BIA) 95/1 7.2., 3.4., 21.4. 

Lehrgang" Leitstellenpersonal " 
BLSt 95/1 9.1., 20.3 ., 7.4. 
BLSt 95/2 13.2., 24.4., 12.5. 
BLSt 95/3 20.3.,29.5., 16.6. 

Fortbildungslehrgang "Technische 
Hilfeleistung - Einsatztaktik für 
Führungskräfte" 
F/B TH (FL) 95/1 
F/B TH (FL) 95/2 
F/B TH (FL) 95/3 
F/B TH (FL) 95/4 

13.2.,17.2., 5.12. 
23.1., 3.4., 7.4. 

13.2., 24.4., 28.4. 
6.3., 15.5., 19.5. 

Grundlehrgang im Höhenrettungs­
dienst 
F/BGHR95/1 6.3 ., 17.3. 
F/BG HR 95/2 27.2.,8.5.,19.5. 

Lehrgang "Ausbilder im Höhenret­
tungsdienst" 
F/BA HR 95/1 7.2.,18.4., 28.4. 

Fortbildungslehrgang für Ausbilder 
im Höhenrettungsdienst 
F/BA HR (FL) 95/1 28.3., 6.6., 8.6. 

Lehrgang" Brandschutzbeauftrag­
ter" 
BSB 95/2 27 .2., 8.5., 19.5. 

Weitere Lehrgänge, Lehrgangsvor­
aussetzungen, Ausbildungsinhalt 
sind zu erfragen bei : 

Brandschutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge 
Lehrgangsverwaltung 
Biederitzer Straße 5 
39175 Heyrothsberge 

Tel. : 039292/61-309;310 
Fax: 039292/61 -307 
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Akademie für zivile Verteidigung 
Lehrgangsplanung Januar bis Ju­
li 1995 

Ernährungssicherstellungslehrgang 
(Lg. 1/95) 10.01. - 13.01. 

Grundlagenlehrgang 
(Lg. 2/95) 17.01. - 20.01. 

Stra ßenverkeh rssicherstell u ngs­
lehrgang - G -
(Lg . 3/95) 24.01. - 27.01. 

Aufbaulehrgang 
(Lg . 4/95) 

ZMZ-Lehrgang 
(LG . 5/95) 

31 .01 . - 03 .02 . 

14.02. - 17.02. 

Informationsveranstaltung für 
Führungskräfte 

19.02. - 21 .02. 

Ernähru ngssicherstell u ngs­
lehrgang 
(Lg. 6/95) 07.03. - 10.03 . 

Wirtschaftssicherstellungs­
lehrgang 
(Lg.7/95) 14.03 . - 17.03 . 

Grundlagenlehrgang 
(Lg . 8/95) 21.03. - 24.03 . 

ZMZ-Lehrgang 
(Lg . 9/95) 25.04. - 28.04. 

voraussichtlich Alarmkalender­
lehrgang (K) 
(Lg . 10/95) 03.05. - 05.05. 

Ernährungssicherstellungs­
lehrgang 
(Lg. 11/95) 09.05. - 12.05. 

Informationsveranstaltung für 
Führungskräfte 

Aufbaulehrgang 
(Lg. 12/95) 

Grundlagenlehrgang 

14.05. - 16.05. 

16.05. - 19.05. 

(Lg . 13/95) 30.05 . - 02 .06. 

Straßenverkehrssicherstellungs­
lehrgang - A -
(Lg . 14/95) 20.06. - 23 .06. 

voraussichtlich Alarmkalender­
lehrgang - V -
(Lg . 15/95) 27.06. - 30.06. 

Anmeldung erbeten an AkzV, Frau 
Mayer, Deutschherrenstraße 93-95, 
53177 Bonn, Tel. : 0228/9400 

Bundesverband Deutscher Kran­
kenhausapothekere.~ 
Arbeitsgruppe Pharmazie für 
Not- und Katastrophenfälle - Ka­
tastrophenpharmazie -

Management der Krankenhausapo­
theke bei Großschadensereignissen 
Fachtagung des Bundesverbandes 
Deutscher Krankenhausapotheker e. 
V. (ADKA e. V.) 
Mannheim, 28. April 1995 

BKS Heyrothsberge 
Auch in diesem Jahr hat die Brand­
schutz- und Katastrophenschutz­
schule Heyrothsberge gemeinsam 
mit dem Institut der Feuerwehr Sach­
sen-Anhalt einen "Tag der offenen 
Tür" eingeplant. Um wieder viele 
Besucher begrüßen zu können, der 
Termin : 
6. Ma i 1995: Tag der offenen Tür, 
Brandschutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge und In­
stitut der Feuerwehr Sachsen-Anhalt, 
Biederitzer Straße 5, 39175 Hey­
rothsberge 

Deutsche Gesellschaft für Katastro­
phenmedizin e. V. 
Workshop Containersysteme und 
Telemedizin bei Großschadensereig­
nissen 
Friedrichshafen, 9. Juni 1995 

Ale Konferenz 
"Hochwasser in Deutschland - Ursa­
chen und Präventivmaßnahmen" 
Köln, 29., 30. Juni 1995 




